Der Vorsitzende des Haupt- und Viernheim, den 17. August 2017
Finanzausschusses (Wirtschaftsforderung)

Amtliche Bekanntmachung

Einladung zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirt-
schaftsférderung)

Zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschaftsférderung) am
Donnerstag, dem 24.08.2017 um 18:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses lade
ich Sie herzlich ein.

TAGESORDNUNG:

1. Prafung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des
Kreises Bergstralle

2. Soziale Wohnraumférderung — Erwerb von Belegungsrechten 2017,
Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim fur eine
Forderung im Bauprogramm 2017; hier: stadtische Komplementarforde-
rung

3. Generalentwasserungsplan mit Stand April 2017
Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

4, Vergabe der Mittel zur Unterstitzung der "Eine Welt Gruppen™

5. Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim geméafR § 123a HGO

6. Verschiedenes

7. Stadtisches Grundstick Flur 15 Nr. 230/1, Wiesenstr. 71A, 4.077 mz;
Abschluss eines Kaufvertrages

8. Anwesen Berliner Ring 32

TOP 7 und 8 soll in nichtoffentlicher Sitzung beraten werden.

Viernheim, den 17. August 2017
Der Vorsitzende
gez.: Dr. Jorn Ritterbusch
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Protokoll-Nr. 14/2017 Viernheim, den 29.08.2017

™
PROTOKOLL \\

\

Zuderauf Donnerstag, den 24.08.2017, um 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rat-
hauses anberaumten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-

forderunq) waren erschienen:

VOM HAUPT- UND FINANZAUSSCHUSS (WIRTSCHAFTSFORDERUNG):

CDhuU:

SPD:

UBV:

GRUNE:

FDP:

Kempf, Bastian Stv. Stellv. fur Stv. Ergler
Gutperle, Jurgen Ehrenstv. stellv. Vorsitzender
Renner, Engelbert Stv. Stellv. fiir Stve. Kaser
Winkler, Christoph Stv.

Quarz, Klaus Ehrenstv. Stellv. fir Stv. Atris
Rihm, Dieter Stv.

Dr. Ritterbusch, Jorn Stv. ab 18:55 Uhr, TOP 8
Bleiholder, Rolf Stv.

Nordmann, Rolf Stv. Stellv. fiir Stv. Dr. Stiilpner
Klee, Wolfgang Stv. Stellv. fiir Enrenstv. Winkenbach
Kammer, Bernhard Stv.

BERATENDE MITGLIEDER (8 62 ABS. 4, S. 2 HGO):
Kempf, Ralf Stv. (WGV)

VON DER STADTVERORDNETEN-VERSAMMLUNG:

Bleiholder, Urte Stve (UBV)
VOM MAGISTRAT:
Baal3, Matthias Bilrgermeister
Bolze, Jens 1. Stadtrat
Vanli, Hayrettin Stadtrat
Ziegler, Klaus Stadtrat ab 18:50 Uhr, TOP 7

VON DER VERWALTUNG:

Rohrbacher, Stefanie Kammereiamt

Klein, Volker Hauptamt, Ordnungsamt
Schneider, Reiner BVLA

Ewert, Frank ASU

Hielscher, Marianne Stadtwerke/Stadtentwasserung

bis 18:15 Uhr, neu TOP 2
ALS SCHRIFTFUHRER:

Haas, Philipp Oberinspektor

VON DER PRESSE:
Tageblatt bis 18:25 Uhr, TOP 5
Sudhessen Morgen bis 18:25 Uhr, TOP 5
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Der stellv. Ausschussvorsitzender Jiurgen Gutperle ertffnete um 18:00 Uhr die Sitzung,
begrufdte alle Anwesenden und stellte die form- und fristgerechte Einladung sowie die Be-
schlussfahigkeit des Ausschusses fest.

Gegen das Protokoll der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-
forderung) vom 08.06.2017 (Nr. 13/2017) wurden keine Einwande erhoben.

TAGESORDNUNG:

(neu) 1. Generalentwasserungsplan mit Stand April 2017
Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

(neu) 2. Prufung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstra-
Re

(neu) 3. Soziale Wohnraumférderung — Erwerb von Belegungsrechten 2017,

Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim fur eine Férderung

im Bauprogramm 2017; hier: stadtische Komplementarférderung

Vergabe der Mittel zur Unterstutzung der "Eine Welt Gruppen"”

Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim gemalR § 123a HGO

Verschiedenes

Stadtisches Grundstick Flur 15 Nr. 230/1, Wiesenstr. 71A, 4.077 m?,

Abschluss eines Kaufvertrages

Anwesen Berliner Ring 32

No ok

o

(neu) 1. Generalentwasserungsplan rpit Stand April 2017
Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

Bezug: Vorlage der Stadtwerke/Stadtentwasserung vom 03.08.2017

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.
1. Stadtrat Bolze verwies auf die Informationsveranstaltung.

Ehrenstv. Quarz fragte, ob die MaRnahmen, die nach den letzten Starkregenereignis-
sen durchgefuhrt worden waren, nicht erfolgreich gewesen seien.

Burgermeister Baal} erklarte, dass der Eindruck in der Bevolkerung entstanden sein
konnte, dass mit diesen Mal3Bnahmen alle Probleme geldst seien. Dies sei so nie
kommuniziert worden. Die Malinahmen damals hatten schnell durchgefiihrt werden
kénnen. Im Magistrat wurden seit dem regelmaRig die neusten Erkenntnisse (u.a.
Messungen und Gutachten) beraten. Man schlage deshalb nun die dargelegte Vorge-
hensweise vor.

Beschluss:

Es wird beschlossen, dass mit den Planungen fir die geplanten Kanale der Prioritat 1
(Karl-Marx-Str., Einbindung Pumpwerk Saarlandstr., Kreuzstr., Siegfriedstr., lllertstr.,
Friedrich-Ebert-Str. Industriestr. bis auf Hohe Einfahrt stadtischer Bauhof) begonnen
werden soll.
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Die Listen der Uberflutungsgefahrdeten Stral3en, die sich aus den Simulationsberech-
nungen bei 20- und 30 jahrlichen Regenereignissen ergeben, sollen in geeigneter
Form veroffentlicht werden.

Abstimmung: Einstimmig, O Enthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszug: Stadtwerke / Stadtentwasserung

(neu) 2. Prufung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt
des Kreises Bergstralde

Bezuq: Vorlage des Kdmmereiamtes vom 20.07.2017
Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.
Stv. Bleiholder fragte nach dem Prifungshinweis auf Seite 8.

Frau Rohrbacher (Kdmmereiamt) erklarte, dass es sich dabei um rein bilanzielle
Dinge handle. Die bisherigen Planungskosten fur das Rathaus seien im Bereich ,An-
lagen im Bau“ gebucht. Sobald die MalRnahme durchgefuhrt sei, konne man dies um-
buchen.

Beschluss:

Der Haupt- und Finanzausschuss / Wirtschaftsférderung nimmt von dem Schlussbe-
richt nach erfolgter Beratung Kenntnis und empfiehlt der Stadtverordneten-
Versammlung, dem Magistrat fur das Jahr 2015 Entlastung zu erteilen.

Abstimmung: Einstimmig, O Enthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszuqg: Kdmmereiamt

(neu) 3. Soziale Wohnraumférderung — Erwerb von Belegungsrechten
2017;
Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim fir
eine Forderung im Bauprogramm 2017: hier: stadtische Komplemen-
tarférderung

Bezug: Vorlage des Amtes fur Stadtentwicklung und Umweltplanung vom 28.07.2017

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.

Burgermeister Baal} informierte, dass die Baugenossenschaft weiterhin belegungs-
mogliche Wohnungen anbieten wolle und deshalb einen entsprechenden Antrag beim
Land gestellt habe. Bei positiver Bescheidung zahlen das Land 10 Jahre lang 1,50 €/
m2. Man schlage vor, dass die Stadt sich mit einer Férderung von 1 € / m? beteilige.
Damit stelle man gunstige Mieten sicher und erh6he auch die Chancen auf eine For-
derung, da man bei einer stadtischen Beteiligung hdher priorisiert werde. Als Gegenfi-
nanzierung stehen die Einnahmen aus der Fehlbelegungsabgabe zur Verfigung
(95.000 €), von denen 85 % zurlck in den Bereich soziale Wohnungen flieBen misse
— ansonsten misse man die Mittel an das Land abfiihren.

Stv. Winkler fragte, ob die stadtische Férderung an die Zahlungen des Landes ge-
koppelt seien.
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Herr Ewert (ASU) bestétigte, dass es sich um eine Komplementarforderung handle.
Auf Nachfrage von Stv. Bleiholder antwortete er, dass das Land rd. 4 Mio. € fur ganz
Hessen zur Verfigung stelle.

Burgermeister Baal3 wies darauf hin, dass man nicht davon ausgehe, alle beantrag-
ten Wohnungen vom Land bezuschusst zu bekommen.

Stv. Bleiholder sagte, dass es angesichts des 4 Mio. €-Fdrdertopfes fur ganz Hessen
unrealistisch sei, dass Viernheim alleine 1,2 Mio. € erhalte.

Stv. Kammer sagte, dass fur Empfanger von SGB Il und SGB XII Leistungen der
Kreis zustandig sei. Er fragte, ob man mit einem solchen Zuschuss damit nicht indirekt
den Kreis subventioniere.

Burgermeister Baald erwiderte, dass nicht in allen Féllen die Mieter Empfanger von
Leistungen nach SGB Il oder SGB Xl seien.

Stv. Klee fragte, wie genau das Vorschlagsrecht aussehe.

Burgermeister Baal} erklarte, dass nur der entsprechende Personenkreis die Woh-

nungen beziehen dirfe. In der Praxis schlage die Stadt 3 Kandidaten vor, aus denen
die Baugenossenschaft dann einen auswéhle. Allerdings kdnne diese auch alle 3 ab-
lehnen. Dann misse man neu vorschlagen.

Stv. Rihm lobte diesen konkreten Vorschlag, finanziell schwache Bevoélkerungsgrup-
pen mit Wohnraum zu versorgen. Man musse alle Méglichkeiten nutzen.

Stv. Bleiholder fragte, ob die 95.000 € Fehlbelegungsabgabe bereits eingegangen
seien.

Burgermeister Baal3 antwortete, dass man angesichts der Bescheide von dieser
Summe ausgehe. Auf Nachfrage von Ehrenstv. Quarz erklarte er, dass man mit rd.
50 % Verwaltungskosten rechnen musse. Diesen Anteil wolle man zukunftig reduzie-
ren.

Beschluss:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, dass
sich die Stadt bei der Férderung zum Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem
Wohnraum (Antrag der Baugenossenschatft Viernheim eG) mit einem Zuschuss in HO-
he von 1,-- €/m? férderfahiger Wohnflache multipliziert mit der Bindungsdauer in Mona-
ten beteiligt.

Die nétigen Haushaltsmittel werden in den Folgejahren veranschlagt. Die zweckge-
bundenen Einnahmen aus der Fehlbelegungsabgabe werden hierfiir verwendet.

Abstimmung: Einstimmig, O Enthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszug: ASU, Kdmmereiamt, Blrgermeister, Sozialamt

Vergabe der Mittel zur Unterstiitzung der "Eine Welt Gruppen"

Bezuqg: Vorlage des Hauptamtes vom 30.05.2017
Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.
Beschluss:

Es wird beschlossen, die Verteilung der Mittel entsprechend der Anlage 2 der Vorlage
vorzunehmen.
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Abstimmung: Einstimmig, 0 Enthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszug: Hauptamt

Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim gemafl 8§ 123a HGO

Bezuq: Vorlage des Hauptamtes vom 06.06.2017
Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.
Beschluss:

1. Die stadtischen Gremien nehmen vom Beteiligungsbericht gemaf 123 a HGO
Kenntnis.

2. In den Amtlichen Verkundungsblattern soll nach Beschluss der Stadtverordneten-
Versammlung auf die Méglichkeit der Einsichtnahme im Hauptamt fir einen Zeit-
raum von 4 Wochen ab Bekanntmachung hingewiesen werden.

3. Der Bericht soll auch auf der Homepage der Stadt Viernheim veréffentlicht werden.

Abstimmung: Einstimmig, O Enthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszuq: Hauptamt, Kimmereiamt

Verschiedenes

e Lautsprecherwerbung von Parteien

Stv. Bastian Kempf fragte, ob die Lautsprecherwerbung, die eine Partei im Laufe des
Tages durchgefiihrt habe, genehmigt sei.

Ordnungsamtsleiter Klein erklarte, dass ein Antrag gestellt wurde. Diesen habe man
nicht ablehnen kbnnen. Man habe allerdings Vorgaben zum Umfang der Werbung und
der Lautstarke gemacht.

Auszug: Ordnungsamt

e Transparenzbericht
Stv. Winkler fragte nach dem Sachstand.
Burgermeister Baal? erklarte, dass der Sachverhalt noch in Vorbereitung sei.
Auszuq: Blrgermeister

e Umbau Kindertagesstatte Johannes XXIII

Unter Hinweis auf die beschlossene finanzielle Beteiligung bei der Umgestaltung der
Kita Johannes XXIII. berichtete 1. Stadtrat Bolze Uber das Ergebnis einer Begehung
zur Feststellung des Baufortschritts "Umnutzung Kellerraume". Die bisher durchge-
fuhrten Maflinahmen liegen im Kostenrahmen und derzeit seien keine Hinweise be-
kannt, wonach Teuerungen gegenutber der urspringlichen Kostenschatzung zu erwar-
ten sind.

Allerdings wurde hinsichtlich des vorbeugenden Brandschutzes gefordert, dass die
Gruppenrdume im EG des Kindergartens einen zweiten baulichen Rettungsweg, und
zwar unmittelbar nach auf3en, erhalten. Dies kénne durch Verbindungsstege gelost
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werden. Bisher nicht geplante Kosten fallen fur die Stege und die Bearbeitung der
Fensterflachen an.

Weiterhin wurde festgestellt, dass die vorhandenen Fenster teilweise marode seien.
Im Grunde sollten sdmtliche erkerahnlich ausgebildeten Fensterelemente zur Molitor-
stralRe hin ausgetauscht werden. Ob dies tatsachlich nicht abwendbar sein werde,
musse noch abschliel3end gepruft werden.

Weiterer Kostenfaktor kénnte das Aul3engelande werden. Der Freibereich sollte nach
Erweiterung Uberarbeitet werden. Grundséatzlich beteilige sich die Stadt an Mal3nah-
men im Aul3enbereich nicht. Hier liege aufgrund der VergroRerung der Betreuungska-
pazitat allerdings eine Sondersituation vor.

Eine exakte Benennung und Bezifferung aller zuséatzlich erforderlichen Mal3nahmen
konnte seitens des Architekten noch nicht vorgelegt werden. Sobald diese vorliegen
werden die Gremien mit der Angelegenheit beschaftigt.

Stv. Bastian Kempf wunderte sich tGber den nun plétzlich notwendigen Rettungsweg.

Amtsleiter Schneider (BVLA) erklarte, dass durch die Veranderung im Bestand
(Treppenhaus) das Brandschutzkonzept Uberarbeitet werden musse. Es liege hierbei
ein gewisser Ermessensspielraum vor. Man misse nun zunachst den Bescheid des
Kreisbauamtes abwarten.

Auszuqg: BVLA

e 3. Bauabschnitt Innenstadt
hier: Lickenhafte Bauplanung und Ausschreibung von Bauleistungen

1. Stadtrat Bolze zitierte aus einer Stellungnahme des Hessischen Stadte- und Ge-
meindebundes vom 17.07.2017 zur Prifung von Regressanspriichen gegentiber den
Berliner Architekten bbz anlasslich lickenhafter Bauplanung und Ausschreibung von
Bauleistungen im Rahmen der Umgestaltung der Innenstadt Viernheim -3. BA- wie
folgt:

.[.--] Nach Zuschlagserteilung hat sich herausgestellt, dass die Kosten fur das Was-
serspiel sich nicht unerheblich erhéhen. Die durch den Auftragnehmer geltend ge-
machten Mehrkosten fur die nicht ausgeschriebene Schlauch- und Rohrverbindung
betragen 50.000 €. Eine weitere Mehrvergutung erfolgt aus der Veranderung flr die
Herstellung des Platzbelages (62.000 €) sowie die nicht ausgeschriebene Beleuchtung
der Dusen. Seitens der Stadt wird darauf verwiesen, dass des Weiteren aufgrund von
Behinderungen und Verzdgerungen im Bauablauf Mehrkosten in Hohe von 50.000 bis
80.000 € entstehen sollen. Letzteres muss allerdings jeweils einer exakten Uberprii-
fung unterzogen werden, da die Behinderungskosten nicht grundsatzlich, sondern nur
im konkreten Einzelfall und auf der Grundlage konkreter Nachweise entstehen kon-
nen. Seitens der Stadt wird die Ansicht vertreten, dass die Mehrvergitungen im vor-
genannten Sinne daraus resultieren, dass einerseits Materialien bzw. Leistungen nicht
ausgeschrieben worden sind und andererseits — den Platzbelag betreffend — eine An-
derung der ausgeschriebenen Leistung erfolgen musste und anstelle eines Splittbettes
ein fester Untergrund erforderlich ist.

Im Hinblick auf einen moglichen Schadensersatzanspruch gegeniber dem Architekten
ist zunachst festzuhalten, dass diesem im Hinblick auf die Differenz zwischen der Kos-
tenschéatzung und der Kostenfeststellung in Hohe von in der Regel 25 % eine Kosten-
Uberschreitung zugebilligt wird, ohne dass insoweit von einem schuldhaften Verhalten
auszugehen ist. Dies gilt allerdings nicht fur diejenigen Falle, in denen eine — wie hier
— fehlerhafte Planung Ursache fir die Kostenerhéhung ist. Wenn Leistungen, die er-
forderlich sind, in der Planung oder in der Ausschreibung vergessen wurden oder eine
erforderliche Anderung einer geplanten bzw. ausgeschriebenen Leistung (hier des
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Platzbelages) im Nachhinein festgestellt wird, unterliegen diese héhere vom Auftrag-
geber zu tragende Kosten nicht dieser 25-Prozent-Regelung.

Somit ist zunachst festzustellen, dass aufgrund eines Planungs- oder Ausschreibungs-
fehlers der Stadt Mehrkosten entstehen bzw. entstanden sind. Dies ist auch auf ein
schuldhaftes Verhalten des Architekten zurtickzufiihren, was Voraussetzung fur die
Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs ist.

Ein Schadensersatzanspruch setzt sich allerdings auch voraus, dass dem Auftragge-
ber ein Vermdgensschaden entsteht. Dies berechnet sich nach der sog. Differenzme-
thode. Danach ist die Situation, dass der Architekt ,alles richtig geplant bzw. ausge-
schrieben® hat der Situation gegenuberstellen, die entstanden ist, weil dies nicht er-
folgte. Aufgrund der Planungs- bzw. Ausschreibungsfehler sind die Mehrkosten ent-
standen. Hatte der Architekt die vergessenen Leistungen ordnungsgemal in die Pla-
nung und/oder die Ausschreibung einbezogen, waren diese Kosten allerdings eben-
falls entstanden. Dies wurde zur Folge haben, dass insoweit kein Vermdgensschaden
entsteht. Da auf der Grundlage der VOB/B die Mehrkosten sich aus dem Angebotsin-
halt und der Urkalkulation ermitteln, ist auch grundsétzlich nicht davon auszugehen,
dass eine geringere Vergutung entstanden ware, wenn die Leistungen im Ausschrei-
bungsverfahren unter Wettbewerbsbedingungen bepreist worden wéaren. Das Gegen-
teil misste die Stadt eine Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs darlegen
und beweisen.

Ein Vermodgensschaden ware allerdings dann festzustellen, wenn bei rechtzeitiger
Aufklarung bzw. ordnungsgemafer Planung die Stadt in die Lage versetzt worden wa-
re, von der Leistung insgesamt Abstand zu nehmen oder die Leistungen — etwa durch
Eigenleistungen — preiswerter hatte gestalten kénnen. Dazu ist allerdings die Stadt
darlegungs- und beweispflichtig. Der Hinweis darauf, dass die Entscheidung méglich-
erweise anders ausgefallen wére, reicht dafur nicht aus.

[...]

Ein Anspruch auf Schadensersatz oder Versagung des Mehrvergitungsanspruch ge-
genuber dem Unternehmer ist diesseits nicht erkennbar.”

Stv. Winkler sagte, dass eine Schlussfolgerung sein kdnne, nur noch bedingte Ent-
scheidungen bei Teilauftragen bei Grol3projekten zu fassen.

Auszuqg: ASU

e 3. Bauabschnitt Innenstadt
hier: Inverzugsetzung Fa. Boymann

1. Stadtrat Bolze informierte, dass er die Fa. Boymann zum 28.07.2017 in Verzug ge-
setzt habe.

Auszug: ASU

TOP 7 wurde in nicht-6ffentlicher Sitzung beraten.

Stadtisches Grundstiick Flur 15 Nr. 230/1, Wiesenstr. 71A, 4.077 m2;

Abschluss eines Kaufvertrages
Bezuqg: Vorlage des Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamtes vom 09.08.2017

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.

Beschluss:
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1. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsforderung) empfiehlt der Stadtverordne-
tenversammlung zu beschlieen, das stadtische Grundstuck Flur 15 Nr. 230/1, Wie-
senstr. 71A, 4077 m2, zum Preis von XXX €, an die XXX zu verkaufen.

2. Der Stadtverordnetenversammlung ist Vorlage zu machen.

Abstimmung: 7 Ja-Stimme(n), 3 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 10 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszug: BVLA, WiF6, Kdmmereiamt

TOP 8 wurde in nicht-6ffentlicher Sitzung beraten.
8. Anwesen Berliner Ring 32

Bezuq: Vorlage des Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamtes vom 02.08.2017

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.
Beschluss:

1. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsforderung) nimmt davon Kenntnis,
dass die Stadtwerke Viernheim GmbH beabsichtigt, das Anwesen Berliner Ring 32,
Viernheim, anzukaufen.

2. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsforderung) beschliel3t, dass das An-
wesen Berliner Ring 32, Viernheim, nach Erwerb durch die Stadtwerke Viernheim
GmbH von der Stadt Viernheim zu einem monatlichen Mietzins von 2.000,00 € ange-
mietet wird.

3. Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsférderung) beschlief3t, dass in dem
mit der Stadtwerke Viernheim GmbH zu schlieRenden Mietvertrag vereinbart wird,
dass die Stadt Viernheim als Mieter neben den Ublichen Nebenkosten (umlageféahige
Kosten des Betriebs gem. der Betriebskostenverordnung) auch die Kosten der laufen-
den Bauunterhaltung Gbernimmt.

Abstimmung: 0 Ja-Stimme(n), 7 Gegenstimme(n), 4 Stimmenthaltung(en)
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend)

Auszuq: BVLA, Kdmmereiamt, KUBUS

ENDE DER SITZUNG: 19:15 Uhr

DER STELLV. VORSITZENDE: DER SCHRIFTFUHRER:
gez.Gutperle gez.Haas
(Jurgen Gutperle) (Philipp Haas)

F.d.R.d.A.
Oberinspektor
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& INHALTSVERZEICHNIS &

(neu) 1. Generalentwéasserungsplan mit Stand April 2017
Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

(neu) 2. Prufung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstra-
e

(neu) 3. Soziale Wohnraumforderung — Erwerb von Belegungsrechten 2017;
Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim fir eine Férderung
im Bauprogramm 2017; hier: stadtische Komplementéarforderung

Vergabe der Mittel zur Unterstiitzung der "Eine Welt Gruppen”
Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim geméanR § 123a HGO
Verschiedenes

Stadtisches Grundstiick Flur 15 Nr. 230/1, Wiesenstr. 71A, 4.077 m?;
Abschluss eines Kaufvertrages

N o g bk

8. Anwesen Berliner Ring 32

HuFA.Prot. Nr. 14/Sitzung vom 24.08.2017



TOP: Viernheim, den 03.08.2017
Federfiihrendes Amt
00 Stadtwerke/Stadtentwasserung

Aktenzeichen:

Diktatzeichen: MH
Drucksache: VL-55-2017/XVIII 1. Erganzung
Anlagen:

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Bendotigte Mittel:

Protokollausziige an: Stadtwerke / Stadtentwasserung
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Magistrat 29.05.2017 |vorberatend
Magistrat 17.07.2017 |vorberatend

Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen 22.08.2017 |vorberatend
(Stadtentwicklung, Agenda 21)

Haupt- und Finanzausschuss (Wirt- 24.08.2017 |vorberatend
schaftsférderung)
Stadtverordneten-Versammlung 25.08.2017 |beschlief3end

Beschlussvorlage

Generalentwasserungsplan mit Stand April 2017
Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, dass mit den Planungen fir die geplanten Kanale der Prioritat 1
(Karl-Marx-Str., Einbindung Pumpwerk Saarlandstr., Kreuzstr., Siegfriedstr., lllertstr.,
Friedrich-Ebert-Str. Industriestr. bis auf Hohe Einfahrt stadtischer Bauhof) begonnen
werden soll.

Die Listen der Uberflutungsgefahrdeten Stral3en, die sich aus den Simulationsberech-
nungen bei 20- und 30 jahrlichen Regenereignissen ergeben, sollen in geeigneter
Form veroffentlicht werden.

Beqgriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Aufgrund der besonderen Lage Viernheims, der zunehmenden Versiegelung im Stadtge-
biet und der zunehmenden Gefahr von Starkregenereignissen ist die Kapazitat des Ka-
nalnetzes nicht mehr ausreichend. Ohne weitere Mal3hahmen ist die von den Birgern er-
wartbare Entwasserung des Stadtgebietes nicht mehr gewéhrleistet. Umfangreiche Unter-
suchungen in den letzten Jahren unter Betrachtung kostenginstiger Alternativen haben




aufgezeigt, dass eine Erhdhung der Ableitungskapazitaten auf der Trasse Saarlandstr. /
Industriestr. dringend erforderlich ist, um eine Entwasserung aufgrund der Regeln der
Technik zu ermdglichen. Diese Mallhahme mit einem geschatzten Volumen von 12 Mio. €
sollte moglichst bald unter Ausnutzung der noch gunstigen Kapitalmarktzinsen umgesetzt
werden. Sie ist die Voraussetzung fur weitere MaRnahmen und wird nach Umsetzung be-
reits eine deutliche Verbesserung erbringen.

Basierend auf den Planzahlen 2017 und der Annahme, dass sich die prozentuale Vertei-
lung der kalkulatorischen Kosten zwischen Schmutzwasser und Niederschlagswasser
nicht verandert, kénnten sich in Konsequenz durch die MaRnahme folgende Gebuhrener-
hoéhungen ergeben:

Schmutzwassergebuhr mindestens um 0,06 € und maximal um 0,16 € pro m?
Niederschlagswassergebihr mindestens um 0,19 € und maximal um 0,30 € pro m?

wobei die Spannbreite die vorstellbaren unterschiedlichen Kapitalzinsen abbildet.

Hintergrund

Vergangenheit

Am 12.06.2007, am 26.07.2008, am 30.06.2009 und am 09.06.2010 traten in Viernheim
Starkregenereignisse auf mit Jahrlichkeiten zwischen einmal in 5 Jahren bis zu einmal in
50 Jahren entsprechend dem Starkregenkatalog KOSTRA-DWD-2000 des Deutschen
Wetterdienstes. Die Feuerwehr verzeichnete 309 Einsatze in 2007 und 209 Einsatze in
2008.

Rechtlicher Rahmen

Nach dem Wasserhaushaltsgesetz ist Abwasser so zu beseitigen, dass das Wohl der All-
gemeinheit nicht beeintrachtigt wird. Definitionsgemalf ist Niederschlagswasser auch Ab-
wasser. Abwasseranlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu
errichten, zu betreiben und zu unterhalten.

Die allgemein anerkannten Regeln der Technik (a.a.R.d.T.) fir Abwasseranlagen werden
in DIN-Normen und im Regelwerk der Deutschen Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Ab-
wasser und Abfall e. V. (DWA) friiher ATV (Abwassertechnische Vereinigung) festgelegt.

Im Arbeitsblatt DWA-A 118 ,Hydraulische Bemessung und Nachweis von Entwasserungs-
systemen*, Stand 2006, ist die Uberstauhaufigkeit des Kanalnetzes bei Neuplanungen und
Sanierungen festgelegt. In Wohngebieten darf ein Kanaldeckel einmal in drei Jahren Uber-
staut werden und in Stadtzentren, Industrie- und Gewerbegebieten seltener als einmal in
funf Jahren.

Die DIN EN 752 ,Entwasserungssysteme aulerhalb von Gebauden®, Stand 04/2008, re-
gelt die zulassigen Uberflutungshaufigkeiten von Kanalnetzen mit einmal in 20 Jahren in
Wohngebieten und einmal in 30 Jahren in Stadtzentren, Industrie- und Gewerbegebieten.

Mit hydrodynamischen Kanalnetzberechnungen wird die Uberstauh&ufigkeit von Kanalnet-
zen nachgewiesen.



Fir die Berechnung zur Uberflutungshaufigkeit werden hydrodynamische Kanalnetzbe-
rechnungen mit Uberflutungsberechnungen auf der Gelandeoberflache gekoppelt.

Das im November 2016 erschienene Merkblatt DWA-M 119 ,Risikomanagement in der
kommunalen Uberflutungsvorsorge fiir Entwasserungssysteme bei Starkregen®, das auf
die Vorgaben und Empfehlungen der Norm DIN EN 752 und des Arbeitsblattes DWA-A
118 zur hydraulischen Leistungsfahigkeit der Kanalnetze aufbaut, befasst sich mit der
Analyse der Uberflutungsgefahrdung und des Schadenspotenzials zur Bewertung der dar-
aus resultierenden Uberflutungsrisiken durch lokale Starkregen in Bezug auf kommunale
Entwasserungssysteme.

Entwasserungssituation Viernheim

Im kanalisierten Stadtgebiet von Viernheim gibt es keinen Vorfluter (Gewasser wie z.B.
einen Bach oder Fluss) in dem bei Regenereignissen Mischwasser entlastet werden kann.
Jeder Tropfen Regenwasser der im Stadtgebiet fallt und ins Kanalnetz gelangt, fliel3t zum
Tiefpumpwerk und wird dort Gber Pumpen bis zum zweifachen Trockenwetterabfluss zur
Gemeinschaftsklaranlage weitergeleitet. Das dartiber hinaus anfallende Mischwasser wird
im Kanalnetz zwischengespeichert und bei entsprechenden Wasserstanden im Tiefpump-
werk ins Tosbecken und weiter in die Regenuberlaufbecken gepumpt von wo es in den
Ableitungsgraben und weiter in den Bannholzgraben entlastet wird.

Die Kanalnetzplanung stellt deshalb eine besondere Herausforderung dar auch aufgrund
des vorhandenen vermaschten Netzes mit dem sehr flachen Gefélle.

Generalentwasserungsplan Viernheim mit Stand April 2017

Im April 2007 wurden die Ingenieurleistungen zur Erstellung eines Generalentwasse-
rungsplanes, der letztlich ein Simulationswerkzeug zur Erfassung der Leistungsfahigkeit
des Kanalnetzes ist, vergeben.

Die hydraulische Leistungsfahigkeit des Kanalnetzes fur den Istzustand im Jahre 2007
wurde mit dem so erstellten hydrodynamischen Berechnungsprogramm fir ein 3-jahrliches
und ein 5-jahrliches Regenereignis berechnet.

Im rechnerischen Ergebnis waren 556 Schachte (rund 22 %) von 2.580 Schéachten bei ei-
nem 3-jahrlichen und 825 Schachte (rund 32 %) beim 5-jahrlichen Regenereignis Uber-
staut.

Die Uberstauten Schéchte lagen im Gebiet zwischen den Stral3en Berliner Ring, Mann-
heimer Stral3e, Heinrich-Lanz-Ring, Kdnigsberger StralRe, Am Schmittsberg, Kreuzstrale,
Wormser-/Nibelungenstral3e, Kirschenstral3e, An der Oberlick, Grol3er Stellweg, Fried-
rich-Ebert-Stral3e und August-Bebel-Stralie, also im Wesentlichen um die Innenstadt mit
ihren vor 1960 gebauten Kanélen fir das 3-jahrliche Regenereignis.

Beim 5-jahrlichen Regenereignis verscharft sich die Situation fur das bereits beim 3-
jahrlichen Ereignis betroffene Gebiet und weitere Gebiete wie die Oststadt im Bereich der
Bensheimer Stral3e kommen hinzu.

Fur das 3-jahrliche Regenereignis wurde ein Sanierungskonzept aufgestellt mit einer Kos-
tenschatzung die bei ca. 24.300.000 Euro fir ein saniertes Kanalnetz lag.

Das Konzept sah die Studspange (Mannheimer Strafl3e, MonchhofstralRe, Am Kdnigsacker,
Beethovenstral3e) und den Bau des Kanals in der Heidelberger Stral3e vor, die in den Jah-
ren 2009 bis 2012 umgesetzt wurden.



Weiterhin waren Uberleitungen aus dem Stadtsammler (ausgehend vom Pumpwerk Saar-
landstral3e, Kreuzstral3e, Alexanderstral3e, Kirschenstral3e, Wormser Stral3e usw.) in den
Nordwestsammler (Ludwig-Erhard-Stral3e, Georg-August-Zinn-Allee, Konrad-Adenauer-
Allee, Kurt-Schuhmacher-Allee, Theodor-Heul3-Allee, Blrgermeister-Reisenbach-Stral3e,
KirschenstralRe, Wernherstral3e usw.) vorgesehen, weil der Nordwestsammler bei einem
3- jahrlichen Regenereignis noch freie Kapazitaten hat. Das Entwasserungssystem in der
Nordweststadt ware mit diesen Uberleitungen zusatzlich belastet worden.

Das rechnerisch sanierte Kanalnetz fir ein 3- jahrliches Regenereignis wurde mit einem 5-
jahrlichen Regenereignis nachgerechnet und es zeigte sich, dass rechnerisch in der
Nordweststadt Schachte Gberstaut werden, die nicht Gberstaut werden, wenn das beste-
hende Kanalnetz nicht saniert wird.

Diese hydraulische Verschlechterung des bestehenden Kanalnetzes in der Nordweststadt
ist nicht zulassig. Der obige Sanierungsansatz musste daher verworfen werden und es
wurde als ,Sofortmal3nahme” nur die Stidspange angegangen, die bereits konzeptionell im
letzten Jahrhundert vorbereitet worden war und deren Erfordernis unzweifelhaft war.

Fur Viernheim war somit die weitere Sanierung des stadtischen Kanalnetzes fir ein drei-
jahriges Regenereignis nicht ausreichend. Die Sanierung des Kanalnetzes ist auf ein Re-
genereignis, dass statistisch gesehen nur einmal alle funf Jahre auftritt, auszulegen.

Um das stadtische Kanalnetz fir ein funfjahrliches Regenereignis zu ertlchtigen, fielen
dann aber in der ersten Kostenschatzung ca. 51.200.000 Euro fiir die erforderlichen Bau-
maf3nahmen an. Von diesen 51.200.00 Euro sind ca. 6.600.000 Euro fir die Stidspange
und die Heidelberger Stral3e abzuziehen, so dass ca. 44.600.000 Euro Ubrigblieben.

Als wesentlich Malinahme ist hierbei ein neuer Sammler zu nennen, der beginnend am
Tiefpumpwerk durch die Industriestral3e, Friedrich-Ebert-Stral3e, Wormser Stral3e, lllert-
stralRe, SiegfriedstralRe, Kreuzstral3e bis zum Pumpwerk Saarlandstral3e fuhrt mit Durch-
messern von DN 2100 bis DN 2600. Die Kostenschatzung allein fur diese Mal3hahme lag
bei ca. 24.200.000 Euro.

Da aber bei den Starkregenereignissen in den Jahren 2007 bis 2010 eine geringere An-
zahl von Uberstauungen aufgetreten waren, als das Berechnungswerkzeug vorhergesagt
hatte, wurde im Hinblick auf die geschétzten Investitionskosten beschlossen, das Berech-
nungsmodell durch gezielte Messungen von Niederschlagen und Abfliissen im Kanalnetz
mit einer anschlie3enden Kalibrierung auf ihre Genauigkeit hin zu tGberprifen.

Im Mai 2012 wurden die Arbeiten fur die Niederschlag-Abfluss-Messungen vergeben. Ins-
gesamt wurden 13 DurchfluBmesseinrichtungen und finf Niederschlagsschreiber einge-
richtet und Gber die Messdauer von Anfang Juni 2012 bis Ende Oktober 2012 betrieben. In
der Zeit wurden 20 Regenereignisse registriert und hinsichtlich Volumen, Dauer, maxima-
ler Wiederkehrzeit und Regenspende analysiert.

Fur die Kalibrierung des Berechnungsmodells blieben nach Prufung acht Regenereignisse
Ubrig, die genutzt werden konnten.

Obwohl die zur Verfiigung stehenden Unterlagen (digitales Kataster, Luftbildaufnahmen
und Insiderwissen des Betriebspersonals) bei der Erarbeitung des Generalentwasse-
rungsplans sorgfaltig ausgewertet wurden, ergaben sich aus der Niederschlags-
Abflussbilanzierung, dass der Anteil der abflusswirksamen Flachen stellenweise bis zu 40
% unter den bisherigen angenommenen Ansatzen liegt. Diese Ergebnisse liegen in einer
GrofRenordnung, wie sie dem Dienstleister aus vergleichbaren Projekten bekannt ist.

Im Ergebnis konnten die angenommenen abflusswirksamen Flachen fur die Berechnung
des Istzustandes des Kanalnetzes (2012) auf 60 bis 80 % reduziert werden.
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In den letzten Jahren wurde zudem in der Branche begonnen diese Berechnungswerk-
zeuge so zu erweitern, dass auch Wasser, das an der Oberflache ,transportiert” wird, be-
rucksichtigt wird. Dies passiert zum Beispiel bei Austritt des Wassers aus einem Schacht
und Zufihrung des Wassers lber den Stral3enraum zu einem anderen Schacht.

Im Februar 2016 wurden die erforderlichen Arbeiten fr die hydraulische Gefahrdungsana-
lyse (Uberflutungsschutz) einschlief3lich der Aktualisierung des Generalentwasserungs-
planes mit Berticksichtigung folgender Punkte vergeben:

e Um die hydraulische Gefahrdungsanalyse durchfihren zu kénnen ist der General-
entwasserungsplan mit Stand 2011 vorab zu aktualisieren.

e Die Erkenntnisse aus den Niederschlag-Abfluss-Messungen sind zu tbernehmen.

e Die Bestandsdaten der bisher durchgefuhrten KanalbaumalRnahmen: Sidspange,
Heidelberger StralRe und Einsteinstralle / Werkstral3e sind in das Kanalnetzmodell
einzupflegen.

e Die Leistungsfahigkeit des Kanalnetzes mit Stand 2016 wurde hydrodynamisch be-
rechnet fur ein 5-jahrliches Regenereignis.

e Im Vergleich zur Berechnung von 2011 mit Istzustand 2007 sind jetzt nur noch 262
Schéachte Uberstaut anstatt 825 Schéchte.

e Fir die Sanierungsberechnung wurden die befestigten abflusswirksamen Prognose-
flachen Uberprift und an die neuesten Erkenntnisse angepasst.

Im Ergebnis wurde das 2011 erarbeitete hydraulische Sanierungskonzept angepasst. Auf
einen Teil der Kanalerneuerungen kann nun verzichtet werden. Anstatt ca. 13.900 m Ka-
nal in 2011 sind nur noch ca. 8.700 m Kanal neu zu bauen. Der Durchmesser von neu zu
bauenden Kanélen kann zum Teil verringert werden.

Die Kostenschatzung liegt bei Verwendung der gleichen Ansatze wie schon 2011 bei ca.
19.590.000 Euro. Dieser Betrag ist um die Kostensteigerung in den letzten 6 Jahren anzu-
heben.

Die Primar-MalRnahme, die auch die Grundlage fur weitere Einzelmalinahmen ist, bleibt
jedoch weiterhin die Schaffung einer leistungsfahigen Ableitung vom Pumpwerk Saarland-
stral3e in Richtung Tiefpumpwerk. Zu einer Reduzierung der Kosten tragt jedoch bei, dass
der neue Hauptsammler beginnend in der Karl-Marx-Stral3e Uber Kreuzstral3e, Sieg-
friedstrale, lllertstralRe, Friedrich-Ebert-Stral3e im Bereich der alten Einfahrt zum stadti-
schen Bauhof in der Industriestral3e an den dortigen Sammler angeschlossen werden
kann. Die Fortfihrung bis zum Tiefpumpwerk ist nicht mehr erforderlich. Die Durchmesser
des neuen Kanals liegen in der Karl-Marx-Strafl3e bei DN 1000 und DN 1200 und im restli-
chen Verlauf bei DN 2000.

Die Kostenschétzung fur diesen Sammler einschlief3lich Einbindung Friedrich-Ebert-
Stral3e, Burgermeister-Kempf-StralRe und Pumpwerk Saarlandstral3e, insgesamt ca. 2.500
m, liegen bei ca. 8.700.000 Euro (Stand 2011, ohne Nebenkosten wie Umlegungen vor-
handener Leitungssysteme etc.). So dass derzeit mit Kosten von bis zu 12 Mio. € gerech-
net werden muss.



Hydraulische Gefahrdungsanalyse (Uberflutungsschutz)

Bei der hydraulischen Gefahrdungsanalyse fur das Kanalnetz mit Istzustand 2016 werden
die Regenereignisse mit der Haufigkeit von einmal in 20 Jahren und einmal in 30 Jahren
gemal DIN EN 752 betrachtet.

Rechnerisch nachgewiesen wird dies ausschlief3lich von bidirektional gekoppelten Kanal-
netz- und Oberflachenabflussmodellen. Es lassen sich damit zu den hydraulischen Pro-
zessen im Kanalnetz zeitgleich die Abflisse auf der Gelandeoberflache abbilden. Durch
die VerknUpfung beider Rechenmodelle kann auf der Oberflache abflielendes Regenwas-
ser dem Kanalnetz Uber Stral3eneinlaufe zuflieRen oder auch ausgetretenes Regenwasser
aus dem Kanalnetz oberirdisch abfliel3en.

Der rechnerische Nachweis ist erst seit wenigen Jahren méglich.

Die Wasserstande uber der Gelandeoberkante wurden fir den Ist- und Sanierungszustand
des Kanalnetzes jeweils fur die Jahrlichkeiten einmal in 20 Jahren und einmal in 30 Jahren
ermittelt.

Bei der Berechnung fir den Istzustand des Kanalnetzes fur die Wiederkehrzeit einmal in
20 Jahren wurden maximale Wasserstande von mehr als 30 cm in folgenden Stral3en er-
mittelt: Burgermeister-Kempf-Stral3e, Kettelerstral3e zwischen Kihnerstral3e und Lampert-
heimer Stral3e, Seegartenstral3e im Bereich Molitorstral3e, Neuh&auser Stral3e zwischen
JahnstralRe und Wilhelm-Leuschner-Stral3e, Wilhelm-Leuschner-Stral3e im Bereich der
Neuhauser Stral3e, die L 3111 im Kreuzungsbereich Friedrich-Ebert-Stral3e und noch
mehrere Grundstticke, die hier nicht mehr angegeben werden.

Fur eine Wiederkehrzeit von 30 Jahren erh6hen sich natirlich die maximalen Wasserstan-
de in den bereits genannten StralRen. Folgende Stralien kommen hinzu: Wasserstral3e im
Kreuzungsbereich FriedrichstraRe, Dossenheimer Stral3e im Bereich Zeppenweg, Bens-
heimer StralRe im Bereich des Grundstiickes Bensheimer Straf3e 19 und weitere Einzel-
grundstticke kommen hinzu.



TOP: Viernheim, den 20.07.2017
Federfiihrendes Amt
20 Kammereiamt

Aktenzeichen: 010-48
Diktatzeichen: Sz/Fi
Drucksache: VL-85-2017/XVIII
Anlagen: 2

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Bendotigte Mittel:

Protokollausziige an: Kammereiamt
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Haupt- und Finanzausschuss 24.08.2017

(Wirtschaftsférderung)

Beschlussvorlage

Prifung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstral3e

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss / Wirtschaftsférderung nimmt von dem Schlussbericht
nach erfolgter Beratung Kenntnis und empfiehlt der Stadtverordneten-Versammlung, dem
Magistrat fur das Jahr 2015 Entlastung zu erteilen.

Begriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Der Jahresabschluss 2015 wurde durch das Revisionsamt des Kreises Bergstral3e ge-
pruft.
Anbei wird der Schlussbericht mit den Prifungsbemerkungen und Stellungnahmen vor-

gelgt.

Der Schlussbericht ist iber den Haupt- und Finanzausschuss / Wirtschaftsférderung der
Stadtverordneten-Versammlung zuzuleiten, die Gber die Entlastung des Magistrats zu ent-
scheiden hat.

Gegen die Entlastung des Magistrats besteht seitens des Revisionsamtes keine Beden-
ken.




Kreis Bergstralde

- Revisionsamt -

Stadt Viernheim

Bericht Uber die Prifung des

Jahresabschlusses zum 31.12.2015

Abtsteinach

Neckarsteinach i
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Revisionsamt
IKreis Bergstrale

I Rechtliche Grundlagen

Die Grundlage fir die Haushaltsfihrung bildete die Haushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr
2015 vom 9. Dezember 2014 und die Nachtragssatzung vom 10.07.2015.

Die Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbehérde erfolgte am 06.03.2015
ohne Auflagen und Bedingungen.

Die Nachtragssatzung wurde am 10.07.2015 von der Stadtverordnetenversammlung be-

schlossen und am 28.08.2015 vom Regierungsprasidium genehmigt.

Ein Haushaltssicherungskonzept war gem. § 24 Abs. 4 GemHVO aufzustellen und wurde
gem. § 1 Abs. 4 GemHVO dem Haushaltsplan beigefiigt.

Der Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2014 wurde am 11.11.2016 von der

Stadtverordnetenversammlung gem. § 114 Abs. 1 HGO beschlossen. Gleichzeitig wurde
dem Magistrat durch Beschluss die Entlastung erteilt.

Die éffentliche Bekanntmachung fir die Auslegung des Entlastungsbeschlusses in der Zeit
vom 19.12. bis zum 28.12.2016 erfolgte am 15.12.2016.

Nach § 112 Abs. 9 HGO soll der Magistrat den Jahresabschluss innerhalb von vier Monaten
nach Abschluss des Haushaltsjahres aufstellen und die Stadtverordnetenversammiung un-
verzuglich Uber die wesentlichen Ergebnisse unterrichten.

Der vorliegende Jahresabschluss wurde am 30.01.2017, und somit nicht fristgerecht aufge-
stellt.

Die Bestandteile des Jahresabschlusses ergeben sich aus § 112 Abs. 2 bis 4 HGO i. V. m.

den §§ 44 bis 52 GemHVO sowie den hierzu ergangenen Hinweisen.

Danach besteht der Jahresabschluss aus:
o der Vermdgensrechnung (Bilanz),
e der Ergebnisrechnung und
e der Finanzrechnung.

Der Jahresabschluss ist durch einen Rechenschaftsbericht zu erldutern.

Als Anlagen sind dem Jahresabschluss beizufiigen:

e ein Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahresabschlusses zu erldutern
sind, mit Ubersichten Uiber

o das Anlagevermégen,
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Revisionsamt
Kreis Bergstrale

o die Forderungen,
o die Verbindlichkeiten,

o die Ruckstellungen, sowie eine

o Ubersicht Ulber die in das folgende Jahr zu tibertragenden Haushaltsermachtigungen.

Die notwendigen Unterlagen sowie der Aufstellungsbeschluss wurden uns am 23.03.2017
zur Prufung vorgelegt.

Die Vollstandigkeitserklarung wurde am 22.03.2017 vom Burgermeister der Stadt Viernheim
unterzeichnet und uns ebenfalls am 23.03.2017 ausgehandigt.

1.) Priifungsfeststellung:

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte nicht innerhalb der in § 112 Abs. 9
HGO gesetzten Frist von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres.

Der Beschiuss des Magistrats iiber die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte in
dessen Sitzung am 30.01.2017.

Nach Riicksprache mit dem Kédmmereiamt ist geplant, den Jahresabschluss 2016 noch
im laufenden Jahr aufzustellen, so dass danach der Jahresabschiluss 2017 fristge-

recht, in den ersten vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres, aufgestellt werden
kann.
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Il Prifungsauftrag und —umfang

Gemal § 128 HGO ist der Jahresabschluss vom zustdndigen Rechnungspriifungsamt zu
prifen. Auf Verfigung des Kreisausschusses des Kreises Bergstrafie, Auftrag-Nr. 23 vom

30.03.2017, wurde die Prifung gemaR den Bestimmungen des § 131 Abs. 1 Ziffer 1 HGO
durchgefihrt.

Das Ergebnis dieser Prifung wird in diesem Schlussbericht zusammengefasst.

Der Jahresabschluss ist gem. § 113 HGO mit diesem Bericht der

Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.

Die Prufung fand in der Zeit vom 28.03.2017 bis 24.04.2017 statt und wurde von folgenden
Prufern durchgefihrt:

o Herr Ralf Réling

e Herr Matthias Manhart

Als Auskunftspersonen wurden uns in der Vollstédndigkeitserkldrung folgende Personen ge-
nannt:

e Frau Manuela Brender

e Herr Marc Hatscher

e Frau Stefanie Rohrbacher
o Herr Herbert Scholz

e Herr Marcus Schulz

Grundlage fur die Durchfiihrung der Priifung waren insbesondere § 128 HGO, die GemHVO
vom 27.12.2011 und die Hinweise zur GemHVO vom 22.01.2013.

Soweit die Vorschriften der HGO und der GemHVO sowie die Hinweise zu einem konkreten
Sachverhalt keine Regelungen enthalten, konnen bei der Beurteilung von Zweifelsfragen die

entsprechenden handels- und steuerrechtlichen Regelungen einbezogen werden.

Die Prufung wurde gemaR risikoorientiertem Prifungsansatz so geplant und durchgefiihrt,
dass Unrichtigkeiten und VerstoRe, die sich auf die Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage

des Jahresabschlusses wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Priifung des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 — Stadt Viernheim
Seite: 3 von 31



Revisionsamt
Kreis Bergstralle

Die Prifung umfasste auch die GesetzmaRigkeit; dabei sollte festgestellt werden, ob die
Vorschrifiten und Grundsatze des Gemeindewirtschaftsrechts, einschliellich der lokalen Ver-
fugungen und Richtlinien, eingehalten worden sind.

GemaR § 128 Abs. 1 HGO prifte das Revisionsamt den Jahresabschluss mit allen Unterla-
gen daraufhin, ob

e der Haushaltsplan eingehalten ist,

e die einzelnen Rechnungsbetrage sachlich und rechnerisch vorschriftsmafig begriin-
det und belegt sind,

e bei Ertrdgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der Vermé-

gens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden
ist,

e die Anlagen zum Jahresabschluss vollstandig und richtig sind,

e die Jahresabschliisse nach § 112 HGO ein den tatsachlichen Verhéltnissen entspre-

chendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde darstellen,

o der Bericht nach § 112 Abs. 3 HGO (Rechenschaftsbericht) eine zutreffende Vorstel-
lung von der Lage der Gemeinde vermittelt.

Die Prufung umfasste einzelfallorientierte Priifungshandlungen sowie Aufbau- und Funktion-
sprifungen.

Gleichzeitig wurden Wesentlichkeitsgrenzen festgelegt, die sich einerseits quantitativ in ei-
nem Grenzwert ausdriickten, andererseits qualitativ aus der Bedeutung einer mdglicher-
weise verletzten Rechtsnorm ergaben.

Die Prifung erfolgte nach unserer Einschatzung so umfassend, dass eine ausreichende Be-

urteilung des Jahresabschlusses als Grundlage fiir die Entlastung des Magistrats méglich ist.

Der Umfang der von uns im Einzelnen vorgenommenen Priifungen ist in unseren Arbeitspa-
- pieren dokumentiert.
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il Inventar / Inventur

Die Inventur ist eine wert- und mengenméaRige Bestandsaufnahme aller Vermégensgegen-
stdnde und Schulden. GemaR § 35 Abs. 2 GemHVO ist in der Regel alle drei Jahre eine kor-
perliche Bestandsaufnahme durchzufiihren.

Zum Stichtag 31.12.2014 wurde eine koérperliche Bestandsaufnahme durchgefiihrt. Grundla-

ge dieser Inventur war die Inventur- und Bewertungsrichtlinie der Stadt Viernheim vom
02.06.2008.

Priifungshinweis:

Die der Inventur zugrundeliegenden Inventur- und Bewertungsrichtlinien der Staclt
Viernheim gehen auf den 02.06.2008 zuriick.

In der Stellungnahme zum Priifbericht der Jahresrechnung 2014, vom 22.07.2016, wird
von Seiten der Stadt Viernheim ausgefiihrt, dass die Richtlinien im Rahmen der Auf-

stellung des Gesamtabschlusses (Konzernabschluss) angepasst werden.

Nach Riicksprache mit dem Kémmereiamt, steht die Anpassung der Inventur- und Be-
wertungsrichtlinien derzeit noch aus.

Wir bitten darum, die Inventur- und Bewertungsrichtlinien zeitnah anzupassen.
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IV Bilanz

Die Bilanzsumme zum 31.12.2015 weist insgesamt eine Summe von 320.567.037,38 Euro
aus.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Bilanzsumme um 1.422.213,01 Euro erhéht.
Die Bilanz wurde stichprobenweise gepriift und ist diesem Bericht als Anlage beigefugt.
Korrekturen gegeniiber der aufgestellten Bilanz wurden nicht vorgenommen.

Wesentliche Erlauterungen und Feststellungen zu den gepriften Bilanzpositionen werden im
Folgenden dargestelit.

Die Nummerierung der Sachverhalte bezieht sich hierbei auf die entsprechende Ziffer in der

Vermoégensrechnung analog des Musters 20 zu § 49 GemHVO und ist deshalb nicht durch-
gehend.

AKTIVA
1. Anlagevermogen

1.1 Immaterielle Vermégensgegenstinde

1.1.1 Konzessionen, Lizenzen und dhnliche Rechte

Mit 26.566,00 Euro kommt es gegeniiber der Vorjahresbilanz zu einem Rickgang um
19.465,00 Euro.

Zugangen von 7.145,95 Euro stehen Abschreibungen von 26.610,95 Euro gegentber.

1.1.2 Geleistete Investitionszuweisungen und —zuschiisse

Die Schlussbilanz zum 31.12.2015 weist einen Betrag in Hoéhe von insgesamt

6.875.974,52 Euro aus. Damit werden 164.937,72 Euro weniger bilanziert als im Vorjahr.

Zugangen von 146.790,62 Euro (darunter u.a. 100.000,00 Euro fur Kita Kleeblatt) stehen
Abschreibungen von 311.728,34 Euro gegenuber.
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1.2 Sachanlagevermogen

1.2.1 Grundstiicke, grundstiucksgaleiche Rechte

Mit einem Wert von 164.569.374,20 Euro reduziert sich der Bilanzwert gegeniiber dem Vor-
jahreswert um 134.099,44 Euro.

Hauptursache sind die An- und Verkaufe von Grundstiicken ,Schmittsberg II*.

1.2.2 Bauten einschlieRlich Bauten auf fremden Grundstiicken

Mit 22.607.567,00 Euro werden 291.619,00 Euro weniger bilanziert als in der Bilanz zum
31.12.2014.

Den Abschreibungen von insg. 679.206,74 Euro steht insbesondere der Ankauf ,Kettelerstr.
6a“ i.H.v. 381.690,10 Euro gegenuber.

1.2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch, Infrastrukturvermégen

Der Bilanzwert hat sich gegentiber der Vorjahresbilanz um 806.983,00 Euro reduziert auf
nunmehr 40.723.299,21 Euro.

Zugéange ergaben sich durch Aktivierungen von Anlagen im Bau i.H.v. rd. 1,1 Mio. Euro; die
groRten Umbuchungen waren:

rd. 495,0 TEuro (Kanal Einstein- / Werkstralle),

rd. 209,5 TEuro (Briicke Uiber den Landgraben),

rd. 188,2 TEuro (Inlinersanierung) und

rd. 102,7 TEuro (Gehwegherstellung).

Daneben gab es Abschreibungen von tber 1,9 Mio.. Euro.

1.2.4 Anlagen und Maschinen zur Leistungserstellung

Per 31.12.2015 werden insgesamt 2.892.935,00 Euro bilanziert und somit 942.796,50 Euro
mehr als im Vorjahr.

Der Zugang ergab sich insbesondere durch die Aktivierung von Anlagen im Bau i.h.v. rd.
1,133 Mio. Euro (Stadtentwasserung — Betriebstechnik).
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1.2.5 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschéaftsausstatiung

Der Bilanzwert hat sich um 250.189,00 Euro reduziert; per 31.12.2015 werden noch
2.672.466,51 Euro bilanziert.

Dies war insbesondere durch Abschreibungen i.H.v. rd. 408 TEuro begriindet.

1.2.6 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

Mit 4.139.648,13 Euro werden 1.085.390,07 Euro mehr bilanziert als in der Vorjahresbilanz.

Der gréRte Zugang war bei den ,Aktiven Kernbereichen* mit tiber 1,5 Mio.. Euro.

Priifungshinweis:

Im Bereich der Anlagen im Bau ist fiir die ,,Sanierung Rathaus® zum 31.12.2015 ein
Wert in Hohe von 446.853,17 Euro gebucht. Dieser Wert geht auch fiir das Jahr 2016
aus der Anlagenbuchhaltung hervor.

Das Thema ,,Sanierung des Rathauses*” steht seit Jahren im Mittelpunkt des parlamen-
tarischen Geschehens. Auch das Revisionsamt hat sich mit diesem Thema in vergan-

genen Priifungen beschéftigt und wird dieses Thema auch weiterhin verfolgen.

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 17.03.2017 wurde festgelegt,
das Viernheimer Rathaus so zeitnah wie méglich zu sanieren. Des Weiteren ist darin
festgehalten, dass bis zur parlamentarischen Sommerpause von Seiten der Verwal-
tung (iber die Genehmigungen der zustédndigen Aufsichtsbehdrden und entsprechen-
de Finanzierungsmodelle Vorlage zu machen ist.

Zur Planung und laufenden Begleitung der Bauarbeiten am Viernheimer Rathaus wird
zudem ein Sonderausschuss eingesetzt. Dieser wird, nach Anderung der Hauptsat-

zung in der Sitzung am 28.04.2017, zu seiner konstituierenden Sifzung zusammen
kommen.
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1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen

Bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen kam es zu keiner Veranderung gegentiber
dem bilanzierten Vorjahreswert i.H.v. 20.854.628,51 Euro.

1.3.2 Ausleihungen an verbundenen Unternehmen

Zum 31.12.2015 werden Ausleihungen Uber insgesamt 550.000,00 Euro bilanziert.

Damit ist der Bilanzwert um 200.000,00 Euro gesunken.

Hierbei handelt es sich um einen Kassenkredit an den Stadtbetrieb Viernheim.

1.3.6 Sonstige Ausleihungen (sonstige Finanzanlagen)

Der im Vorjahr bilanzierte Wert von 7.264.078,55 Euro hat sich auf nunmehr 7.140.899,41
Euro reduziert.

Der Ruickgang ist im Wesentlichen begriindet durch die Tilgung von Wohnungsbaudarlehen
(rd. 116,5 TEuro).

1.4. Sparkassenrechtliche Sonderbeziehungen

Der Beteiligungsanteil schliel3t wie im Vorjahr mit einem Bilanzwert von 35.052.644,44 Euro
ab.

2. Umlaufvermdgen
2.3 Forderungen und sonstige Vermoégensgegenstidnde

Zum Bilanzstichtag betrugen die Forderungen der Stadt Viernheim 7.192.962,31 Euro.

Die Forderungen wurden durch die im Anhang dargestellten Einzel- und Pauschalwertberich-
tigungen bereinigt. Einzelwertberichtigungen wurden i.H.v. 376.695,65 Euro und Pauschal-
wertberichtigungen i.H.v. 50.685,84 Euro vorgenommen. Beriicksichtigung als sichere For-
derungen fanden, neben den Forderungen gegen &ffentlich-rechtliche Kérperschaften und
gegen verbundene Unternehmen, auch Ratenzahler. Diese wurden bei der Bearbeitung der
offenen Posten Liste individuell beriicksichtigt.

Die Hohe der Wertberichtigungen gab keinen Anlass fur Beanstandungen.
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Auf Forderungen aus Zuweisungen und Zuschiissen entfallen 1.740.807,07 Euro, auf Forde-
rungen aus Steuern und steuerghnlichen Abgaben 2.749.236,63 Euro, auf Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen 1.189.757,29 Euro, auf Forderungen gegen verbundene Unter-

nehmen 929.244,62 Euro und auf sonstige Vermégensgegenstinde 583.916,08 Euro.

Priifungshinweis:

Forderungen gegen verbundene Unternehmen

Saldenbestéitigungen zum 31.12.2015 liegen fiir den Stadtbetrieb Viernheim, das Fo-
rum der Senioren und den Abwasserverband BergstraBe vor. Fiir die Stadfwerke
Viernheim liegen diese nicht vor.

Im Hinblick auf den zum 31.12.2015 zu erstellenden Gesamtabschluss (Konzernab-
schluss) weisen wir erneut darauf hin, dass bei der bevorstehenden Vollkonsolidie-

rung der Stadtwerke Viernheim u.a. Saldenabstimmungen vorzunehmen sind.

2.4 Fliissige Mittel

Der Bestand an Flussigen Mitteln zum 31.12.2015 ist in der Schlussbilanz der Stadt
Viernheim mit 3.316.114,67 Euro ausgewiesen.

In diesem Finanzmittelbestand ist ein Kassenkredit i.H.v. 15.500.000,00 Euro enthalten.

Somit ergibt sich eine Netto-Liquiditat (Flissige Mittel abziglich kurzfristiger Verbindlichkei-
ten gegentber Kreditinstituten) in Hohe von -12.183.884,33 Euro.

Die bilanzierten Bestadnde sind durch Saldenbestatigungen und Kontoausziige nachgewie-
sen.

Der bilanzierte Wert stimmt mit dem Ausweis des Finanzmittelbestandes in der direkten Fi-
nanzrechnung zum Stichtag Uberein.
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3. Rechnungsabgrenzungsposten

Gemal § 45 Abs. 1 GemHVO sind als Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite vor

dem Abschlussstichtag geleistete Auszahlungen auszuweisen, soweit sie Aufwand fur eine
bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.

Bei der Stadt Viernheim wurden zum 31.12.2015 aktive Rechnungsposten von insgesamt
1.543.654,56 Euro gebildet. Davon entfallen 1.427.912,63 Euro auf Ansparraten von Investi-

tionsfondsdarlehen B (incl. Sonderbeitrage), sowie 115.7141,93 Euro auf die Beamtenbezil-
ge fur Januar 2016.

PASSIVA
1. Eigenkapital
1.1 Netto-Position

Die Netto-Position stellt das Basiskapital der Kommune dar, das bei der Erstellung der Eroff-
nungsbilanz festgestellt wird.

Sie wird deshalb durch zu verbuchende Geschéaftsvorfalle, die sich nach diesem Stichtag
ergeben, grundsatzlich nicht verandert.

Eine Verénderung ist jedoch zuldssig, wenn die Voraussetzungen des § 108 Abs. 5 HGO
gegeben sind oder wenn sich die Notwendigkeit der Veranderung zwangsléufig aus dem
Vollzug gesetzlicher Vorschriften ergibt.

Die Schlussbilanz zum 31.12.2015 weist 222.511.934,83 Euro aus.

Eine Veranderung gegenuiber der Vorjahresbilanz hat sich nicht ergeben

1.3 Ergebnisverwendung

Die Schlussbilanz weist insgesamt einen Jahresfehlbetrag in Héhe von 692.703,11 Euro aus.

Dieser setzt sich zusammen aus einem Fehlbetrag von 2.366.572,44 Euro im ordentlichen

Ergebnis und einem Uberschuss von 1.673.869,33 Euro im auferordentlichen Ergebnis.

Die Behandlung entstandener Jahresfehlbetrage ist in den §§ 24 und 25 GemHVO geregelt.
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Priifungshinweis:

Die Stadt Viernheim weist im Bereich der auBerordentlichen Ergebnisse aus Vorjahren
fiir die Jahre 2009 bis 2014 Uberschiisse i.H.v. 1.094.887,87 Euro aus. Im Jahr 2015
bel&uft sich dieser Uberschuss auf 1.674.869,33 Euro.

Nach § 23 Abs. 1 GemHVO hat die Stadt eine Riickiage aus Uberschiissen des auBer-
ordentlichen Ergebnisses zu bilden. In einem Gespréch mit dem Kédmmereiamt wurde
mitgeteilt, dass mit dem Jahresabschluss 2016 die Bildung einer Riicklage aus Uber-
schiissen des auSerordentlichen Ergebnisses erfolgen wird.

2. Sonderposten

Die Schlussbilanz zum 31.12.2015 weist 35.840.461,26 Euro aus.

a) Zuweisungen vom &ffentlichen Bereich

Zum 31.12.2015 werden Sonderposten Uber 21.679.928,52 Euro bilanziert.

Gegeniiber dem Vorjahr sind die Sonderposten um 302.330,00 Euro zuriickgegangen.

Folgende Zugange sind entstanden:
o Aktive Kernbereiche 891.400,00 Euro

e Investitionspauschale 149.000,00 Euro

Demgegeniber stehen planmaBige Auflésungen von rd. 738 TEuro.

b) Zuschisse vom nicht &ffentlichen Bereich

Gegenliber der Vorjahresbilanz kommt es zu einem Riickgang um 10.111,83 Euro auf nun-
mehr 250.753,00 Euro.

c) Investitionsbeitréige

Per 31.12.2015 werden insgesamt 11.435.734,51 Euro an Investitionsbeitrédgen bilanziert.

Den Zugangen von rd. 530,9 TEuro (,ErschlieBungsbeitrage Schmittsberg 11“) stehen plan-
mafRige Auflésungen von 537,6 TEuro gegenber.
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d) Sonderposten fiir den Gebuhrenausgleich

Der Stand der Sonderposten fur den Gebuhrenausgleich (Kanal und Mull) betragt zum

31.12.2015 insgesamt 949.158,32 Euro und hat sich somit gegentiber dem Vorjahr um
418.375,89 Euro erhoht.

In 2015 kam es zu folgenden Zufiihrungen bzw. Entnahmen:

Stand Zufilhrung Entnahme Stand
Euro Euro Euro Euro
31.12.2014 31.12.2015

Mall 232.541,49 0,00 48.487,20 184.054,29
Kanalbenutzung 298.240,94 0,00 233.450,00 64.790,94
Schmutzwasser 0,00 205.712,00 0,00 205.712,00
Niederschlagswasser 0,00 494.601,00 0,00 494.601,00
Gesamt 530.782,43 700.313,00 281.937,20 949.158,23

e) Sonstige Sonderposten

Durch Auflésung der Sonderposten bei den MaRnahmen BAB 659 (27.868,00 Euro) und

Schwester-Paterna-Allee (15.100,00 Euro) hat sich der Bestand auf nunmehr 1.524.887,00
Euro reduziert.

3. Riickstellungen

Zum 31.12.2015 werden Ruckstellungen in einer Hohe von insgesamt 22.640.499,00 Euro
bilanziert. Der Bilanzwert ist im Vergleich zum Vorjahr um 2.106.414,00 Euro gestiegen.

3.1 Riickstellungen fiir Pensionen und &hnliche Verpflichtungen

Die Bilanz weist Ruckstellungen fur Pensionen und dhnliche Verpflichtungen in Héhe von
17.297.699,00 Euro aus. Hiervon entfallen 14.242.757,00 Euro auf die von der Versorgungs-
kasse Darmstadt gemaR § 41 Abs. 6 GemHVO berechneten Pensionsriickstellungen. Die
Beihilferlickstellungen belaufen sich auf 3.054.942,00 Euro.
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Gemal § 41 Abs. 6 GemHVO ist fur die Berechnung der Pensionsriickstellungen ein Rech-
nungszinsfull von sechs vom Hundert anzuwenden. Ist der nach § 41 Abs. 6 GemHVO an-
zuwendende Rechnungszinsfull (6 v.H.) héher als der von der Deutschen Bundesbank be-
kanntgegebene Abzinsungssatz nach § 253 Abs. 2 HGB, sind gemaR Ziff. 4 der Hinweise zu

§ 39 GemHVO die sich daraus ergebenden hoheren Ruckstellungswerte im Anhang zum
Jahresabschluss anzugeben.

Grund fir diese Regelung ist, dass das angelegte Geld bei einem niedrigeren Zinssatz nicht
so viel erwirtschaftet, wie bei dem theoretischen Zinssatz von 6 %. Es miisste also mehr
Geld zuriickgestellt werden, um den gleichen Pensionsverpflichtungen nachkommen zu kén-

nen. Dieses Risiko sollte im Anhang zum Jahresabschluss dargestellt werden.

Der von der Deutschen Bundesbank bekanntgebende Abzinsungssatz betrug zum Stand
Dezember 2015 3,89 % und war somit niedriger als der Rechnungszinsfult nach § 41 Abs. 6

GemHVO. Somit ware der sich daraus ergebende héhere Ruckstellungswert im Anhang zum
Jahresabschluss auszuweisen gewesen.

Der von der Versorgungskasse mit einem Abzinsungssatz von 3,89 % ermittelte Riickstel-
lungswert fur die Pensionsriickstellungen betragt 18.736.575,00 Euro.

3.2 Riickstellungen fiir Umlageverpflichtungen nach dem Finanzausgleichsgesetz und
fiir Verpflichtungen im Rahmen von Steuerschuldverhiltnissen

Ruckstellungen fur ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleiches (Kreis-
und Schulumlage) sind dann zu bilden, wenn ungewdhnlich hohe Steuerertrage des laufen-
den Jahres aufgrund der Systematik des Finanzausgleichs in folgenden Jahren zu unge-

wohnlich hohen Umlagezahlungen fulhren (Ziff. 12 der Hinweise zu § 39 GemHVO).

Eine gesetzlich verbindliche Berechnungsmethode, wann ungewshnlich hohe Steuerertrage
vorliegen, gibt es nicht. Fur die Bilanzkontinuitat ist es wichtig, die einmal gewéhite Berech-
nungsmethode beizubehalten. Die Stadt Viernheim stellt das aktuelle Steueraufkommen dem
durchschnittlichen Steueraufkommen der letzten 5 Jahre gegeniiber. Wenn dieses den
Durchschnittwert um mehr als 10 % Uberschreitet, wird eine Riickstellung gebildet. Die Be-

rechnungsmethode ist rechtlich nicht zu beanstanden. Dies wurde anhand eines Berech-
nungstools Uberpriift.

Die Stadt Viernheim hat Ruickstellungen fur Umlage und Steuerverpflichtungen in Héhe von
3.877.800,- Euro gebildet. Hiervon entfallen 2.451.200,- Euro auf Rickstellungen fur die
Kreisumlage und 1.426.600,00 Euro auf Rickstellungen fur die Schulumlage.
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3.5 Sonstige Riickstellungen

Die Stadt Viernheim hat sonstige Riickstellungen in H6he von 1.465.000,00 Euro gebildet.

Diese wurden u.a. fur ein anhdngiges Gerichtsverfahren beziiglich der Sanierung von Altlas-

ten (chemische Reinigung) gebildet. Im Vergleich zum Vorjahr kommt es zu keiner Verénde-
rung.

4. Verbindlichkeiten

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fiir Investitionen und Investitionsforde-
rungsmafnahmen

Die Schlussbilanz weist einen Bestand an Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fir Investi-

tionen und InvestitionsférderungsmaBnahmen zum 31.12.2015 i.H.v. 36.880.964,18 Euro
aus.

Neu in 2015 aufgenommene Darlehen waren zum einen 1.750.000,00 Euro (WI-Bank, Kredi-

termachtigung 2014) und zum anderen 1.000.000,00 Euro (B-Darlehen fir Sanierung Feu-
erwehrgeratehaus).

Im Haushaltsjahr 2015 kam es zu einer Ruckabwicklung eines Darlehens aus dem Hessi-
schen Investitionsfonds, Abt. B, Uber urspriinglich 1 Mio.. Euro fir die Sanierung des Rat-
hauses. Da keine Verwendung hierfir bestand und keine ErsatzmaRnahme fiir eine evil.

Umwidmung vorhanden war, wurden die bereits voll angesparten 200 TEuro an die Stadt
Viernheim zuriickgezahilt.

Die bilanzierten Besténde sind durch Kontoausziige nachgewiesen.

4.3 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fiir die Liquiditatssicherung
Zum 31.12.2015 sind unter dieser Position insgesamt 15.500.000,00 Euro bilanziert.

Gegenliber dem Vorjahr sind die Kassenkredite um 1.500.000,00 Euro zuriickgegangen.

4.5 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschiissen, Transferleistungen und
Investitionszuweisungen und —zuschiissen, Investitionsbeitrdgen

Zum 31.12.2015 werden Verbindlichkeiten i.H.v. 420.967,06 Euro bilanziert.

Dies sind 103.014,17 Euro weniger als im Vorjahr.
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4.6 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Zum 31.12.2015 bestehen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen i.H.v.
803.844,26 Euro. Gegenuber dem Vorjahr sind dies 172.515,28 Euro mehr.

4.8 Verbindlichkeiten gegeniiber verbundenen Unternehmen und gegen Unternehmen,

mit denen ein Beteiligungsverhéltnis besteht, und Sondervermégen

Zum 31.12.2015 werden Verbindlichkeiten Uber insgesamt 2.026.307,63 Euro ausgewiesen.

4.9 Sonstige Verbindlichkeiten
Sonstige Verbindlichkeiten bestehen zum 31.12.2015 i.H.v. 736.227,82 Euro.
Dies sind 497.645,05 Euro mehr als im Vorjahr.

Wesentlicher Grund ist ,Baugebiet Schmittberg 1I* mit 465.250,00 Euro.

5. Rechnungsabgrenzungsposten

Auf der Passivseite sind gemaf § 45 Abs. 2 GemHVO als Rechnungsabgrenzungsposten
vor dem Abschlussstichtag erhaltene Einzahlungen auszuweisen, soweit sie Ertrage fur eine
bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.

Bei der Stadt Viernheim wurden zum 31.12.2015 passive Rechnungsabgrenzungsposten in
Héhe von insgesamt 250.298,80 Euro gebildet. Hierin enthalten sind u.a. Zahlungen fir die
Bewirtschaftung des Gebietes ,Am Schmittsberg Il i.H.v. 150.859,45 Euro sowie passive

Rechnungsabgrenzungsposten aus Lieferungen und Leistungen i.H.v. 75.531,83 Euro.
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V Ergebnisrechnung

Die Ergebnisrechnung wurde stichprobenweise gepriift und ist diesem Bericht als Anlage
beigefiuigt. Korrekturen wurden nicht vorgenommen.

Wesentliche Erlauterungen und Feststellungen zu den gepriiften Positionen der Ergebnis-
rechnung werden im Folgenden dargestelit.

Ordentliches Ergebnis

Summe ordentliche Ertrage 63.830.794,15 €
Summe ordentliche Aufwendungen 65.729.739,16 €
Finanzertrége 1.299.832,06 €
Zinsen und andere Finanzaufwendungen 1.768.459,49 €
Ordentliches Ergebnis -2.367.572,44 €

Das gesamte Jahresergebnis (ordentlich und auflerordentlich) weist zum 31.12.2015 einen
Fehlbetrag in Hohe von 692.703,11 Euro aus. Der fortgeschriebene Haushaltsansatz ist mit
einem Fehlbetrag in Hohe von 3.314.409,- Euro geplant. Das Jahresergebnis verbessert sich
somit und weist einen um 2.621.705,89 Euro geringeren Fehlbetrag aus.

Die Summe der ordentlichen Ertrage belduft sich auf insgesamt 63.830.794,15 Euro. Ge-

genuber dem fortgeschriebenen Haushaltsansatz ergibt sich somit eine Verbesserung in
Hoéhe von 1.225.710,15 Euro.

Mehrertrage im ordentlichen Ergebnis sind u.a. in den Bereichen Steuern und steuerdhnliche
Ertrage (rd. 378 TEuro), Zuweisungen und Zuschisse (rd. 142 TEuro) und sonstige ordentli-
che Ertrage (rd. 1.269 TEuro) zu verzeichnen.

Minderertrage sind u.a. bei den o6ffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten (rd. 223 TEuro),
Kostenersatzleistungen und -erstattungen (rd. 109 TEuro) und bei den Ertrdgen aus der Auf-
I6sung von Sonderposten (rd. 232 TEuro) entstanden.

Die Summe der ordentlichen Aufwendungen belauft sich auf insgesamt 65.729.739,16 Euro.

Gegeniber dem fortgeschriebenen Haushaltsansatz ergeben sich somit Mehraufwendungen
in Hohe von 893.669,16 Euro.

Mehraufwendungen im ordentlichen Ergebnis sind vor allem in den Bereichen Steuerauf-
wendungen (rd. 3.037 TEuro) und Abschreibungen (rd. 263 TEuro) entstanden.
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Zu geringeren Aufwendungen kam es u.a. bei den Personalaufwendungen (rd. 396 TEuro),

Sach- und Dienstleistungen (rd. 1.057 TEuro) und den Zuweisungen und Zuschissen (rd.
995 TEuro).

Beim Finanzergebnis (Finanzertrdge und Zinsaufwendungen) kam es zu einem geringeren

Aufwand gegentber dem geplanten Fehlbetrag in Hohe von rd. 614 TEuro.

AuBerordentliches Ergebnis

Aulerordentliche Ertrage 1.694.983,24 €
Aul3erordentliche Aufwendungen 20.113,91 €
AuBerordentliches Ergebnis 1.674.869,33 €

GemalR § 58 Ziffer 5 GemHVO zahlen zu den auBerordentlichen Aufwendungen und Ertra-
gen im Einzelfall erhebliche Aufwendungen und Ertrége, die wirtschaftlich andere Haushalts-
jahre betreffen, oder selten oder unregelmaRig anfallen sowie Aufwendungen und Ertrage
aus VerauRerungen von Vermdgensgegenstinden des Anlagevermdégens, die den Rest-
buchwert Ubersteigen beziehungsweise unterschreiten.

In den auBerordentlichen Ertragen der Stadt Viernheim sind insbesondere Ertrédge aus dem

Verkauf von Grundstiicken und Gebauden, sowie Ertrdge aus der Auflésung von Einzelwert-
berichtigungen enthalten.

Die auerordentlichen Aufwendungen beinhalten fast ausschliellich auRerplanmaRige Ab-
schreibungen auf Sachanlagen.

Teilergebnisrechnungen

GemaR § 48 Abs. 1 GemHVO sind entsprechend den Teilhaushalten im Haushaltsplan (§ 1
Abs. 3 und § 4) im Jahresabschluss Teilrechnungen aufzustellen.

Den Werten der Teilrechnungen sind die fortgeschriebenen Planansatze der Teilhaushalte
gegeniiberzustellen.

Gemal § 48 Abs. 2 GemHVO sind die Teilergebnisrechnungen jeweils um die tatsachlich

angefallenen Betrdge 2zu den in den Teilergebnishaushalten ausgewiesenen
Leistungsmengen und Kennzahlen zu erganzen.
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Im Rahmen der unterjdhrigen Berichte Uiber den Stand des Haushaltsvollzugs nach § 28

GemHVO ist auch Uber die Zielerreichung und die Kennzahlen zu berichten.

In den Teilhaushalten sollen produktorientierte Leistungsziele unter Beriicksichtigung des
einsetzbaren Ressourcenaufkommens und des voraussichtlichen Ressourcenverbrauchs,
sowie Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung angegeben werden (§ 4 Abs. 2 und § 10
Abs. 3 GemHVO). Sinn und Zweck dieser Regelung ist die Idee der Steuerung Uber Ziele
und Zielvereinbarungen und die Méglichkeit, die Umsetzung der Ziele mit Hilfe von messba-

ren Kennzahlen besser nachprifen zu kénnen (Ziffer 2 der Hinweise zu § 4 GemHVO).

Priifungshinweis:

Wir bitten die Stadt Viernheim ihre Teilergebnishaushalte um weitere Ziele und Kenn-
zahlen zur Messung der Zielerreichung zu erweitern. Fiir das Haushaltsjahr 2015 lie-
gen Ziele und Kennzahlen im Bereich Volkshochschule vor.

Der Bereich Ziele und Kennzahlen befindet sich derzeit noch im Aufbau. Von Seiten
der Kémmerei wurden uns fiir die Jahre 2016 und 2017 weitere Ziele und Kennzahlen
in den Bereichen Musikschule, Kindergérten und Biicherei vorgelegt.

In unterjéhrigen Berichten ist iiber die Zielerreichung, Leistungsmengen und Kennzah-
len zu berichten.

Letztendlich sind im Jahresabschluss dann die Teilergebnis- und -finanzrechnungen
darzustellen. Hierbei sind auch in den Teilergebnisrechnungen den geplanten Leis-

tungsmengen und Kennzahlen die tatsdachlich angefallenen Betrdge gegeniiberzustel-
len.
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VI Finanzrechnung

Die gepriifte Finanzrechnung ist diesem Bericht als Anlage beigefiigt.

Gem. Ziffer 2 der Hinweise zu § 47 GemHVO werden in der Finanzrechnung die Einzahlun-
gen und Auszahlungen der Gemeinde (Gv) aus laufender Verwaltungstatigkeit, aus Investiti-

onstétigkeit, aus Finanzierungstatigkeit sowie die haushaltsunwirksamen Zahlungsvorgénge
nachgewiesen.

Die Gegeniiberstellung der Zahlungen und der fortgeschriebenen Haushaltsansétze lasst

erkennen, in welchem Umfang die Haushaltsplanung realisiert werden konnte.

Der Finanzmittelbestand am Anfang des Haushaltsjahres mit 3.708.839,85 Euro entspricht
der Position ,Flussige Mittel* der Vorjahresbilanz, der am Ende des Haushaltsjahres mit

3.316.114,67 Euro entspricht der Position ,Flussige Mittel“ der Schlussbilanz (unter Beriick-
sichtigung evtl. Kontokorrentkredite).

Der Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haushaltsjahres schlielt mit einem positiven
Bestand in Héhe von 3.316.114,67 Euro.

Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstétigkeit

Die Summe der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit belauft sich auf insgesamt
61.176.684,14 Euro. Der fortgeschriecbene Haushaltsansatz wurde nicht ganz erreicht, die
Differenz betragt 414.340,86 Euro.

Zu héheren Einzahlungen kam es u.a. in den Bereichen sonstige ordentliche und auBBeror-
dentliche Einzahlungen (rd. 658 TEuro), Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen (rd. 279

TEuro) und Zuweisungen und Zuschusse fur laufende Zwecke und allgemeine Umlagen (rd.
179 TEuro).

Geringere Einzahlungen sind vor allem in den Bereichen Steuern und steuerahnliche Ertrage

(rd. 831 TEuro) und éffentlich-rechtliche Leistungsentgelte (rd. 648 TEuro) zu verzeichnen.

Die Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit belduft sich auf insgesamt
59.351.129,71 Euro. Bei einem fortgeschriebenen Haushaltsansatz von 62.289.443,- Euro
kam es somit zu einer Verbesserung in Hohe von 2.938.313,29 Euro.

Geringere Auszahlungen sind vor allem in den Bereichen Sach- und Dienstleistungen (rd.

1.893 TEuro), Zuweisungen und Zuschusse fur laufende Zwecke (rd. 653 TEuro), Zinsen
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und ahnliche Auszahlungen (rd. 567 TEuro) sowie den Versorgungsauszahlungen (rd. 232

TEuro) zu verzeichnen.

Zu hoéheren Auszahlungen kam es u.a. bei den Personalauszahlungen (rd. 162 TEuro) und

bei den Steuern einschlieBlich gesetzlicher Umlageverpflichtungen (rd. 219 TEuro).

Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstétigkeit

Die Summe der Einzahlungen aus Investitionstatigkeit belduft sich auf insgesamt
8.083.388,80 Euro. Der fortgeschriebene Haushaltsansatz in Héhe von 2.925.706,- Euro
wurde somit um 5.157.682,80 Euro tiberschritten.

Zu héheren Einzahlungen kam es bei den Einzahlungen aus Abgéangen von Vermdgensge-
genstanden des Finanzanlagevermogens (rd. 4.263 TEuro), bei den Einzahlungen aus Ab-
gangen von Vermdégensgegenstdnden des Sachanlagevermégens (rd. 700 TEuro), sowie

den Einzahlungen aus Investitionszuweisungen und Zuschiissen (rd. 194 TEuro).

Die Summe der Auszahlungen aus Investitionstatigkeit belduft sich auf insgesamt
9.825.643,17 Euro. Der fortgeschriebene Haushaltsansatz in Héhe von 8.201.010,- Euro
wurde somit um 1.624.633,17 Euro Uberschritten.

Zu héheren Auszahlungen kam es vor allem bei den Auszahlungen fur Investitionen in das
Finanzanlagevermdgens (rd. 4.090 TEuro). Geringere Auszahlungen sind bei den Auszah-
lungen fur BaumaBnahmen (rd. 1.260 TEuro) und bei den Auszahlungen fur Investitionen in

das sonstige Sachanlagevermégen (rd. 1.237 TEuro) zu verzeichnen.
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VIl Anhang zum Jahresabschluss

Der Anhang zum Jahresabschluss soll in komprimierter Form Informationen tiber den Stand
und die Entwicklung des kommunalen Vermégens sowie Erlauterungen zu den ermittelten

Bilanzpositionen geben sowie Uber bestehende Risiken Auskunft geben.

Gemeinsam mit dem vom Magistrat unterschriebenen Jahresabschluss ist der Anhang ana-

log Ziffer 3.1 der Hinweise zu § 59 GemHVO zu einem Schriftstlick zusammenzufassen.

Die gesetzlichen Vorgaben zum Anhang sind im § 50 GemHVO sowie den zugehérigen Hin-
weisen geregelt.

Nach § 50 Abs. 1 GemHVO ist der Anhang dem Jahresabschluss der Gemeinde als Anlage

beizufiigen und die wesentlichen Posten der Vermoégens-, Ergebnis- und Finanzrechnung zu
erldutern.

Im Anhang sind nach Absatz 2 ferner anzugeben:
1. die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden,

2. Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
mit einer Begriindung; die sich dadurch ergebenden Auswirkungen auf die Vermogens-,
Finanz- und Ertragslage sind gesondert darzustellen,

3. Angaben Uber die Einbeziehung von Zinsen fir Fremdkapital in die Herstellungskosten,
4. Haftungsverhaltnisse, die nicht in der Vermdgensrechnung (Bilanz) auszuweisen sind,

5. Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben kénnen, insbesondere

aus Vereinbarungen uber besondere Finanzierungsinstrumente und deren Entwicklun-
gen,

6. in welchen Fallen aus welchen Griinden die lineare Abschreibungsmethode nicht ange-
wendet wird,

7. Veranderungen der urspriinglich angenommenen Nutzungsdauer von Vermdgensgegen-
sténden,

8. Verpflichtungen aus kreditdhnlichen Rechtsgeschéaften,

9. eine Ubersicht tber die fremden Zahlungsmittel (§ 15 GemHVO); dabei kénnen die An-
gaben Uber diese Mittel aus mehreren Bereichen zusammengefasst dargestellt werden,
wenn es sich jeweils um unerhebliche Betrage handelt,

10. die durchschnittliche Zahl der Beamten und Arbeithehmer, die wahrend des Haushalts-

jahres zur Gemeinde in einem Dienst- oder Arbeitsverhaltnis standen,
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VIl Rechenschaftsbericht

Gem. § 51 GemHVO sind im Rechenschaftsbericht der Verlauf der Haushaltswirtschaft und
die Lage der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der stetigen Erfullung der

Aufgaben so darzustellen, dass ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild
vermittelt wird.

Dabei sind die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichun-
gen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansatzen zu erldutern und eine Bewertung der

Abschlussrechnungen vorzunehmen.
Der Rechenschaftsbericht soll auch darstellen:
1. Angaben Uber den Stand der Aufgabenerfiillung mit den Zielsetzungen und Strategien,

2. Vorgéange von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres einge-
treten sind,

3. die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von be-

sonderer Bedeutung; zugrunde liegende Annahmen sind anzugeben,

4. wesentliche Abweichungen zwischen geplanten und tatsachlich durchgefuhrten Investi-
tionen.

Der vorgelegte Rechenschaftsbericht steht im Wesentlichen in Einklang mit dem Jahresab-

schluss und den vom Revisionsamt bei der Priifung gewonnenen Erkenntnissen.
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IX OrdnungsméiaRigkeit der Haushaltswirtschaft

IX.1 Einhaltung des Haushaltsplanes

IX.1.1 Erlduterung der erheblichen Abweichungen des Jahresergebnisses gegeniiber den
Haushaltsansatzen

Im dem Jahresabschluss gemaR § 51 Abs. 1 GemHVO beigefiigten Rechenschaftsbericht
sind die erheblichen Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansétzen voll-
standig aufgefiihrt, allerdings nicht naher erlautert.

Nach der Ergebnisrechnung hat sich eine Verbesserung in Héhe von 2.621.705,89 Euro er-
geben.

Priifungshinweis:

Wir bitten zukiinftig darum, die erheblichen Abweichungen des Jahresergebnisses
gegeniiber den Haushaltsansédtzen umfassender zu erldutern. Im Rechenschaftsbe-
richt finden sich dazu zahlenméRige Aufstellungen oberhalb einer festgelegten Wert-

grenze (50 TEuro), die mit kurzen, textlichen Erlduterungen verstédndlicher nachvollzo-
gen werden kdénnten.

Wir verweisen an dieser Stelle auf ihren Finanzbericht zum 2. Halbjahr 2015, in wel-

chem solche Erlduterungen vorhanden sind.

Dies bezieht sich sowohl auf die Ergebnisrechnung, als auch auf die Finanzrechnung.

1X.1.2 Zustimmung zu Haushaltsiiberschreitungen

Der Magistrat und die Stadtverordnetenversammiung haben folgenden auRerplanmaRigen
Aufwendungen und Auszahlungen zugestimmt:

Aufnahme von Fluchtlingen im Rahmen der Direktzuweisung an die Stadt Viernheim durch
den Kreis Bergstrale (32.400,- Euro) und Zahlung an die Pfarrei St. HiMi sowie einen Zu-
schuss an den Verein Lernmobil (18.750,- Euro).
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1X.1.3 Verpflichtungsermachtigungen

Zur Sicherstellung der Durchfiihrung mehrjshriger Investitionsmafnahmen wurden gem. § 3

der Haushaltssatzung 2015 Verpflichtungsermachtigungen in Héhe von insgesamt 100.000,-
Euro veranschiagt.

Im Haushaltsjahr 2015 wurden keine Verpflichtungserméachtigungen in Anspruch genommen.

IX.1.4 Haushaltsermachtigungen bzw. Budgetibertrdge

Die Budgetierungsregeln sind im Haushaltsplan 2015 auf Seite 7 ausgewiesen, Regelungen

zur Bildung von Haushaltstibertrégen wurden nicht getroffen.

GemaR § 21 Abs. 2 GemHVO waren damit nur die Ansétze fur Auszahlungen fur Investitio-

nen und Investitionsforderungsmafnahmen ubertragbar.

IX.1.5 Vorlaufige Haushaltsfiihrung

Der Haushaltsplan 2015 wurde am 09.12.2014 von der Stadtverordnetenversammiung ver-
abschiedet. Bis zur Genehmigung der genehmigungsbedirftigen Teile der Haushaltssatzung
durch die Aufsichtsbehorde am 06.03.2015 und anschlieRende Bekanntmachung, waren die

Bestimmungen der vorlaufigen Haushaltsfuhrung gemaR § 99 HGO zu beachten und anzu-
wenden.

Es liegen uns keine Erkenntnisse vor, dass die Regelungen zur vorlaufigen Haushaltsfuh-
rung nicht beachtet wurden.

IX.2 Kassenkredite

Nach § 4 der Haushaltssatzung war der Hochstbetrag der Kassenkredite auf 35 Mio.. Euro

festgesetzt. Zum 31.12. des Haushaltsjahres waren 15,5 Mio..Euro in Anspruch genommen.

Der Hochstbetrag der Kassenkredite wurde im gepruften Jahr nicht Gberschritten.
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IX.3 Weitere Priifungen im Haushaltsjahr

IX.3.1 Kassenpriifung

In der Zeit vom 31.08. bis 07.09.2015 wurde eine unvermutete Prifung der Stadtkasse
durchgefuhrt, welche sich auf die gesamte Kasse erstreckte.

1X.3.2 Gesamtabschluss

Der auf die Gemeinde entfallende Anteil der Bilanzsummen der Aufgabentrager, auf welche
die Stadt einen mafgeblichen oder beherrschenden Einfluss hat, liegt in 2014 / 2015 bei

knapp Uber 30 % der Gemeindebilanz. Somit ist aufgrund der Erlasslage ein Gesamtab-

schluss aufzustellen.

Allerdings kann wegen nachrangiger Bedeutung auf eine Konsolidierung des Eigenbetriebes
Stadtbetrieb Viernheim und des Eigenbetriebes Forum der Senioren verzichtet werden. Die
Stadtwerke Viernheim sind allerdings, aufgrund ihres Bilanzvolumens und der Hoéhe ihrer

ordentlichen Ertrage, voll zu konsolidieren.
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X Buchfiihrung und Software

Die Stadt Viernheim verwendet das Buchflihrungsprogramm Newsystem Kommunal der Fir-
ma Infoma GmbH, Ulm. Im Einsatz befindet sich die jeweils aktuelle Programmversion, wel-

che von der Firma ekom21 zur Verfugung gestellt wird.

Das Programm beinhaltet die Funktionen Finanzbuchhaltung, Anlagenbuchhaltung, Steuern

& Abgaben, Kosten- und Leistungsrechnung, Haushaltsplanung und Veranlagung.

Nach den bei der Prifung gewonnenen Erkenntnissen wurden die Geschéftsvorfélle voll-
standig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst sowie die Belege ordnungsgeméafl angewiesen,
ausreichend erlautert und Ubersichtlich abgelegt. Die Zahlen aus der Vorjahresbilanz wurden
richtig im Berichtsjahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchfiihrung zutref-

fend entwickelt und von dem Gemeindevorstand aufgestellt.

Die Buchfilhrung und die weiteren gepriften Unterlagen entsprechen nach unseren Feststel-
lungen den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergadnzenden Vorschriften und
Bestimmungen. Die aus den weiteren gepriiften Unterlagen entnommenen Informationen

fuhren zu einer ordnungsgemafen Abbildung in Buchfiihrung und Jahresabschluss.
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Xl Abschlussvermerk

Wir haben den Jahresabschluss der Stadt Viernheim zum 31.12.2015 — bestehend aus Ver-
mogens-, Ergebnis- und Finanzrechnung sowie Anhang — unter Einbeziehung der Buchfiih-
rung und den Rechenschaftsbericht gepriift.

Die Buchfilhrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht nach

den gemeindewirtschaftlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Magistrats der
Stadt Viernheim.

Unsere Aufgabe ist es, auf Grundlage der von uns durchgefiihrten Priifung eine Beurteilung

Uber den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfiihrung und tber den Rechen-
schaftsbericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprifung nach § 128 HGO vorgenommen.

Sie ist so zu planen und durchzufiihren, dass Unrichtigkeiten und VerstoRe, die sich auf die
Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundséatze ordnungsma-
Riger Buchfuhrung und durch den Rechenschaftsbericht vermittelten Bildes der Vermdgens-,

Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.

Bei der Festlegung der Prifungshandlungen werden die Kenntnisse Uber die Geschéftstatig-
keit und das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt Viernheim sowie die Erwartun-
gen Uber mégliche Fehler berticksichtigt.

Im Rahmen der Prifung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen
Kontrollsystems sowie Nachweise fur die Angaben in Buchfihrung, Jahresabschluss und

Rechenschaftsbericht tberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prufung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsétze und der we-
sentlichen Einschatzungen des Magistrats sowie die Wirdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichtes.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prifung eine hinreichend sichere Grundlage fiir unse-
re Beurteilung bildet.

Unsere Prifung hat zu keinen Einwendungen gefiihrt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der
Grundséatze ordnungsmafBiger Buchfuhrung ein den tatsdchlichen Verhéltnissen entspre-

chendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt Viernheim.

Priifung des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 — Stadt Viernheim
Seite: 30 von 31
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Muster 15: Ergebnisrechnung

Vergleich fortge:

Fortge- schrieb
Ergebnis des schriebener Ergebnis des Ane ;nler
Nr. | Konten Bezeichnung g Ansatzdes |Haushaltsjahres nsa.
Vorjahres 2014 £ Ergebnis des
Haushaltsjahres 2015 N
2015 Haushaltsjahres
(Sp. 5 ./. Sp. 6)
1 2 3 4 5 6 7
1 50 Privatrechtliche Leistungsentgelte 1.084,25 1.084,00 1.084,25 -0,25
2 51 Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 9.289.303,21 9.989.370,00 9.765.546,53 223.823,47
3 548 - 549 |Kostenersatzleistungen und -erstattungen 713.275,02 624.377,00 515.178,86 109.198,14
4 52 Bestandsveranderungen und aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00
Steuern und steueréhnliche Ertrége einschlieflich Ertrage aus
55 5
5 gesetzlichen Umlagen 35.793.489,94| 37.462.850,00f 37.841.410,15 378.560,15
6 547 Ertrége aus Transferleistungen 1.122.354,20 1.200.080,00 1.200.027,35 52,65
Ertriige aus Zuweisungen und Zuschissen fiir laufende Zwecke
540 - : g
7 40 - 543 und allgemeine Umlagen 6.784.135,87 8.136.869,00 8.279.835,60 142.966,60
Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten aus
6 3 ) j s .
8 54 Investitionszuweisungen, -zuschiissen und Investitionsbeitrégen HodaAea 1518.890.00 PHNERRS s
9 53 Sonstige ordentliche Ertrage 5.131.883,33 3.574.458,00 4.843.879,38 -1.269.421,38
10 Summe der ordentlichen Ertrage (Nr. 1 bis Nr. 9) 60.528.991,23| 62.605.084,00| 63.830.794,15| -1.225.710,15
62, 63,
640 - 643,
1 647 - 649 Personalaufwendungen 9.334.436,23 9.821.711,00 9.425.543,85 396.167,15
65
12 | 644-646 |Versorgungsaufwendungen 1.970.883,43 1.967.401,00 1.981.910,75 -14.509,75
13 | 284 |aufwendungen fur Sach- und Dienstleistungen 11.851.619,84| 13.014.947,00] 11.957.419,08| 1.057.527,92
14 66 Abschreibungen 3.819.355,87 3.680.161,00 3.943.768,75 -263.607,75
15 71 |Auiwendungen fur Zuweisungen und Zuschiisse sowie besondere | 5 057 958 31|  10.432.643,00  9.437.585,04 995.057,96
Finanzaufwendungen
16 7a |Steverautwendungen einschl. Aufwendungengus geseiziishen 27.000.080,19| 25.845.357,00| 28.882.918,13| -3.037.561,13
Umlageverpflichtungen
17 72 Transferaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00
18 | 70,74, 76 |Sonstige ordentliche Aufwendungen 60.970,02 73.850,00 100.593,56 -26.743,56
19 Sl dsharoenHichEn et angen 64.064.603,89| 64.836.070,00| 65.729.739,16|  -893.669,16
(Nr. 11 bis Nr. 18)
20 Verwaltungsergebnis (Nr. 10 ./. Nr. 19) -3.535.612,66| -2.230.986,00| -1.898.945,01 -332.040,99
21 56,57 |Finanzertrdge 1.148.333,53 1.275.155,00 1.299.832,06 -24.677,06
22 7 Zinsen und andere Finanzaufwendungen 1.669.326,35 2.358.578,00 1.768.459,49 590.118,51
23 Finanzergebnis (Nr. 21 ./. Nr. 22) -520.992,82| -1.083.423,00 -468.627,43 -614.795,57
24 Ordentliches Ergebnis (Nr. 20 und Nr. 23) -4,056.605,48|  -3.314.409,00f -2.367.572,44 -946.836,56
25 59 AuRerordentliche Ertrage 157.579,53 0,00 1.694.983,24 -1.694.983,24
26 79 Auerordentliche Aufwendungen 8.321,03 0,00 20.113,91 -20.113,91
AuRerordentliches Ergebnis
£ 0,0 .674.869,33 -1.674.869,33
27 Nr. 25 /. Nr. 26) 149.258,50 0 1.674.8 1
28 Jahresergebnis (Nr. 24 und Nr. 27) -3.907.346,98| -3.314.409,00 -692.703,11| -2.621.705,89




Muster 16: Finanzrechnung

Vergleich
fortgeschrie-
hrie-
Ergebnis des i:::e:is:(ez Ergebnis des | bener Ansatz(
Nr. Bezelchnung "? - 3 Haushalts~ Ergebnis des
jatwes 2014 | des:t Jahres 2015 | Haushalts-
Jahres 2015 . i
Jahres
(Sp 4 .1.5p . 5)
1 2 3 4 5 6
1 |Pri L 1.084,25 1.084,00 1.084,25 -0,25
2 |Of L g 8.883.638,39 9.989.370,00 9.340.742,22| 648.627,78,
3 IK 1 und - 612.637,19 624.377,00 572.762,69 51.614,31
4 |Steuern und steuerdhnliche Ertrdge einschlielich Erlrage aus gesetzlichen Umlagen 36.291.342,94| 37.462.850,00] 36.631.16578 831.684,22
5 |Ei aus Ti istungen 1.122.354,20 1.200.080,00 1.200.027,35 52,65
6 |z und fir Zwecke und allgemeine Umlagen 6.763.410,41 8.136.869,00 8.316.235,60 -179.366,60
7 |Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 1.068.865,16 1.273.082,00 1.559.310,67 -286.228,67
8 |Sonstige ordentliche Einzahlungen und ig i i die sich nicht aus Investitionstatigkeit ergeben 3.271.715,13] 2.903.313,00 3.015.726,71 -112.413,71
9 Ei I aus I Verwal tatigkeit (Nr. 1 bis Nr. 8) 58.015.047,67| 61.591.025,00| 60.637.055,27 953.969,73
10 |Personalauszahlungen 8.903.080,32; 8.804.551,00 8.966.719,19 -162.168,19
1 |Versorgungsauszahlungen 1.493.657 67 1.737.845,00 1.505.767,58 232.077,42
12 |Auszahlungen filr Sach- und Dienstleistungen 11.133.513,53| 13.014.947,00| 11.121.861,58 1.893.085,42
13 ingen for Tt g 0,00 0,00 0,00 0,00]
14 |Auszahlungen fir Zuwei: und i fiir laufende Zwecke sowie b dere Fi | 10.057.605,27| 10.432.643,00 9.779.100,28| 653.542,72
15 |Auszahlungen fir Steuern lieBlich A aus i Uml. 25.321.912,75] 25.845.357,00| 26.064.648,01 -219.291,01
16 |Zinsen und &hnliche Auszahlungen 1.816.541,31 2.380.250,00 1.812.439 51 567.810,49
17 A 1und i Rerordentliche Al die sich nicht aus Investitionstétigkeit ergeben 60.970,02 73.850,00 100.593,56 -26.743,56
18 aus ler Ver titigkeit (Nr. 10 bis Nr. 17) 58.787.290,87| 62.289.443,00| 59.351.129,71 2.938.313,29
1ib h 1 darf aus Verwaltungstatigkeit
19 Nr. 8 .1, Nr. 18) -772.243,20, -698.418,00| 1.285.925,56| -1,984.343,56
20 |Ei aus Investiti i und sowie aus Investitionsbeitrdgen 664.22524 949.000,00 1.143.083,66 -194.083,66
21 aus Ab von Vi des gens und des i g 259.482,52 1.866.406,00 2.566.758,00 -700.352,00
22 |Ei aus Abgé von \ 8 des F mdgens 366.250,08 110.300,00 4.373.547,14| -4.263.247,14
23 |Summe Einzahlungen aus Investitionstitigkeit (Nr. 20 bis Nr. 22) 1.289.957,84 2.925.706,00| 8.083.388,80| -5.157.682,80
24 |Auszahlungen fiir den Erwerb von Grundstticken und Gebauden 696.157,86 2.024.500,00 2.056.628,76 -32,128,76|
25 fiir 1.471.611,29 3.483.500,00 2.222.829,00 1.260.671,00
26 |Auszahlungen fiir Investitionen in das i und i Anlagi 1.592.544 68 2.693.010,00 1.455.675,71 1.237.334,29
27 |Auszahlungen fiir Investitionen in das Finanzanlagevermégen 790.509,70 0,00 4.080.509,70) -4.090.509,70
28 £ aus Investitionstitigkeit (Nr. 24 bis Nr. 27) 4.550.823,53 8.201.010,00 9.825.643,17| -1.624.633,17
29 |Z lib 1 Zah i f aus Investiti (Nr. 23 /. Nr. 28) -3.260.865,69| -5.275.304,00| -1.742.254,37| -3.533.049,63
30 |Z 10b I itt f (Nr. 19 und Nr. 29) -4.033.108,89| -5.973.722,00 -456.328,81 -5.517.393,19
31 |Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und inneren Darlehen und wirtschaftlich i 1\ fr Investitionen 2.244.726 44 5.521.796.00 2,750.000,00 2.771.796,00
32 |Auszahlungen fir die Tilgung von Krediten und inneren Darl; und wi filich i Vorgéngen fiir Investitionen 4.201.689,88| 2.458.043,00 2.342,701,05 115.341,95
33 lib 1z ittel fausF o} (Nr. 31 ... Nr. 32) -1.956.963,44 3.063.753,00 407.298,95 2,656.454,05
34 |Anderung des Zahlungsmittelbestandes zum Ende des Haushaltsjahres (Nr. 30 und Nr. 33) -5.990.072,33| -2.909.969,00 -49.029,86] -2.860.939,14
n T = E i 0 K. m
35 | & (i remde i B Ll Ittele, e 11.880.351,86 0,00 22.062536,39| -22.062.536,39
Kassenkrediten)
36 | i 1gen (u.a. fremde Fil . von K i R g von K ) 8.020.756,13 0,00| 22.406.231,71| -22.406.231,71
l1ab Z: darf aus haush Z ging
37 (N. 35 J. Nr. 36) 3.859.595,73 0,00] -343.695,32) 343.695,32
38 |Bestand an Zahlungsmitteln zu Beginn des Haushaltsjahres 5.839.316,45| -56.247.468,00 3.708.839,85 59.956.307,55]
39 ll / d g des Bi des an Zahl itteln (Nr. 34 und Nr. 37) -2.130.476,60| -2.909.969,00 -392.725,18 -2.517.243.82'
40 lBestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haushaltsjahres (Nr. 38 und Nr. 39) 3.708.839,85| -59,157.437,00 3.316.114,67 -62.473.551,67'
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Stellungnahme zu den Priifungshinweisen bzw. Priifungsfeststellungen

Seite 2

Seite 5

Seite 10

Prifungsfeststellung 1

Viernheim gehért nach wie vor zu den wenigen
Kommunen in Hessen die derzeit Jahres-
abschliisse bis 2015 vorliegen haben — dazu
noch abschlielRend gepriift.

Der Jahresabschluss 2016 ist ebenfalls soweit
fertiggestellt, dass er in Kiirze den parlamen-
tarischen Gremien vorgelegt werden kann.

Prifungshinweis

Naturlich ist dem Kadmmereiamt bekannt, dass
die Inventur-/Bewertungsrichtlinie der Stadt
vom 02.06.2008 datiert und sich sowohl die
GemHVO als auch die HGO zwischenzeitlich
geéndert haben.

Im Wesentlichen haben sich aber nur die
,Bezeichnungen einzelner Paragraphen”
verandert — also keine inhaltlichen
Veranderungen.

Deshalb hat sich die Kammerei sinnvollerweise
seit langem darauf festgelegt, die Richtlinien
erst im Rahmen des noch aufzustellenden
Gesamtabschlusses (Konzernabschluss)
anzupassen.

Der Konzernabschluss erfordert namlich
ohnehin eine Anpassung.

Prifungshinweis

Im Rahmen des zu erstellenden
Gesamtabschlusses (Konzernabschluss) wird
es gelingen entsprechende Salden-
abstimmungen mit der Stadtwerke Viernheim
GmbH vorzunehmen.




Seite 12

Seite 19

Seite 25

Prufungshinweis
Eine entsprechende Riicklage wurde im
Jahresabschluss 2016 gebildet.

Prifungshinweis

Erste Ergebnisse sind bereits in den Haushalts-
pldnen 2015/2016 abgebildet und werden
weiter ausgebaut bzw. vertieft.

Prufungshinweis
Wird kuinftig noch starker beachtet.

Sowohl aus dem Rechenschaftsbericht als
auch dem Lagebericht zum Jahresabschluss
2015 kann man herauslesen wodurch sich
Veranderungen ergeben haben und es zu
dieser Ergebnisverbesserung kam.

- Kdmmereiamt - 19.07.2017



TOP: Viernheim, den 28.07.2017
Federfiuhrendes Amt
61 Amt fur Stadtentwicklung und Umweltplanung

Aktenzeichen: 61.9.4

Diktatzeichen: Ew/Bz

Drucksache: VL-79-2017/XVIII 1. Erganzung

Anlagen: Forderrichtlinie des Landes zum Erwerb von Belegungs-
rechten

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Bendtigte Mittel: 816.000,-- €

Protokollausziige an: ASU, Kammereiamt, Burgermeister, Sozialamt
Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat 17.07.2017

Haupt- und Finanzausschuss 24.08.2017
(Wirtschaftsférderung)

Stadtverordnetenversammliung 25.08.2017

Beschlussvorlage
Soziale Wohnraumfdérderung — Erwerb von Belegungsrechten 2017,

Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim fir eine Forderung
im Bauprogramm 2017; hier: stadtische Komplementarférderung

Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, dass sich die Stadt
bei der Férderung zum Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum (Antrag der
Baugenossenschaft Viernheim eG) mit einem Zuschuss in Hohe von 1,-- €/m? férderfahiger Wohn-
flache multipliziert mit der Bindungsdauer in Monaten beteiligt.

Die nétigen Haushaltsmittel werden in den Folgejahren veranschlagt. Die zweckgebundenen Ein-
nahmen aus der Fehlbelegungsabgabe werden hierfir verwendet.

Beagriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Das Sachgebiet Wohnungsbauférderung des Kreisausschusses des Landkreises Bergstral3e hat
darauf aufmerksam gemacht, dass die Landesregierung - angesichts der zusehenden Verknap-
pung bezahlbaren Wohnraums - beschlossen hat, erneut den Erwerb von Belegungsrechten an
bestehendem Wohnraum zu férdern.

Ziel des Forderprogrammes ist die Versorgung Wohnungssuchender, die sich nicht aus eigenen
Mitteln mit angemessenem Wohnraum versorgen kdnnen. Dies erfolgt in der Form, dass an bisher
ungebundenen freiwerdenden Bestandswohnungen 10-jahrige Belegungsrechte erworben werden
zur ausschlief3lichen Belegung von Inhabern eines Wohnberechtigungsscheines. Die Mieththe
wird durch die Landesférderung in Form eines einmaligen Zuschusses von 1,50 €/m? Wohnflache
x 120 Monate um 1,50 € unterhalb der ortstiblichen Vergleichsmiete festgeschrieben.



Bei einer Vergleichsmiete von 7,50 € wirde sich die tatsachliche Mietbelastung auf 6,-- €/m? redu-
zieren. Im Fall einer stadtischen Forderungsbeteiligung mit 1,-- €/m? Wfl. reduziert sich die Miete
um weitere 1,-- € auf 5,-- €/m2.

Die Baugenossenschaft Viernheim (BG) hat mit Schreiben vom 24.7.2017 eine Landesférderung
von bis zu 100 Belegungsrechten beantragt.

Forderantrage, in denen eine kommunale Forderungsbeteiligung vorgesehen ist, werden vorrangig
in das Foérderprogramm aufgenommen.

Der Magistrat hat sich in seiner Sitzung am 17.7.2017 mit der Angelegenheit befasst und die Emp-
fehlung der Beschlussfassung einer stadtischen Forderung an die Stadtverordnetenversammiung
beschlossen. Der Wohnungsbauférderungsstelle des Kreises wurde eine stadtische Forderungs-
beteiligung im Rahmen der Stellungnahme der Stadt zum Forderantrag unter dem Vorbehalt der
Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung avisiert. Der Antrag der BG war vor Weiter-
leitung an die Wohnraumfdrderungsstelle des Kreises von der Stadt inhaltlich zu bestatigen (Be-
darf, Miethdhe, Eignung des Wohnraumes, Mitwirkung bei der Belegung) und bis 28.7.2017 dem
Kreis - Wohnungsbauférderungsstelle - vorzulegen. Inhalt des Antrages ist u.a. auch, dass entwe-
der eine verbindliche Férderzusage der Stadt Gber 1,-- €/m? vorliegt bzw. dass keine stadtische
Forderung vorgesehen ist.

Da zu einer verbindlichen Forderzusage der Stadt ein Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung erforderlich ist, wurde mit der zustandigen Sachbearbeiterin vereinbart, dass die Forderzu-
sage unter dem Vorbehalt der erforderlichen Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammliung
steht. Die BG hat 100 Belegungsrechte mit einer geschatzten GréRRe von durchschnittlich 68 m2 zur
Forderung angemeldet. Hieraus ergabe sich eine Férdersumme des Landes von bis zu 1.224.000,-
- €. Die stadtische Forderungsbeteiligung beliefe sich auf 816.000,-- €.

Beispielrechnung:

Bei einer Forderung durch die Stadt mit 1,-- €/m? flir 10 Jahre und einer Wohnungsgréf3e von 75m2
mit einer vorgesehenen Belegung durch einen Dreipersonenhaushalt (max. Gréf3e It. Richtlinie)
ergibt sich eine Forderung in Form eines einmaligen Vorabzuschusses in Hohe von 9.000,-- € (und
13.500,-- € vom Land).

Die Auszahlung erfolgt seitens des Landes — eine Forderzusage vorausgesetzt - mit dem Nach-
weis der erstmaligen Belegung der Wohnung mit einem Haushalt, der im Besitz eines Wohnbe-
rechtigungsscheines ist. Wohnungsberechtigt sind Personen, die die Voraussetzungen nach 5.1
der Richtlinie des Landes erfillen, d. h., dass das Haushaltseinkommen bestimmte Einkommens-
grenzen nach dem Wohnraumférderungsgesetz nicht Gberschreitet, z.B. bei einem Zweipersonen-
haushalt 23.626,-- € bereinigtes Einkommen. Dazu ist die angemessene GrofRe der Wohnung als
Soll-Vorschrift zu beachten. (Im Einzelfall, gerade bei nichtgebundenem Bestandswohnraum, kon-
nen diese Wohnungsgrofien unerheblich Uberschritten werden.)

Nachgewiesen werden die vorgenannten Voraussetzungen anhand eines Wohnberechtigungs-
scheines des Sozialamtes der Stadt, aus dem sich der Anspruch grundsétzlich nach dem Ein-
kommen als auch nach der angemessenen Wohnungsgrof3e ergibt.

Der Stadt steht mit und ohne stadt. Férderbeteiligung ein Belegungsrecht in Form eines sog. Be-
nennungsrechtes zu, das nach den Vorschriften des Wohnraumférderungsgesetzes i. V. m. dem
Wohnungsbindungsgesetz auf ein Vorschlagsrecht von mindestens 3 geeigneten Bewerbern be-
schrankt ist. Dies entspricht der seitherigen Praxis in Viernheim bei der Belegung von gebunde-
nem Wohnraum.

Zugesagte Forderkontingente werden bis Ende der Laufzeit der Richtlinie 31.12.2021 reserviert
und nur im konkreten Fall in einer Summe/Belegungsrecht ab Wiederbelegung vorab ausgezahlt.



Eine Aufnahme der BG in das Férderprogramm vorausgesetzt ist davon auszugehen, dass einige
Belegungen nach dem Forderprogramm bereits in 2017 erfolgen werden. Die Belegungen werden
voraussichtlich Uberwiegend 2018 bis Ende 2021 abgewickelt werden, mit einem entsprechenden
Abruf der Férdermittel in den jeweiligen Haushaltsjahren.

Die BG wird in jedem Fall einen Antrag auf Forderung beim Land stellen, unabhéngig von der Be-
reitschaft der Stadt Viernheim, sich mit Komplementarférdermitteln an der Férderung zu beteiligen.
Wie eingangs bereits erwahnt, erhéht sich die Chance auf Aufnahme in das Férderprogramm bei
einer stadtischen Forderungsbeteiligung allerdings deutlich.

Zur Finanzierung der stadtischen Forderzuschisse durfen die zweckgebundenen Einnahmen aus
der Fehlbelegungsabgabe verwendet werden, welche ansonsten ohne den Nachweis deren Ein-
satzes zur Wohnraumversorgung an das Land abgefiihrt werden muissten.

Hinweis:

Die maf3geblichen Wohnungen werden

- wahrend der Programmlaufzeit im Rahmen der Ublichen Mieterfluktuation zur Verfligung
stehen und

- Uber das Stadtgebiet und unterschiedliche Liegenschaften verteilt sein, damit die soziale
Durchmischung gewahrleistet ist.
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Neubau der Ortsumfahrung Calden im Zuge der Bundes-
straBe 7, Neubau der LandesstraBe 3214 und Neubau der
KreisstraBBe 47

Planfeststellungsbeschluss vom 1. Dezember 2012, Planan-
derung;

Offentliche Bekanntmachung nach § 3a UVPG

Die Bundesrepublik Deutschland (Bundesstrafenverwaltung), ver-
treten durch Hessen Mobil — StraBen- und Verkehrsmanagement,
AuBenstelle Kassel, beabsichtigt, den mit Planfeststellungsbe-
schluss vom 1. Dezember 2012 festgestellten Neubau der Ortsum-
fahrung Calden im Zuge der Bundesstra3e 7, Neubau der Landes-
straBle 3214 und Neubau der Kreisstrafle 47 zu dndern.

Hessen Mobil — Straflen- und Verkehrsmanagement, AuBenstelle
Kassel, hat am 23. Januar 2017 beantragt, fiir diese Anderung von
einem Planfeststellungsverfahren abzusehen.

Gegenstand des Antrages ist die Herstellung einer Behelfsbriicke
tiber den Jungfernbach wéhrend der Errichtung des Talbauwerkes
tber den Jungfernbach - BW 4. Aufgrund der Lage des Talbauwer-
kes liber den Jungfernbach innerhalb eines Naturschutzgebietes
ergeben sich enge Baufeldgrenzen, die eine Wendemoglichkeit von
GroBfahrzeugen zur Materialanlieferung nicht zulassen. Zur Er-

schlieBung der Baufelder auf der Nord- und Siuidseite des Jungfern-
baches soll eine Behelfsbriicke hergestellt werden, um so die Durch-
géangigkeit der Baustrale zu gewahrleisten.

Fiir diese Anderung zur Herstellung einer Behelfsbriicke {iber den
Jungfernbach war nach § 3c des Gesetzes liber die Umweltvertrag-
lichkeitspriifung (UVPG) in der Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBL. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. Oktober 2016 (BGBL.I
S. 2258), zu priifen, ob das geplante Vorhaben mit der Plandnderung
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben kann und
daher eine Umweltvertraglichkeitspriifung durchzufiihren ist.

Die Priifung des Einzelfalles hat ergeben, dass durch das oben ge-
nannte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind, so dass keine Verpflichtung besteht, fiir
dieses Vorhaben eine Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem
UVPG durchzufiihren. Diese Feststellung ist nach § 3a UVPG nicht
selbstidndig anfechtbar.

Wiesbaden, den 11. April 2017

Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Landesentwicklung
VI 1la-1-061k 06 #2.113b

StAnz. 17/2017 S. 466
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Soziale Wohnraumférderung;
Erwerb von Belegungsrechten
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Gegenstand der Forderung
1.1  Forderziel

Die soziale Wohnraumforderung dient Haushalten, die sich
am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen kon-
nen und auf Unterstlitzung angewiesen sind.

Zur Unterstiitzung solcher Haushalte bei der Versorgung
mit Mietwohnraum koénnen vom Land Hessen Zuwendun-
gen im Rahmen einer Projektforderung gewahrt werden.

1.2  Forderfihige Mafinahme

1.2.1 Die Zuwendungen werden ausschlieflich fiir den Erwerb
von Belegungsrechten an Bestandswohnungen zugunsten
der Zielgruppe des sozialen Mietwohnungsbaus (§ 2 Abs. 2
HWoFG) bereitgestellt. Ein Antrag soll mindestens vier
Wohnungen betreffen.

Die Wohnungen miissen zur dauernden Wohnraumversor-
gung geeignet sein und mindestens tliber eine Zentral-/Eta-
genheizung, Toilette, Bad/Dusche und Kiiche (unmobliert)
verfiigen.

Die Wohnungen sollen folgende Wohnflachen nicht tiber-
schreiten:

— bei Wohnungen fiir eine Person bis 50 m2,

— bei Wohnungen fiir zwei Personen bis 60 m2

— bei Wohnungen fiir drei Personen bis 75 m2 und
— fir jede weitere Person 12 m?* mehr.

Forderfdhig sind ausschlieBlich Mietwohnungen im Gebiet
des Regionalverbands FrankfurtRheinMain, in Gebieten mit
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1.3

14

1.5

2.1
2.1.1

2.2

erhohtem Wohnungsbedarf nach § 5a des Hessischen Woh-
nungsbindungsgesetzes (HWoBindG) in der Fassung vom
3. April 2013 (GVBL. S. 142) sowie in den kreisfreien Stddten
und kreisangehorigen Gemeinden mit mehr als 50 000 Ein-
wohnern (Sonderstatusstadte) Hessens (siehe Anlage).

Die Férderung wird unterschieden in

a) den Erwerb von Belegungsrechten an Wohnungen, die
keiner Bindung unterliegen und zur Belegung frei sind
und

b) den Erwerb von Belegungsrechten nach Auslaufen beste-
hender Bindungen.

Das Bindungsende muss — bezogen auf das Jahr der An-
tragstellung nach dieser Richtlinie — zwischen dem 31. De-
zember des vorangegangenen Jahres und dem 31. Dezem-
ber des folgenden Jahres liegen.

Fordervorrang

Der Erwerb von Belegungsrechten nach Nr. 1.2.2 Buchst. a)
wird vorrangig gefordert.

Forderausschluss

Ausgeschlossen von einer Forderung sind Wohnungen, die
bereits anderweitigen Belegungs- und/oder Mietpreisbin-
dungen unterliegen, soweit diese Richtlinie nichts anderes
bestimmt.

Rechtsgrundlage

Die Forderung wird auf der Grundlage des Hessischen
Wohnraumfordergesetzes (HWoFG) vom 13. Dezember 2012
(GVBIL. S.600), gedndert durch Gesetz vom 2.Dezem-
ber 2014 (GVBL. S. 314), in der jeweils geltenden Fassung so-
wie nach MaBgabe dieser Richtlinie gewahrt.

Fiir die Bewilligung, die Auszahlung der Zuwendung, den
Nachweis der Verwendung, die Prifung des Verwendungs-
nachweises, ggf. die Riicknahme oder den Widerruf des Zu-
wendungsbescheides, die Erstattung der gewahrten Zuwen-
dung und die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 49a HVwVI{G,
der §44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO)
und die hierzu erlassenen Vorlaufigen Verwaltungsvorschrif-
ten (VV) in der jeweils giiltigen Fassung, soweit nicht in die-
sen Richtlinien Abweichungen zugelassen worden sind.

Abweichend von den VV zu § 44 LHO finden die VV Nr. 1.3,
5.1 und 7.2 zu § 44 LHO keine Anwendung.

Forderung
Art und Hohe der Forderung

Die Forderung erfolgt in Form einer Zuwendung. Die Zu-
wendung wird im Wege der Projektférderung mit einem ein-
maligen, festen Betrag (Zuschuss) nach VV Nr. 2.2.3 zu § 44
LHO (Festbetragsfinanzierung) gewéhrt.

Der Zuschuss betrégt bei einer Forderung nach

— Nr. 1.2.2 Buchst. a) 1,50 Euro pro m? forderfahiger Wohn-
flache multipliziert mit der Bindungsdauer in Monaten
und nach

— Nr. 1.2.2 Buchst. b) 0,80 Euro pro m? forderfahiger Wohn-
flache multipliziert mit der Bindungsdauer in Monaten.

Vermeidung von Fehlforderung

Eine Fehlforderung wird insbesondere durch die Einbin-
dung der ortlich zustindigen Gemeinde nach Nr. 6.1, die
Priifung, ob Leistung und Gegenleistung in einem angemes-
senen Verhiltnis stehen, die pauschalierten Forderbetrige,
die Verbilligung der ortlichen Vergleichsmiete nach Nr. 5.2
sowie durch die Begrenzung der Bindungsdauer auf zehn
Jahre vermieden.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Gemeinden, die sich, zusiatzlich zur Forderung nach Nr. 2.1,
mit den nachfolgenden Betréigen beteiligen, kénnen bevor-
zugt beriicksichtigt werden

— Dbei einer Forderung nach Nr. 1.2.2 Buchst. a) mit einem
Zuschuss von mindestens 1,00 Euro pro m? forderfahiger
Wohnflache multipliziert mit der Bindungsdauer in Mo-
naten;

— bei einer Forderung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b) mit einem
Zuschuss von mindestens 0,50 Euro pro m? férderfahiger
Wohnflache multipliziert mit der Bindungsdauer in Mo-
naten.

Forderberechtigte

Forderberechtigt sind nattirliche und juristische Personen,
die Eigentiimer/Erbbauberechtigter von Mietwohnungen in
Gebieten nach Abs. 4 Nr. 1.2.1. sind.

5

5.1

5.2
5.2.1

Bindungen

Die Dauer der Mietpreis- und Belegungsbindungen betragt
zehn Jahre.

Die Bindungen beginnen bei einer Férderung nach Nr. 1.2.2
Buchst. a) ab erstmaliger Belegung der Wohnung nach die-
ser Richtlinie. Bei einer Férderung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b)
beginnen die Bindungen mit Erteilen der Férderzusage,
frithestens jedoch mit Ablauf der vorausgegangenen Bin-
dungen.

Die Belegung durch die Gemeinde ist nach den Regelungen
der §§ 17 und 18 HWoFG sicherzustellen.

Belegungsbindung

Die Wohnungen sind bestimmt fiir Haushalte, die sich am
Wohnungsmarkt nicht angemessen mit Wohnraum versor-
gen konnen und deren Einkommen die Einkommensgrenze
nach § 5 Abs.1Nr.1 in Verbindung mit § 5 Abs. 4 HWoFG
nicht iberschreitet. Die Einkommensgrenze betragt danach
derzeit:

fiir einen Einpersonenhaushalt 15 572 Euro,
fiir einen Zweipersonenhaushalt 23 626 Euro,
zuzlglich fir jede weitere zum Haushalt

rechnende Person 5 370 Euro.

Sind zum Haushalt rechnende Personen Kinder im Sinne
des § 32 Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG),
erhoht sich die Einkommensgrenze nach Abs.1 fiur jedes
Kind um weitere 650 Euro.

Die Einkommensgrenze wird regelméafig tiberpriift und an-
gepasst.

Fir die Einkommensermittlung sind die §§ 6 und 7 HWoFG
anzuwenden.

Die wohnungssuchende Person weist ihre Wohnberechtigung
gegeniiber dem Vermieter durch einen Wohnberechtigungs-
schein (§ 17 HWoFG) nach, aus dem sich die mafigebliche
Wohnungsgrofe nach Raumzahl oder Wohnflache ergibt.

In durch Verordnung festgelegten Gebieten mit erhohtem
Wohnungsbedarf nach § 5a HWoBindG darf die Wohnung
nur einer von der Gemeinde benannten wohnungssuchen-
den Person zum Gebrauch iiberlassen werden. Die Wohnbe-
rechtigung der wohnungssuchenden Person wird vor der
Benennung gepriift und gilt mit der Benennung als erfiillt.

Mietpreisbindung

Bei einer Zuwendung nach Nr. 1.2.2 Buchst. a) darf die monat-
liche Miete je m?> Wohnflache die ortsiibliche Vergleichsmiete
abziiglich der gewihrten Zuwendung (einschliefilich der ge-
wihrten Forderung durch die Kommune) je m? Wohnflache
wahrend der Dauer der Bindungen nicht iiberschreiten.

Bei einer Zuwendung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b) kniipft die
Miete an die letzte gebundene Miete (Sozialmiete) an.

Mieterhohungen sind nur unter Beachtung der Vorschriften
des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entsprechend dem
vom Statistischen Bundesamt vertffentlichten Verbraucher-
preisindex fiir Deutschland zuldssig. Es muss jedoch ein
Mindestabstand in Hohe der gewihrten Forderung je m?
Wohnflache zur ortsiiblichen Vergleichsmiete eingehalten
werden.

Im Falle einer Wiedervermietung darf hochstens eine Miete
vereinbart werden, wie sie sich aufgrund der Fortschreibung
der Einstiegsmiete nach Nr. 5.2.2 ergibt.

Eine durch eine Modernisierung bedingte Mieterh6hung ist
auf hochstens 2 Euro je m* Wohnfldche und Monat begrenzt.
Dabei ist ein Mindestabstand in Hohe der Forderung zur
ortsiiblichen Vergleichsmiete weiterhin einzuhalten.

Der Eigenttimer/Erbbauberechtigte ist verpflichtet, die Mie-
terin oder den Mieter auf die Zuwendung und die Dauer der
Mietpreisbindung hinzuweisen und die Mietvertrdge nur
mit unbestimmter Laufzeit abzuschliefen. In dem Zuwen-
dungsbescheid ist zu berticksichtigen, dass sich die Mieterin
oder der Mieter wegen der einzuhaltenden Miethohe gegen-
liber der Vermieterin oder dem Vermieter auf die Mietpreis-
bindung berufen kann.

Unzuléssig ist die Vereinbarung zusitzlicher Geld-, Sach-
oder Arbeitsleistungen der Mieterin oder des Mieters fiir die
Wohnungsiiberlassung. Maklerprovisionen diirfen nicht zu
Lasten der Mieterin oder des Mieters gehen. Die Vereinba-
rung einer Sicherheitsleistung (§ 551 BGB) der Mieterin
oder des Mieters ist zuléssig. Weiterhin ist bei Wohnungen
im Eigentum von Genossenschaften eine Vereinbarung zu-
lassig, wonach die Mieterin oder der Mieter sich verpflichtet
vorgeschriebene Geschéftsanteile zu erwerben.
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6.3

6.4

6.5

Verfahren
Antragsverfahren

Der beabsichtigte Erwerb von Belegungsrechten ist tiber die
zustiandige Wohnraumfoérderungsstelle bei dem fiir das
Wohnungswesen zustédndigen Ministerium mit dem dafiir
vorgesehenen Antragsformular zu beantragen. Zustandig
ist in Stddten mit mehr als 50 000 Einwohnern der Magis-
trat, im Ubrigen der Kreisausschuss des Landkreises, in
dessen Gebiet die Mietwohnung liegt.

Dem Antrag ist eine Bestatigung der Gemeinde beizufiigen
iber

— den ortlichen Wohnungsbedarf an preisgebundenem Wohn-
raum,

— die Ausstattung und Eignung der Wohnungen nach Nr. 1.2.1,

— bei Forderung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b), den Zeitpunkt,
wann die bestehenden Bindungen enden,

— die Hohe der Finanzierungsbeteiligung durch die Ge-
meinde nach Nr. 3,

— die Hohe der ortsiiblichen Vergleichsmiete,

— bei Forderung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b), die Hohe der zu-
letzt geforderten Sozialmiete und

— die Hohe der zukiinftig geforderten Sozialmiete nach
Nr.5.2.1.

Das fiir das Wohnungswesen zustédndige Ministerium ent-
scheidet unter Berticksichtigung der zur Verfiigung stehen-
den Mittel iber die Aufnahme in das Programm. Im Falle
einer Aufnahme in das Programm leitet das fiir das Woh-
nungswesen zustdndige Ministerium den Antrag an die

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank)
Strahlenbergerstrafle 11

63067 Offenbach am Main

www.wibank.de

als bewilligende Stelle weiter.

Antragsteller, die aus Mangel an Férdermitteln nicht in das
Zuschussprogramm aufgenommen werden koénnen, sind
hiertiber vom Magistrat/dem Kreisausschuss oder dem fiir
das Wohnungswesen zustandigen Ministerium schriftlich zu
informieren.

Forderzusage

Die WIBank erteilt die Forderzusage (Bewilligung) durch
einen schriftlichen Zuwendungsbescheid.

Der Zuwendungsbescheid enthélt u.a. die genaue Bezeich-
nung der Zuwendungsempféngerin oder des Zuwendungs-
empfangers, die genaue Bezeichnung des Zuwendungs-
zwecks, die Art und Hohe der Forderung, die Einhaltung der
Bindungen, die Hinweise zur Riicknahme oder Widerruf des
Zuwendungsbescheides und Erstattung der Zuwendung im
Fall der Nichteinhaltung der zur vertragsgeméafen Nutzung
der Wohnungen erforderlichen Umsténde und Bedingungen
bis zum Ende der Bindungsdauer sowie die Rechtsfolgen
eines Eigentumswechsels. Im Ubrigen wird auf Nr. 6.4 ver-
wiesen.

Anspriiche aus dem Zuwendungsbescheid diirfen weder ab-
getreten noch verpfandet werden.

Bei einer Zuwendung nach Nr. 1.2.2 Buchst. a) schliefit die
WIBank mit der Antragstellerin oder dem Antragsteller zu-
nichst eine auf die Giiltigkeitsdauer dieser Richtlinie be-
fristete Rahmenvereinbarung iiber die Bereitstellung von
geeigneten Wohnungen ab. Hiermit erfolgt eine befristete
Mittelreservierung unter dem Vorbehalt des Nachweises
konkreter Einzelwohnungen.

Bearbeitungsentgelt

Die WIBank ist berechtigt, fiir die Erteilung der Forderzusa-
ge ein einmaliges Bearbeitungsentgelt in Hohe von zwei
Prozent des Forderbetrages zu erheben.

Auszahlung der Zuwendung

Bei einer Zuwendung nach Nr.1.2.2 Buchst. a) erfolgt die
Auszahlung nach erteilter Forderzusage und dem Nachweis
der erstmaligen Belegung der Wohnung mit einem Haushalt
nach Nr. 5.1. Die Auszahlung erfolgt, bezogen auf eine Woh-
nung, in einem Betrag.

Bei einer Zuwendung nach Nr. 1.2.2 Buchst. b) erfolgt die
Auszahlung nach erteilter Forderzusage in einem Betrag.
Riicknahme oder Widerruf des Zuwendungsbescheides, Er-
stattung der Zuwendung

Die Riicknahme oder der Widerruf des Zuwendungsbeschei-
des ist der Gemeinde mitzuteilen. Im Falle der Riicknahme
oder des Widerrufs der Forderzusage (Zuwendungsbeschei-

7.2

7.3

7.4

des) ist die Zuwendung unverziiglich von der Antragstelle-
rin oder dem Antragsteller zu erstatten.

Die Riicknahme und der Widerruf (auch teilweise) von Zu-
wendungsbescheiden sind nach § 4 Abs.4 des Hessischen
Verwaltungskostengesetzes (HVwKostG) kostenpflichtig, so-
fern diese auf Griinden beruhen, die die Zuwendungsemp-
fangerin oder der Zuwendungsempfianger zu vertreten hat.

Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung féllig
und von diesem Zeitpunkt an mit fiinf Prozentpunkten iiber
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB jahrlich zu
verzinsen.

Schlussbestimmungen

Kein Rechtsanspruch

Ein Rechtsanspruch auf die Forderung besteht nicht.
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Die Forderung nach dieser Richtlinie ist eine Ausgleichsleis-
tung fiir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse bei der Wohnraumversor-
gung gering verdienender Haushalte und keine staatliche
Beihilfe im Sinne des EU-Beihilferechtes. Die Forderung
nach diesen Richtlinien erfiillt die vier sogenannten , Alt-
markkriterien“ des Européischen Gerichtshofs (EuGH):

1. Das begiinstigte Unternehmen muss tatsachlich mit der
Erfillung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen be-
traut sein, und diese Verpflichtungen missen klar defi-
niert sein. Die Verpflichtungen nach diesen Richtlinien
werden durch die Férderzusage konkret definiert und die
tatsdchliche Erfiillung wird durch die WIBank und die
Stadte und Gemeinden iiberwacht. Bei Nichterfiilllung
sind Sanktionen vorgesehen.

2. Die Parameter, anhand deren der Ausgleich berechnet
wird, miissen zuvor objektiv und transparent aufgestellt
werden. Die Hohe der Férderung und die Konditionen
sind objektiv und in diesen Richtlinien transparent fest-
gelegt. Sie gelten fiir alle Empfanger gleichermafen.

3. Der Ausgleich darf nicht {iber das hinausgehen, was er-
forderlich ist, um die Kosten der Erfiilllung der gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen unter Beriicksichtigung
der dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen
Gewinns aus der Erfiilllung dieser Verpflichtungen ganz
oder teilweise zu decken. Diese Anforderungen sind bei
den genannten Forderbetrigen gepriift und erfiillt. Die
Zuwendung schafft einen angemessenen Ausgleich fiir
die Hohe der Mietverbilligung gegeniiber der Marktmie-
te und die Begrenzung der Vermietung an benachteiligte
wohnungssuchende Haushalte.

4. Die Wahl eines Unternehmens, das mit der Erfiillung ge-
meinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut werden soll,
erfolgt im konkreten Fall im Rahmen eines Verfahrens zur
Vergabe o6ffentlicher Auftrage, das die Auswahl derjenigen
Bewerberin oder desjenigen Bewerbers ermoglicht, die
oder der diese Dienste zu den geringsten Kosten fiir die
Allgemeinheit erbringen kann. Nach dem HWoFG und
dieser Richtlinie ist ein Verfahren zur Vergabe 6ffentlicher
Auftrage festgelegt, das die Dienstleistungen nach dieser
Richtlinie zu den geringsten Kosten fiir die Allgemeinheit
erbringen kann. Die jéhrlichen Bauprogramme nach die-
ser Richtlinie werden jeweils 6ffentlich bekannt gemacht.
Pressemitteilungen und Veréffentlichungen im Staatsan-
zeiger fiir das Land Hessen ergénzen die Bekanntmachun-
gen. Es steht jeder natiirlichen und juristischen Person,
auch mit Sitz auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland,
offen, sich fiir die Erbringung einer Dienstleistung nach
dieser Richtlinie zu bewerben.

Priifungsrecht

Die WIBank und der Hessische Rechnungshof oder deren
Beauftragte sind berechtigt, Auskiinfte iiber die Forderung
und die damit erlangten Belegungsrechte und Bindungen
zu verlangen und die Vergabe der Mittel zu priifen. Dies
schlief3t eine Priifung bei den Zuwendungsempfangerinnen
oder Zuwendungsempfangern durch ortliche Erhebungen
und Einsichtnahme in die Biicher, Belege und Unterlagen ein.

Subventionserhebliche Angaben

Das Hessische Subventionsgesetz vom 18. Mai 1977 (GVBL I
S.199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom
29.Juli 1976 (BGBL.I S.2014, 2037) ist zu beachten. Die fir
die Festsetzung und Belassung der Zuwendung maflgeblichen
Angaben im Antrag sowie Tatsachen, von denen die Bewilli-
gung, Gewahrung, Riickforderung, Weitergewéhrung oder das
Belassen der Zuwendung abhingig sind, sind subventionser-
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heblich im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches. Subven-
tionserhebliche Tatsachen, die sich im Laufe der Abwicklung
des Vorhabens édndern, sind der WIBank mitzuteilen.

Kumulierungsverbot

Fiir geforderte Manahmen diirfen grundsétzlich keine an-
deren Wohnungsbau- oder Forderungsmittel des Bundes
oder des Landes in Anspruch genommen werden.

Davon ausgenommen sind Mittel der Denkmalpflege, der
Stadtebauforderungsprogramme, des Dorferneuerungspro-
gramms und des Landesprogramms , Energieeffizienz im
Mietwohnungsbau“ und ,Soziale Wohnraumférderung —
Modernisierung von Mietwohnungen‘ Ebenfalls zulassig ist
die gleichzeitige Inanspruchnahme von Darlehen der Kre-
ditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW).

Ausnahmen

Das fiir das Wohnungswesen zustédndige Ministerium kann
in begriindeten Einzelféllen Ausnahmen von dieser Richtli-
nie zulassen.

7.7  Beihilfe

Bei den Zuwendungsbestimmungen handelt es sich nicht um
eine Beihilfe im Sinne von Art. 107 Abs. 1 des Vertrages tiber

die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV).
7.8  Inkrafttreten und Auflerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit der Veréffentlichung im Staatsan-
zeiger fiir das Land Hessen in Kraft. Sie ergeht im Einver-
nehmen mit dem Hessischen Ministerium der Finanzen und

dem Hessischen Rechnungshof.
Diese Richtlinie tritt am 31. Dezember 2021 aufBler Kraft.

Wiesbaden, den 4. April 2017

Hessisches Ministerium fiir Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz

IV 7.a-056¢-02.06

— Gult.-Verz. 36222 —
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GKZ Stadt/Gemeinde Landkreis/Kreisfreie GKZ Stadt/Gemeinde Landkreis/Kreisfreie
Stadt Stadt
411000 |Darmstadt Stadt Darmstadt 434004 | Gravenwiesbach Hochtaunuskreis
412000 | Frankfurt am Main Stadt Frankfurt 434005 | Konigstein im Taunus Hochtaunuskreis
413000 | Offenbach am Main Stadt Offenbach 434006 | Kronberg im Taunus Hochtaunuskreis
414000 | Wiesbaden Stadt Wiesbaden 434007 | Neu-Anspach Hochtaunuskreis
431002 | Bensheim Landkreis BergstraGe 434008 | Oberursel (Taunus) Hochtaunuskreis
431011 | Heppenheim (BergstraBle) | Landkreis Bergstrafle 434009 | Schmitten im Taunus Hochtaunuskreis
431013 | Lampertheim Landkreis BergstraBe 434010 | Steinbach (Taunus) Hochtaunuskreis
431016 | Lorsch Landkreis BergstraBe 434011 | Usingen Hochtaunuskreis
431020 | Viernheim Landkreis BergstraBe 434012 | Wehrheim Hochtaunuskreis
431022 | Zwingenberg Landkreis Bergstral3e 434013 | Weilrod Hochtaunuskreis
432002 |Babenhausen Landkreis Darmstadt- 435006 | Bruchkobel Main-Kinzig-Kreis
Dieburg 435007 | Erlensee Main-Kinzig-Kreis
432003 | Bickenbach g?élgllgge is Darmstadt- 435011 | GroBkrotzenburg Main-Kinzig-Kreis
432010 | GroB-Umstadt Landkreis Darmstadt- 435013 | Hammersbach Main-Kinzig-Kreis
Dieburg 435014 |Hanau Main-Kinzig-Kreis
432014 | Miihltal %?:gfﬁgeis Darmstadt- 435017 | Langenselbold Main-Kinzig-Kreis
432018 | Pfungstadt Landkreis Darmstadt- 435019 | Maintal Main-Rinzig-Kreis
Dieburg 435020 | Neuberg Main-Kinzig-Kreis
432019 | Reinheim Landkreis Darmstadt- 435021 | Nidderau Main-Kinzig-Kreis
Dieburg 435022 | Niederdorfelden Main-Kinzig-Kreis
432022 | Seeheim-Jugenheim gaix:gllll{:geis Darmstadt- 435023 | Rodenbach Main-Kinzig-Kreis
432023 | Weiterstadt Landkreis Darmstadt- 435024 | Ronneburg Main-Kinzig-Kreis
Dieburg 435026 | Schoneck Main-Kinzig-Kreis
433001 | Biebesheim LK GroB3-Gerau 436001 |Bad Soden am Taunus Main-Taunus-Kreis
433002 | Bischofsheim LK GroB-Gerau 436002 | Eppstein Main-Taunus-Kreis
433004 | Gernsheim LK GroB-Gerau 436003 | Eschborn Main-Taunus-Kreis
433005 | Ginsheim-Gustavsburg LK GroB-Gerau 436004 | Florsheim am Main Main-Taunus-Kreis
433006 | GroB-Gerau LK GroB-Gerau 436005 | Hattersheim am Main Main-Taunus-Kreis
433007 | Kelsterbach LK GroB-Gerau 436006 |Hochheim am Main Main-Taunus-Kreis
433008 | Morfelden-Walldorf LK GroB-Gerau 436007 |Hofheim am Taunus Main-Taunus-Kreis
433009 | Nauheim LK GroB-Gerau 436008 | Kelkheim (Taunus) Main-Taunus-Kreis
433010 |Raunheim LK GroB3-Gerau 436009 | Kriftel Main-Taunus-Kreis
433011 | Riedstadt LK GroB-Gerau 436010 | Liederbach am Taunus Main-Taunus-Kreis
433012 | Risselsheim LK GroB-Gerau 436011 | Schwalbach am Taunus Main-Taunus-Kreis
434001 |Bad Homburg v.d. Hohe Hochtaunuskreis 436012 | Sulzbach (Taunus) Main-Taunus-Kreis
434002 | Friedrichsdorf Hochtaunuskreis 438001 | Dietzenbach LK Offenbach
434003 | Glashiitten Hochtaunuskreis 438002 | Dreieich LK Offenbach
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GKZ Stadt/Gemeinde Landkreis/Kreisfreie GKZ Stadt/Gemeinde Landkreis/Kreisfreie
Stadt Stadt
438003 | Egelsbach LK Offenbach 440007 | Florstadt Wetteraukreis
438004 | Hainburg LK Offenbach 440008 | Friedberg (Hessen) Wetteraukreis
438005 | Heusenstamm LK Offenbach 440012 | Karben Wetteraukreis
438006 | Langen (Hessen) LK Offenbach 440015 | Miinzenberg Wetteraukreis
438007 | Mainhausen LK Offenbach 440017 | Niddatal Wetteraukreis
438008 | Mithlheim am Main LK Offenbach 440018 | Ober-Morlen Wetteraukreis
438009 | Neu-Isenburg LK Offenbach 440021 | Reichelsheim/Wetterau Wetteraukreis
438010 | Obertshausen LK Offenbach 440022 | Rockenberg Wetteraukreis
438011 | Rodgau LK Offenbach 440023 | Rosbach v.d.Hohe Wetteraukreis
438012 | Rodermark LK Offenbach 440024 | Wolfersheim Wetteraukreis
438013 | Seligenstadt LK Offenbach 440025 | Wollstadt Wetteraukreis
439002 |Bad Schwalbach Rheingau-Taunus-Kreis 531005 | GieBen LK Gieflen
439008 | Idstein Rheingau-Taunus-Kreis 532003 | Braunfels Lahn-Dill-Kreis
439011 | Niedernhausen Rheingau-Taunus-Kreis 532023 | Wetzlar Lahn-Dill-Kreis
- - 534014 | Marburg LK Marburg-Biedenkopf
440002 |Bad Nauheim Wetteraukreis
440003 | Bad Vilbel Wetteraukreis 611000 | Kassel Stadt Kassel
440004 |Biidingen Wetteraukreis 631009 |Fulda LK Fulda
440005 | Butzbach Wetteraukreis 636006 | Hessisch-Lichtenau Werra-Meifiner-Kreis

HESSISCHES MINISTERIUM FUR

SOZIALES UND INTEGRATION

Laufende Leistungen zum Unterhalt (§ 39 SGB VIII) fiir Kin-
der und Jugendliche in Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIil) (Pflege-
gelderlass)

Bezug: Erlass vom 19.Juni 2015 (StAnz. S. 689, 872)

In Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbanden wird das
Pflegegeld fiir Kinder und Jugendliche in der Familienpflege
(Grundbetrag und Erziehungsbetrag) mit Wirkung zum 1. Juli 2017
neu festgesetzt. Das Pflegegeld orientiert sich an den Empfehlun-
gen des Deutschen Vereins vom 27. September 2016, wonach als Be-
messungsgrundlage fiir die Anpassung der Betrige die Steigerung
der Lebenshaltungskosten der privaten Haushalte herangezogen
wird.

Zudem wird durch den vorliegenden Erlass der Berichtigungserlass
vom 5. August 2015 (StAnz. S. 872) aufgehoben. Die Festsetzung des
Beitrags zur Ubernahme von Beitrigen zur Altersvorsorge wird in
dem vorliegenden Erlass festgeschrieben.

Dariiber hinaus erfolgt eine redaktionelle Anderung.

I. Der Erlass vom 19. Juni 2015 (StAnz. S. 689) wird wie folgt
geidndert:

1. Ziffer 1.1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
,Die Hohe des monatlichen Grundbetrages belauft sich fiir die Zeit
ab dem 1. Juli 2017 auf:

Alter des Pflegekindes von... Euro
bis einschlieBlich ... Jahre

0 bis 5 515
6 bis 11 589
12 und &lter 676

§ 39 Abs. 4 SGB VIII bleibt unbertihrt.“

2. Ziffer 1.2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Die Hohe des monatlichen Erziehungsbeitrages belduft sich fir
die Zeit ab dem 1. Juli 2017 auf 237 Euro.

3. Ziffer 3.1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Entsprechend der gesetzlichen Vorgabe des § 39 Abs.4S.2
SGB VIII zur hélftigen Ubernahme von Beitrégen zu einer ange-
messenen Alterssicherung belduft sich der Betrag bei Leistungen
nach § 33 SGB VIII als Orientierungswert auf 42,08 Euro pro Mo-
nat und Pflegekind (ein Pflegeelternteil); dabei wird der Mindest-
beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung als Orientierungsgro-
Be zugrunde gelegt

4. Ziff. 3.2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Entsprechend der gesetzlichen Vorgabe des § 39 Abs.4 Satz 2
SGB VIII zur Ubernahme von Beitriagen zu einer Unfallversiche-
rung werden ab dem 1. Januar 2015 nachgewiesene Aufwendungen
von bis zu 320,46 Euro jahrlich je Pflegefamilie sowie bis zu
160,23 Euro jahrlich bei nur einer Pflegeperson erstattet.

5. Ziffer 3.2 Satz 4 wird gestrichen.

6. Ziffer 4 wird wie folgt gefasst:

,Wird das Pflegekind im Rahmen des Familienleistungsausgleichs
nach § 31 EStG bei der Pflegeperson beriicksichtigt, so wird das
Kindergeld entsprechend § 39 Abs. 6 SGB VIII auf die laufenden
Leistungen angerechnet

II. Weitergeltung

Der Grunderlass des Hessischen Ministeriums fiir Soziales und In-
tegration vom 19. Juni 2015 (StAnz. S. 689) hat weiterhin Giiltig-
keit, soweit nicht ausdriicklich gedndert.

Ich bitte um Kenntnisnahme und Beachtung.

Wiesbaden, den 7. April 2017

Hessisches Ministerium
fiir Soziales und Integration
II6-5210200-0005/2012/011

StAnz. 17/2017 S. 470



TOP: Viernheim, den 30. Mai 2017
Federfiihrendes Amt
10.1 Hauptamt

Aktenzeichen: 022-70
Diktatzeichen: Kl/Sz

Drucksache: VL-63-2017/XVIII
Anlagen: 2
Produkt/Kostenstelle: 05.3310.01 7119025

Stand der Haushaltsmittel: | 5.000 €

Bendotigte Mittel:

Protokollausziige an:

Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat 12.06.2017 |vorberatend

Haupt- und Finanzausschuss 24.08.2017 |beschlieRend
(Wirtschaftsférderung)

Beschlussvorlage

Vergabe der Mittel zur Unterstitzung der "Eine Welt Gruppen”

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, die Verteilung der Mittel entsprechende der Anlage 2 der Vorla-
ge vorzunehmen.

Begriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 15.07.2005 die Richtlinie zur
Unterstiutzung der ,Eine Welt Gruppen® beschlossen. Der Richtlinientext ist der Vorlage
beigefligt (Anlage 1).

Mit Beschluss des Haushalts fiir 2017 hat die Stadtverordnetenversammlung erneut
5.000,00 € zur Verfugung gestellt.

Die eingegangenen Zuschussantrage sind in der Anlage 2 aufgelistet. Gleichzeitig wird ein
Vorschlag zur Verteilung der Mittel gemacht.




Ahle%v. A

Richtlinien zur Unterstiitzung der Arbeit der in Viernheim tatigen
,Eine-Welt-Gruppen*™

Die Stadtverordneten-Versammlung der Stadt Viernheim hat in ihrer Sitzung am
15.07.2005 folgende Richtlinien zur Unterstitzung der Arbeit der in Viernheim tatigen

.Eine Welt-Gruppen® beschlossen:

- Mit den Mitteln mochte die Stadtverordneten-Versammlung der Stadt Viernheim die
Arbeit der in Viernheim tatigen Eine-Welt-Gruppen unterstutzen.

- Die Mittel sollen fur Aufwendungen, die der Organisation und Projektbetreuung
dienen, Verwendung finden, um so die von Blirgern, Vereinen und Firmen
gespendeten Gelder ausschlieBlich den Projekten im Bestimmungsland direkt
zukommen lassen zu kénnen.

- Darlber hinaus stehen die Mittel fr projektubergreifende Bildungs- und
Offentlichkeitsarbeit sowie Sondermaf3nahmen in Viernheim zur Verfugung.

- Anirage auf Mittel sind bis zum 30.05. jeden Jahres (2005: 30.07.) an die Stadt
Viernheim zu richten.

- Der Magistrat erarbeitet auf der Grundlage der konkreten Antrage einen Vorschlag
zur Mittelvergabe. Die endguitige Beschlussfassung obliegt dem Haupt- und
Finanzausschuss/Wirtschaftsforderung.

Ausgefertigt:
Viernheim, den 18.07.2005
er Magistrat der Stadt Viernheim

,

Blrgermeister



Verteilung der Mittel zur Unterstlitzung der Arbeit der "Eine Welt Gruppen”

beantragte Zuschuss
N Antragsteller Grund Zuschusshbhe Vorschlag
1 |Eine Welt Kreis Viernheim e.V. [Der Eine-Welt-Kreis Verein will sich wieder an zahlreichen Aktionen zum fairen Handel engagieren. Die
traditionellen Aktionen Coffee Stop, Fastenessen, Weltladentag, Kerwekaffee und Faire Woche sowie 3.000.00 €
der "Eine Welt Lauf" werden wieder veranstaltet. Als besonderes Highligt war 2016 die Aktion T
"Tausche Tite gegen Tasche" die gemeinsam mit dem Brundlandbiiro organisiert wurde.
2 |Katholische Kirchengemeinde |Die Pfarrei St. Hildegard/St. Michael méchte fir die Projekte (Kavango Community Development
St. Hildegard/St. Michael Foundation/Namibia, Cochabamba/Bolivien etc.) einen mobilen Messecounter - ausgestattet mit 6.000.00 € 2.000.00 €

Tageslichtbildschirm mit Wetterschutz (32 Zoll), Theke etc. anschaffen. Dieser kann sowahl in
Raumen als auch im Freien genutzt werden.




TOP: Viernheim, den 06.06.2017
Federfiihrendes Amt
10 Hauptamt

Aktenzeichen: 930-30

Diktatzeichen: ph

Drucksache: VL-54-2017/XVIII
Anlagen: Beteiligungsbericht 2016

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Bendotigte Mittel:

Protokollausziige an: Hauptamt,
Kammereiamt

Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Magistrat 12.06.2017 |vorberatend
Haupt- und Finanzausschuss 24.08.2017 |vorberatend
(Wirtschaftsférderung)

Stadtverordneten-Versammlung |25.08.2017 |beschlie3end

Beschlussvorlage

Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim gemal § 123a HGO

Beschlussvorschlag:

1. Die stadtischen Gremien nehmen vom Beteiligungsbericht gemaf 123 a HGO
Kenntnis.

2. In den Amtlichen Verkindungsblattern soll nach Beschluss der Stadtverordneten-
Versammlung auf die Méglichkeit der Einsichtnahme im Hauptamt fur einen Zeit-
raum von 4 Wochen ab Bekanntmachung hingewiesen werden.

3. Der Bericht soll auch auf der Homepage der Stadt Viernheim veroffentlicht werden.

Beagriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Im Rahmen der Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) im Jahre 2005
wurde auch der § 123a ,Beteiligungsbericht und Offenlegung“ neu aufgenommen.

Dieser verpflichtet die Kommunen, zur Information der Stadtverordneten-Versammlung
und der Offentlichkeit jahrlich einen Bericht tiber die Beteiligungen der Stadt an privat-
rechtlichen Unternehmen zu erstellen, wobei alle Unternehmen aufzunehmen sind, an de-
nen die Stadt mit mindestens 20 % beteiligt ist.

Der Bericht ist von der Stadtverordneten-Versammlung in offentlicher Sitzung zu behan-
deln. Ferner sind die Einwohner in geeigneter Weise Uber das Vorliegen des Berichtes zu
informieren, den sie auch einsehen durfen.




Fir die Jahre 2006 sowie 2011 wurde der Beteiligungsbericht umfassend abgefasst, da es
in Folge der Kommunalwahlen umfangreichere Anderungen bei den Besetzungen der Or-
gane der Beteiligungsunternehmen gab.

Die Fortschreibungen des Beteiligungsberichts in den letzten Jahren beschrankten sich
dagegen auf die beiden Eigenbetriebe sowie die Stadtwerke Viernheim GmbH, da es kei-
ne bedeutsamen Anderungen an den sonstigen Beteiligungen gab.

In diesem Jahr handelt es sich wieder um einen umfassenden Bericht, da es nach der
Kommunalwahl umfassende Veranderungen in den Besetzungen der Organisationen und
Institutionen gab.

Bei den beiden Eigenbetrieben sowie der Stadtwerke Viernheim GmbH wird die jeweilige
Besetzung der Betriebskommissionen bzw. des Aufsichtsrats im Berichtsjahr aufgefiihrt
(beschlossene Jahresabschliisse zum 31.12.2015). Nachrichtlich sind am Ende des Betei-
ligungsberichts die aktuellen Zusammensetzungen (Juni 2017) nach der Kommunalwahl
2016 aufgefihrt.

Bei den Ubrigen Beteiligungen sind die Besetzungen nach den Kommunalwahlen 2016
aufgefuhrt.
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Vorwort des Burgermeisters

8 123 a der Hessischen Gemeindeordnung
verpflichtet die Kommunen jahrlich einen Bericht
Uber ihre Beteiligungen an Unternehmen in einer
Rechtsform des Privatrechts abzugeben, wenn
ihnen mindestens der zwanzigste Teil eines
Unternehmens gehort. Dieser Verpflichtung kam die
Stadt Viernheim erstmals im Jahre 2005 nach.

Im Interesse einer mdglichst umfassenden
Information der Kommunalpolitiker aber auch der
Blrgerinnen und Blrger erstreckte sich dieser erste
Bericht nicht nur auf verpflichtend aufzunehmende
Angaben zu der Stadtwerke Viernheim GmbH,
sondern enthielt auch Daten zu den beiden ‘
Eigenbetrieben und wesentlichen Mitgliedschaften

der Stadt in Verbanden u.&. Es wurde damit tiber den verpflichtenden Teil hinaus das
Ausmal’ der wirtschaftlichen Betatigung der Stadt insgesamt transparent gemacht
und aufgezeigt, dass die vielféaltigen Aufgaben, die eine Stadt wie Viernheim
wahrzunehmen hat, nicht allein durch die Amter der Stadtverwaltung, sondern u.a.
auch in Zusammenarbeit mit anderen Kommunen in Zweckverbanden, wie z.B. dem
Abwasserverband Bergstral3e, und natirlich in den beiden Eigenbetrieben
wahrgenommen werden.

Far die Jahre 2006 sowie 2011 wurde der Beteiligungsbericht umfassend abgefasst,
da es in Folge der Kommunalwahlen umfangreichere Anderungen bei den
Besetzungen der Organe der Beteiligungsunternehmen gab.

Die Fortschreibungen des Beteiligungsberichts in den letzten Jahren beschréankten
sich dagegen auf die beiden Eigenbetriebe sowie die Stadtwerke Viernheim GmbH,
da es keine bedeutsamen Anderungen an den sonstigen Beteiligungen gab.

In diesem Jahr handelt es sich wieder um einen umfassenden Bericht, da es nach
der Kommunalwahl umfassende Veranderungen in den Besetzungen der
Organisationen und Institutionen gab.

Bei den beiden Eigenbetrieben sowie der Stadtwerke Viernheim GmbH wird die
jeweilige Besetzung der Betriebskommissionen bzw. des Aufsichtsrats im
Berichtsjahr aufgeftihrt (beschlossene Jahresabschlisse zum 31.12.2015).
Nachrichtlich sind am Ende des Beteiligungsberichts die aktuellen
Zusammensetzungen (Juni 2017) nach der Kommunalwahl 2016 aufgefihrt.

Bei den ubrigen Beteiligungen sind die Besetzungen nach den Kommunalwahlen
2016 aufgefuhrt.

Ich wiinsche lhnen eine informative Lektire.

Ll

Matthias Baal3
Blrgermeister
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1. Einfihrung
1.1. Der Beteiligungsbericht nach § 123 a HGO

Magistrat und Stadtverordneten-Versammlung haben nach 8 1 Abs. 1 der Hessi-
schen Gemeindeordnung (HGO) die Aufgabe, das Wohl der Einwohner zu férdern.
Dies erfolgt u.a. durch die Aufstellung des Haushaltsplanes, mit dem die
Verwaltungstatigkeiten fur das jeweilige Haushaltsjahr festgelegt werden.

Die Kommunen erflillen die 6ffentlichen Aufgaben aber auch zunehmend aufR3erhalb
der eigentlichen Stadtverwaltung mittels kommunaler Unternehmen und lassen
offentliche Leistungen durch Eigen- oder Beteiligungsgesellschaften erbringen. Damit
verringern sich die Méglichkeiten zur Einflussnahme der kommunalen Gremien und
zur parlamentarischen Kontrolle. Die im Haushaltsrecht gebotene Transparenz ist
nicht mehr in bisheriger Form gegeben, da nicht mehr alle Aufgaben und die damit
verbundenen Ausgaben und Einnahmen detailliert aus dem Haushaltsplan ersichtlich
sind

Zur ordnungsgemafen Erfullung ihrer Aufgabe bendtigen die Gemeindeorgane
daher einen Uberblick tber alle Betatigungen der Kommune, auch tber diejenigen,
die sich nicht oder nur eingeschrankt im Haushaltsplan wiederfinden.

Der im Rahmen der Novellierung in die HGO neu aufgenommene § 123a
,Beteiligungsbericht und Offenlage‘ will dies sicherstellen und regelt im 1. Absatz:
(1) Die Gemeinde hat zur Information der Gemeindevertretung und der Offentlichkeit
jahrlich einen Bericht Uber ihre Beteiligungen an Unternehmen in einer Rechtsform
des Privatrechts zu erstellen. In dem Bericht sind alle Unternehmen aufzufiihren, bei
denen die Gemeinde mindestens Uber den funften Teil der Anteile verfugt.

Wahrend Absatz 2 néher auf den erforderlichen Inhalt des Berichts eingeht, enthalt
Absatz 3 die Regelung, dass der Beteiligungsbericht in der Stv.-Versammlung in
offentlicher Sitzung zu erdrtern ist und dass die Einwohner Gber das Vorliegen des
Berichtes in geeigneter Form zu unterrichten sind. Sie sind berechtigt, ihn
einzusehen. So ist gewahrleistet, dass sich nicht nur die Mandatstrager ein Bild tber
die Lage der Kommune machen kénnen, sondern dass sich auch jeder Einwohner
Uber die Beteiligungen der Stadt informieren kann.

1.2. Auslegung des Beteiligungsbegriffs fur Beteiligungs-
berichte der Stadt Viernheim

Nach 8123a HGO ist ein Beteiligungsbericht fir Beteiligungen an privatrechtlichen
Unternehmen (z.B. AG, GmbH) zu erstellen, sofern die Kommune mindestens 20 %
der Anteile halt.

In den Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim sind demnach Angaben zu der
100%igen Beteiligung an der Stadtwerke Viernheim GmbH aufzunehmen.

Da es aber Intention der Regelung des 8§ 123 a HGO ist, mehr Transparenz zu
schaffen und einen Gesamtuberblick Gber die Betatigung der Gemeinde zu geben, ist
es angebracht, dariiber hinaus auch auf weitere Beteiligungen / Mitgliedschaften der
Stadt Viernheim, z.B. in Zweckverb&anden und Vereinen einzugehen.

1.3. Datenstand des Berichts

Die Daten beziehen sich jeweils auf das genannte Haushalts- bzw. Wirtschaftsjahr.
Bei den Angaben zur Besetzung der Gremien/Organe sind die u.a. in Folge der
Kommunalwahl 2016 geanderten, aktuell glultigen Zusammensetzungen genannt.
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1.4. Erlauterung der Rechts- und Organisationsformen

Im Folgenden wird eine kurze Definition der Rechts- und Organisationsformen
gegeben, auf die im Rahmen dieses Berichtes eingegangen wird.

1.4.1.Eigenbetriebe

Eigenbetriebe sind wirtschaftliche Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit
auf der Grundlage des Eigenbetriebsgesetzes. Hinsichtlich der Organisation und
Wirtschafsflihrung sind diese Unternehmen verselbstandigt, d.h. von der tbrigen
Stadtverwaltung getrennt. Finanzwirtschaftlich sind sie aus dem Gesamtvermdgen
der Stadt herausgenommen.

Die Stadtverordneten-Versammlung entscheidet Uber die Grundsatze nach denen
der Eigenbetrieb gestaltet und wirtschaftlich geleitet werden soll. Ihr obliegt vor allem
die Beschlussfassung tber den Wirtschaftsplan und die Feststellung des
Jahresabschlusses (8§ 5 Eigenbetriebsgesetz).

Organe des Eigenbetriebs sind die Betriebsleitung und die Betriebskommission.

1.4.2.Gesellschaft mit beschréankter Haftung (GmbH)

Die GmbH ist eine juristische Person des Privatrechts und verfligt iber eine eigene
Rechtspersonlichkeit.

Die bzw. der Gesellschafter sind/ist mit Einlagen (= Stammkapitalanteilen) auf das
Stammkapital, das mindestens 25.000 € betragen muss, beteiligt, ohne personlich fur
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften.

Zwingende Organe der GmbH sind die Geschéftsfuhrung und die
Gesellschafterversammlung.

Die Bildung eines Aufsichtsrates ist nach dem GmbH-Gesetz nicht vorgeschrieben,
fur Unternehmen mit kommunaler Beteiligung ergibt sich das Erfordernis dieses
Gremiums aber aus § 122 Absatz 1 Nr. 3 HGO, um die Einflussnahmemaglichkeit
der Kommune sicherstellen zu kénnen.

Als Grundlage der GmbH wird von den Gesellschaftern bzw. dem Gesellschafter ein
Gesellschaftsvertrag abgeschlossen.

1.4.3.Gesellschaft mit beschrankter Haftung & Compagnie
Kommanditgesellschaft (GmbH & Co KG)

Die GmbH & Co. KG ist eine Sonderform der Kommanditgesellschaft (KG) und somit
eine Personengesellschaft. Anders als bei einer typischen Kommanditgesellschaft ist
der personlich haftende Gesellschafter (Komplementar) keine nattirliche Person,
sondern eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH). Ziel dieser
gesellschaftsrechtlichen Konstruktion ist es, Haftungsrisiken fur die hinter der
Gesellschaft stehenden Personen auszuschliel3en oder zu begrenzen.

Die GmbH & Co. KG wird durch die GmbH (Komplementar) vertreten, die
typischerweise auch die alleinige Geschaftsfihrungsbefugnis besitzt. Der
Kommanditist ist im Regelfall von der Geschaftsfiihrung ausgeschlossen; er kann
lediglich bei aul3ergewothnlichen Geschéften sein Widerspruchsrecht ausiiben. Somit
ist, sofern nichts anderes im Gesellschaftsvertrag vereinbart ist, der Geschaftsflihrer
der GmbH mittelbar auch Geschéftsfuhrer der KG.

Die GmbH als Komplementér haftet zwar unbeschréankt mit inrem Vermégen, die
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Gesellschafter der GmbH allerdings nur mit ihnren Stammeinlagen. Durch diese
Konstellation hat man die unbeschrankte Haftung ausgeschaltet.

1.4.4.Zweckverbande

Zweckverbande sind Zusammenschliisse von Gemeinden und Gemeindeverbanden
zur gemeinsamen Erfillung bestimmter Aufgaben, zu deren Durchfuhrung sie
berechtigt oder verpflichtet sind.

Sie sind Korperschaften des 6ffentlichen Rechts und verwalten ihre Angelegenheiten
in eigener Verantwortung auf der Basis des Gesetzes Uber kommunale
Gemeinschaftsarbeit.

Organe sind der Verbandsvorstand und die Verbandsversammlung.

1.4.5.Wasser- und Bodenverbande

Wasser- und Bodenverbande sind den Zweckverbanden ahnliche Korperschaften
des offentlichen Rechts auf spezialgesetzlicher Grundlage. Wéahrend allerdings bei
den Zweckverbanden nur Gebietskorperschaften Mitglied sein kbnnen, kbnnen den
Boden- und Wasserverbanden auch nattrliche Personen oder juristische Personen
des Privatrechts angehoren.

Ein weiterer Unterscheid zu den Zweckverbanden besteht darin, dass sie auf einer
spezialgesetzlichen Grundlage gebildet werden und nur fir bestimmte Aufgaben im
Bereich der Wasser- und Bodenbewirtschaftung gegriindet werden kénnen.
Organe sind der Verbandsvorstand und die Verbandsversammlung bzw. der
Verbandsausschuss.

1.4.6.Genossenschaften

Die eingetragenen Genossenschaften (eG) sind Gesellschaften mit variabler
Mitgliederzahl, die Uber kein in der Satzung bestimmtes festes Grund- oder
Stammkapital verfiigen. Vielmehr schwankt die Zahl der Geschéftsanteile. Sie ist
eine juristische Person des Privatrechts. Fir ihre Verbindlichkeiten haftet den
Glaubigern auch dann nur das Vermdgen der Genossenschaft, wenn ihre Satzung
eine Nachschusspflicht der Genossen vorsieht. Genossenschaftszweck ist die
Forderung des Erwerbs oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels
gemeinschaftlichen Geschaftsbetriebs.

Charakteristisch fur sie ist, dass sie keinen eigenen wirtschaftlichen Zweck verfolgen,
insbesondere keinen Gewinn anstreben, sondern den sonstigen Wirtschaftsbetrieb
ihrer Mitglieder unmittelbar férdern wollen.

Fur die Grindung einer Genossenschaft sind mindestens sieben Genossen
erforderlich.

Organe der Genossenschaft sind die Generalversammlung (bei mehr als 1.500
Mitgliedern ,Vertreterversammlung®), der Vorstand und der Aufsichtsrat.

1.4.7.Eingetragene Vereine (e.V.)

Vereine sind auf gewisse Dauer bestehende freiwillige Zusammenschlisse von
mindestens sieben Personen zur Erreichung eines gemeinsamen Zwecks, wobei der
Bestand des Vereins und des Vereinszwecks vom Wechsel seiner Mitglieder
unabhangig ist.

Sofern der Verein sich beim zustédndigen Amtsgericht in das Vereinsregister
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eintragen lasst, wird er als eingetragener Verein (e.V.) bezeichnet und besitzt
Rechtsfahigkeit.
Organe sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

1.4.8.Verbande

Verbande sind Gruppen von Einzelpersonen (naturliche Person) oder Korperschaften
(juristischen Person) aller Art, die sich in der Rechtsform eines Vereins freiwillig zur
Verfolgung gemeinsamer Zwecke zusammengeschlossen haben und meist tGiber eine
feste interne Organisationsstruktur verfigen.

Verbande bindeln die Interessen der einzelnen Mitglieder zur Erreichung
gemeinsamer Ziel- oder Wertvorstellungen. Sie existieren und agieren in allen
Gesellschaftsbereichen. Sozial- und Politikwissenschaft unterscheiden viele
Erscheinungsweisen der Verbande (Wirtschafts-, Berufs- und
Wissenschaftsverbande, Kultur- und Sportverbande, Sozial- und Wohlfahrtsverbande
— auch politische Parteien und Gewerkschaften, Kammern und Schutzverbande
zahlen dazu).

Das Merkmal der Freiwilligkeit unterscheidet Vereine und Verbande von den
Kammern fir Gewerbe und Freie Berufe, bei denen eine gesetzliche
Pflichtmitgliedschaft besteht.


http://de.wikipedia.org/wiki/Nat%C3%BCrliche_Person
http://de.wikipedia.org/wiki/Juristische_Person
http://de.wikipedia.org/wiki/Verein
http://de.wikipedia.org/wiki/Wirtschaftsverband
http://de.wikipedia.org/wiki/Berufsverband
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutscher_Kulturverband
http://de.wikipedia.org/wiki/Sportverband
http://de.wikipedia.org/wiki/Wohlfahrtsverband
http://de.wikipedia.org/wiki/Politische_Partei
http://de.wikipedia.org/wiki/Gewerkschaften
http://de.wikipedia.org/wiki/Kammern
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2. Die Beteiligungen

2.1. Wirtschaftliche Daten der Eigenbetriebe/Gesellschaften mit mehr als 20%-iger Beteiligung

STADT
VIERNHEIM

Stadtbetrieb
Viernheim 100% 13.180.943,80 | 1.021.132,39 | 15.135.620,81 | 2.754.960,88 | 1.859.395,65| -73.032,23
Dienstleistungen
Forum der Senioren 100% 18.393.076,12 | 3.126.667,56 | 18.988.954,06 | 5.909.214,18 | 3.161.715,43 | 110.763,76
KAPITAL-
GESELL- Kapitalanteil Anlage- Eigenkapital | Aktiva gesamt | Umsatzerlose Personal- Jahresergebnis

vermdgen aufwand €
SCHAFTEN € € € e

€

Stadtwﬁgkr‘fz\ef;ﬁmhe'm 100% 62.417.958,44 | 22.354.935,41 | 78.508.052,52 | 64.088.726,86 | 7.809.241,41 | 1.755.075,82
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2.2. Die Beteiligungen im Einzelnen
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2.2.1. Eigenbetriebe
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2.2.1.1.

Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen

p—r—pe
! -

]

Industriestraf3e 16
68519 Viernheim
Telefon: 06204 607 56-11
Telefax: 06204 607 56-99

STADT
VIERNHEIM

Unternehmenszweck:

Der Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) erfullt mit seinen
Betriebszweigen Betriebshof und Friedhdfe den Zweck, Dienstleistungen fir den
Verwaltungsbereich der Stadt Viernheim wahrzunehmen, durchzufiihren und

sicherzustellen.

Organe des Unternehmens:

Betriebs-
kommission:
(BK)

Betriebsleitung:
(BL)

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz:
Rechtsform:
Grundung:
Stammkapital:

Bolze, Jens
Rohrbacher, Heinz
Seitz, Bernhard
Gohner, Michael
Gross, Dieter
Haas, Herbert
Haas, Sigrid
Niebler, Klaus
Quarz, Klaus
Winkenbach, Horst
Eschelbach, Klaus
Schottenhofer, Klaus
Pajung, Armin
Bauer, Hermann

Rainer Kempf

Viernheim
Eigenbetrieb
01.01.1997
1.022.583,76 €

1. Stadtrat  (Vorsitzender)
Ehrenstadtrat

Ehrenstadtrat

Stadtverordneter
Stadtverordneter
Stadtverordneter
Ehrenstadtverordnete
Ehrenstadtverordneter
Ehrenstadtverordneter
Stadtverordneter
Personalratsmitglied
Personalratsmitglied
wirtschaftl./techn. bes. erf. Person
wirtschaftl./techn. bes. erf. Person
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Beteiligungen: Alleiniger Eigentimer ist die Stadt Viernheim

Jahresabschluss: 2015

geprift durch Dipl.-Kfm. Thomas Aumdller, Wirtschaftsprufer,
Feststellung durch die Stadtverordneten-Versammlung am
08.12.2016

Belastungen fur den

stadtischen Haushalt: Erstattung der nichtumlagefahigen Kosten der Friedhofe in
Hohe von 487.500 €.
Der Jahresfehlbetrag 2015 in Hohe von 73.032,23 € wird mit
Haushaltsmitteln der Stadt ausgeglichen.
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E
Bilanz des Unternehmens
AKTIVA PASSIVA
Stand Stand Stand Stand
31.12.2015 31.12.2014 31.12.2015 31.12.2014
€ € € €
A. Anlagevermégen 13.182.099,80 13.412.456,80 | A. Eigenkapital 1.021.132,39 947.437,42
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande 1.156,00 0,00 | I. Stammkapital 1.022.583,76 1.022.583,76
Il. Sachanlagen 13.180.943,80 13.412.456,80 | Il. Rucklagen 71.580,86 71.580,86
[1l. Verlust -73.032,23 -146.727,20
B. Umlaufvermégen 1.953.502,38 2.123.181,96
I. Vorrate 14.267,33 13.381,41 | B. Ruckstellungen 230.203,00 212.629,00
Il. Forderungen und sonstige Ver- 1.755.072,93 1.829.880,28
mogensgegenstande C. Verbindlichkeiten 9.902.738,49 10.650.266,57
[ll. Guthaben bei 184.162,12 279.920,27
Kreditinstituten D. Rechnungsabgrenzungsposten 3.981.546,93 3.726.412,09
C. Rechnungsabgrenzungsposten 18,63 1.106,32

SUMME AKTIVA

15.135.620,81

15.536.745,08

SUMME PASSIVA

15.135.620,81

15.536.745,08

Gewinn- und Verlustrechnung

Position GuV 2015

+ Umsatzerlose/Ertrage Friedhofe 2.754.960,88
+ aktivierte Eigenleistungen 15.670,30
+ sonstige betriebliche Ertrage 25.588,16
- Materialaufwand 27.828,24
- Personalaufwand 1.859.395,65
- Abschreibungen 316.793,41
- sonstiger betriebliche Aufwendungen 822.490,08
+ sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 508,31
- Zinsen und &hnliche Aufwendungen 323.613,32
Ergebnis der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit -553.393,05
- Sonstige Steuern 7.139,18
Zwischenergebnis -560.532,23
- Abschlage Verlustabdeckung Friedhof 487.500,00
Jahresfehlbetrag -73.032,23
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Auszug aus dem gepriften und bestéatigten Lagebericht fir das Geschéftsjahr
2015:

Geschaftsverlauf und Lage des SVD

Der Geschaftsverlauf des Betriebsbereiches Betriebshof war im Wirtschaftsjahr 2015
positiv. Der Betriebszweig weist wie im Vorjahr einen Betriebsiberschuss (im Vergleich
zum Vorjahresergebnis: + 60,4 %) aus und kann auch den Fehlbetrag der Friedhotfe
entsprechend vermindern.

Der Fehlbetrag der Friedhofe konnte aufgrund von Kosteneinsparungen (vor allem bei
den Zinsaufwendungen und der Umlage fur Verwaltung und Betrieb) um 2,56 % im
Vergleich zum Vorjahr vermindert werden.

Im Jahr 2015 ist ein Jahresfehlbetrag in Hohe von € 73.032,23 zu verzeichnen (2014: -
€ 146.727,20/2013: - € 237.523,53). Das um rd. € 74.000,00 bessere Ergebnis im
Vorjahresvergleich erklart sich im Wesentlichen aus den niedrigeren Personalkosten
(-rd. € 21.500,00), aus den niedrigeren Abschreibungen (- rd. € 20.700,00), aus der
niedrigeren Zinsbelastung (- rd. € 568.500,00) und gegenléufig aus den gestiegenen
sonstigen betrieblichen Aufwendungen (+ rd. € 53.800,00) sowie aus der gestiegenen
Verlustabdeckung Friedhéfe (NUK) durch die Stadt (+ € 27.500,00).

Bei den Ertragen aus der Vergabe von Grabnutzungsrechten wurden in 2015 €
416.746,00 (Vorjahr: € 355.445,00) abgegrenzt und der passiven
Rechnungsabgrenzung zugefihrt. Die ergebniswirksamen Ertrage 2015 betragen hier
€ 11.018,00 (Vorjahr: € 9.209,00). Die Ertrdge aus der Auflésung der PRA fiir 2015
belaufen sich auf € 161.611,16 (Vorjahr: € 151.768,48).

Fur die Erhebung der Friedhofsgebuhren war in 2015 die Friedhofsgebuhrenordnungen
vom 16.10.2014 mal3gebend.

Nach der dieser Gebuhrenordnung zugrunde liegenden Kalkulation verbleibt ein groRRer
Anteil der Kosten (rd. 487.500 €/a) als nicht umlageféhige Kosten (NUK/
Aufwendungen fur ausgebaute Vorhalte-Grabfelder, nicht ausgebaute Reserveflachen,
offentliches Grun und Kriegsgréaber) beim SVD und verschlechtert so das
Betriebsergebnis bzw. lasst ein ausgeglichenes Ergebnis fir die Betriebsstelle
Friedhofe (Friedhof Lorscher Stral3e und Waldfriedhof) nicht zu.

Die von der Betriebsleitung vorgelegte Kostentragerzeitrechnung 2013/Nachkalkulation
vom April 2015 wurde am 13.05.2015 in der Betriebskommission behandelt. Das
Ergebnis dieser Nachkalkulation ergab, dass eine Anpassung der Friedhofsgebihren
wegen noch fehlender Ergebnisse 2014 und 2015 nicht sinnvoll ist. Daher hat die
Betriebskommission am 13.05.2015 beschlossen, die ausgewiesenen Unter- und
Uberdeckungen 2013 vorzutragen und im Rahmen der Neukalkulation 2016
zusammen mit den Ergebnissen der Kostentragerzeitrechnungen 2014 und 2015 dann
entsprechend zum Ansatz zu bringen.

Die Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) fiir den Betriebsbereich Betriebshof
einschliel3lich der Kostentragerrechnung war zum 01.01.2004 insgesamt im
Stadtbetrieb eingefuhrt worden.

Auch im Jahr 2015 wurden fir den Betriebshof einheitliche Stundensétze, gestaffelt
nach den Kategorien Service-Team-Leiter, Facharbeiter und Mitarbeiter, sowie
separate Stundensétze fur die eingesetzten Fahrzeuge abgerechnet. Die angefallenen
Materialkosten wurden nach tatsachlichem Anfall berechnet. Hierbei ist eine
Uberpriifung der bisherigen Kostenséatze fiir den Personaleinsatz und die Fahrzeuge
erfolgt.

Die Fahrzeugkostensatze wurden zum 01.01.2015 angepasst; auf eine Anpassung der
Kostensatze fir den Personaleinsatz konnte verzichtet werden.
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Der Betriebszweig Betriebshof weist einen Gewinn von + € 75.927,98 (Vorjahr:

+€ 47.338,98) aus. Die Ergebnisverbesserung im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich im
Wesentlichen aus einem Riickgang der Aufwendungen fir den Betriebszweig um rd.
1,8 %.

Der Betriebsbereich Betriebshof erbrachte in 2015 aktivierte Eigenleistungen in Hohe
von € 15.670,30. Die ausgefuhrten Arbeiten auf dem Waldfriedhof umfassten Aushub-
und Verflllarbeiten im Rahmen der Neuinstallation von Beregnungsanlagen fir
Rasengrabfelder und die Anlegung eines Gehweges in einem Urnengrabfeld.

Die interne Verrechnung fur den Betriebsbereich Friedhéfe umfasst € 22.443,10
(Vorjahr: € 27.095,70). Dieser Betrag setzt sich aus € 4.830,90 (Vorjahr: € 5.803,20) fiir
den Fahrzeug- und € 17.612,20 (Vorjahr: € 21.292,50) fiir den Mitarbeitereinsatz
zusammen. Vorwiegend bei der Griinpflege des Friedhofes Lorscher StralRe, bei der
Abfall- und Abraumbeseitigung sowie der Reparatur von Betriebs- und
Geschaftsausstattungen (Gebaude und Auf3enanlagen) sind diese
Leistungszurechnungen erbracht worden.

Der Betriebsfehlbetrag der Betriebsstelle Friedhofe betragt unter Einrechnung der von
der Stadt geleisteten Erstattung der NUK in 2015 € 150.302,14 (im Vorjahr 2014

€ 194.555,43).

Damit ist der Betriebsfehlbetrag im Vergleich zum Vorjahr wiederum erheblich
gesunken (- 22,75 %). Die Anzahl der Bestattungsfalle im Vergleich zum Vorjahr ist
leicht gestiegen (+ 0,58 %/ Vorjahr: - 2,01 %). Demnach lasst sich die
Ergebnisverbesserung im Wesentlichen auf Kosteneinsparungen (- 2,12 % bei den
Aufwendungen insgesamt/ rd. € 26.000,00 weniger) und die Erh6hung der NUK
(Verlustausgleich durch die Stadt) um € 27.500,00 zurtickfiihren. MalRgeblich bei den
Kosteneinsparungen waren der Riuckgang bei den Zinsaufwendungen durch die
Umschuldungen 2013/2014 (- 17,91 %) sowie die Verringerung der Umlage fur
Verwaltung und Betrieb (ZSV) um 1,75 %.

Der Eigenbetrieb erwirtschaftete in 2015 einen Jahresfehlbetrag in Héhe von €
73.032,23 (Vorjahr: Jahresfehlbetrag € 146.727,20). Bei einer Bilanzsumme von T€
15.136 (Vorjahr: T€ 15.537) weist der Eigenbetrieb ein Eigenkapital in Hé6he von T€
1.021 (Vorjahr: T€ 947) aus. Wesentlicher Posten auf der Aktivseite ist das
Anlagevermégen mit T€ 13.182, auf der Passivseite stehen dem Verbindlichkeiten
gegenlber Kreditinstituten von T€ 8.871, Eigenkapital von T€ 1.021 sowie
Verpflichtungen gegeniiber der Stadt aus der Ubertragung von Anlagegtitern von T€
275 gegenuber.

Der Jahresfehlbetrag 2014 von € 146.727,20 wurde durch Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung aus Haushaltsmitteln der Stadt Viernheim
tbernommen.

Gesamtaussage zur wirtschaftlichen Lage

Das Ergebnis des Stadtbetriebs Viernheim — Dienstleistungen — (SVD) ist im
Wesentlichen positiv durch den weiteren Riickgang der Umlage ZSV sowie die
Verringerung des Personalaufwandes aufgrund von Personaleinsparungen in der
Verwaltung und den weiteren Riickgang der Zinsbelastung durch die Umschuldung von
Darlehen gekennzeichnet. Die Erldsentwicklung bei den Umsatzerlosen Betriebshof
und bei den Friedhofsgebihren ist stabil und insgesamt leicht niedriger als im Vorjahr.

Chancen & Risiken der zukunftigen Entwicklung

In 2006 waren die Betriebszusammenlegung der Betriebsteile Bauhof, Gartnerei und
Verwaltung auf das neue Betriebsgeléande Industriestral3e 16, eine neue
Gesamtorganisation des SVD (seit 01.04.2006 in Kraft und umgesetzt) sowie eine
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verstarkte betriebswirtschaftliche Ausrichtung des SVD (Besetzung Stelle Betriebswirt
zum 01.10.2005) vollzogen worden.

Die Finanzierung der Betriebszusammenlegung ist Gber ein 2005 neu aufgenommenes
Darlehen in H6he von € 1.260.000,00 erfolgt, das zunachst auf 3 Jahre tilgungsfrei
befristet war. In 2008 wurde dieses Darlehen teilweise getilgt (€ 160.000,00 aus der
Verwertung des ehemaligen Stadtgartnereigelandes) und das Restdarlehen in Héhe
von € 1.100.000,00 um 1 Jahr prolongiert. In 2009 wurde das Darlehen wiederum
(entsprechend der Verwertung des Stadtgértnereigeléndes) teilweise getilgt (€
700.000,00) und das Restdarlehen in Héhe von € 400.000,00 um ein weiteres Jahr
prolongiert. Dieses Restdarlehen wurde in 2010 mit Erldsen aus der Verwertung der
Stadtgartnerei und liquiden Mitteln insgesamt getilgt.

Die dadurch insgesamt eingetretene positive Entwicklung der Vorjahre konnte in 2015
weiter fortgesetzt werden. Es hat sich gezeigt, dass sich mit dem ab 01.03.2012 zur
Verstarkung der Kontrolldichte eingefiihrten monatlichen Abgleich der abgerechneten
Produktivstunden mit den Planvorgaben und mit dem Einsatz von Ersatzpersonal fur
Langzeitkranke erfolgreich die Produktivstunden und damit die Umsatzerlose des
Betriebshofes beeinflussen lassen.

Die Betriebsleitung geht davon aus, dass mit der Umsetzung der vorgenannten
Maflinahmen sich die Betriebsergebnisse des Betriebsbereichs Betriebshof weiter
positiv darstellen werden, so dass mit deren positiven Jahresergebnissen das negative
Ergebnis der Friedhtfe vermindert werden kann. Im Betriebsbereich Friedhofe ist eine
Verbesserung des Betriebsergebnisses neben einer Gebiihrenanpassung tber
Kostenoptimierung anzustreben.

Es ist stetig darauf hin zu arbeiten,

e ab 01.04.2006 gultige Organisationsform und die Geschaftsablaufe weiter zu
verbessern,

e den Einsatz von Personal und Material weiter zu optimieren,

e das am 09.04.01 beschlossene Auftrags- und Tatigkeits-Contracting konsequent
umzusetzen und den aktuellen Gegebenheiten anzupassen, inshesondere in
Kooperation mit den Organisationseinheiten und den Querschnittsamtern der
Stadt, damit die Sicherstellung der Liquiditat gewahrleistet ist,

o die Entgelte fur den Betriebsbereich Betriebshof, basierend auf der
Kostentragerrechnung, mindestens jahrlich zu tberprifen und ggf. anzupassen
sowie die Leistungsabrechnung zu optimieren (eine Uberpriifung aller
Kostensatze und eine Anpassung der Kostensatze fur die Fahrzeuge und fur
den Personaleinsatz ist im Wirtschaftsplan 2016 insgesamt erfolgt),

e die Nachkalkulation der Friedhofsgeblhren mindestens jahrlich vorzunehmen,
um Informationen Uber die Notwendigkeit einer Gebihrenanpassung zu erhalten
(Ziel hierbei sollte es sein, die Gebuhren fir den Blrger in einem gewissen
Rahmen stabil zu halten).

Unser Risikobericht bezieht sich auf die Lage des Eigenbetriebs im Zeitpunkt der
Aufstellung.

Risiko-Friherkennungssystem

Bestandsgefahrdende Risiken oder Risiken, welche die Entwicklung und/oder den
Bestand des SVD wesentlich beeintrachtigen kdnnen, sind nicht erkennbar (weder aus
dem politischen Raum noch aus der Lage des SVD), auch nicht durch die beiden
Friedhofsanlagen ,Lorscher Strasse*“ und ,Waldfriedhof* (soweit regelméBlige
Verlustausgleiche des Friedhofsbetriebes durch die Stadt Viernheim erfolgen).

Im Rahmen des Risikomanagements und zur Verbesserung der Ertragssituation der
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Betriebsstelle Friedhofe sind folgende MalRnahmen eingeleitet /ergriffen worden:

Eine Kalkulation der Friedhofsgebuhren (Kalkulationszeitraum 2011 bis 2013) ist
in 2014 erfolgt; die entsprechende Anpassung der Friedhofsgebihren ist
umgesetzt worden.

Kunftige Neuinvestitionen im Friedhofsbereich werden auch auf Alternativen
Uberprift, um nach entsprechenden Notwendigkeiten und durch mdgliche
Anderung von Arbeitsablaufen zu wirtschaftlich giinstigeren Losungen zu
kommen.

Eine Nachkalkulation der Friedhofsgebihren mittels Kostentragerzeitrechnung
fur 2013 ist erfolgt und wurde am 13.05.2015 in der Betriebskommission
behandelt. Demnach sind weitere Kostentragerzeitrechnungen fir 2014 und
2015 vorgesehen, um dann im Rahmen der Kalkulation 2016 alle Ergebnisse
der Nachkalkulationen dort berticksichtigen zu kénnen.

Um bei den Personalkosten nachhaltige positive Effekte erzielen zu kénnen, sind
Malinahmen zur Kostenreduzierung vor allem im Verwaltungsbereich anzustreben. So
sind im Bereich ZSV in 2013 nachfolgende Stelleneinsparungen vollzogen worden:

Wegfall der Stelle Controller zum 01.07.2013 (der freigesetzte Mitarbeiter ist
zum Kammereiamt versetzt worden); hier werden Aufgaben, die nicht intern
aufgefangen werden konnen, kinftig vom Kammereiamt der Stadt im Wege
einer Beauftragung im Rahmen des bestehenden Contractings wahrgenommen.

Wegfall der Stelle Kernbereichsmanagement in Absprache mit der Stadt zum
01.08.2013 (Aufhebung Arbeitsvertrag wegen Kindigung)

Nicht-Wiederbesetzung einer Stelle in der Buchhaltung (die bisherige
Stelleninhaberin ist nach ihrer Altersteilzeit inzwischen ausgeschieden); hier
sind Aufgaben, die nicht intern aufgefangen werden konnten, extern vergeben
worden.

Die letzte Mal3nahme hatte sich nicht bewahrt; so dass wegen aufgetretener, massiver
Schwierigkeiten in der Buchhaltung hier in 2016 eine Korrektur mit Schaffung einer
Teilzeitstelle erfolgt ist. Eine Stellenbesetzung ist zum 01.07.2016 vorgesehen.
Weitere Personaleinsparungen in der Verwaltung sind aufgrund der vielfaltigen und
umfangreichen Aufgaben, die zu erledigen sind, aus derzeitiger Sicht nicht moglich.

Als Risiken sonstiger Art sind zu nennen:

nicht ausreichender Versicherungsschutz (ein Defizit ist fur den SVD derzeit hier
nicht erkennbar),

teilweiser oder nicht rechtzeitiger Ausgleich des jeweiligen Jahresverlustes
durch die Stadt (in Zusammenhang mit dem Contracting zu sehen),

Zahlungsverzug der Organisationseinheiten der Stadt Viernheim fur Leistungen
des Betriebshofes (Liquiditat),

Anderung der Bestattungskultur,

Nichtanpassung oder zu spate Anpassung umlagefahiger Friedhofsgebihren
und der Entgelte fur den Betriebsbereich Betriebshof (Fortfiihrung einer
regelmaldigen Anpassung ist zu bertcksichtigen).

Zum fruhzeitigen Erkennen von Risiken sind beim SVD folgende Maflinahmen
eingerichtet:

Wadchentliche Lagebesprechungen der Betriebsleitung mit den
Betriebsstellenleitern der beiden Betriebsbereiche Betriebshof und Friedhofe.

Wadchentliche Lagebesprechung der Betriebsleitung mit den Leitungen der
Fachbereiche
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o Verwaltung und zentrale Dienste (VzD),
o Finanz- und Rechnungswesen (FRW) und
o Beschaffungen

e Wochentliche Besprechungen (Jour fixe) mit dem zustandigen Dezernenten der
Stadt (Erster Stadtrat, Herr Jens Bolze).

e Vorlage von Berichten zur regelmafigen Informationsvermittlung, ggf.
eigenstandige Unterrichtung der Organe des SVD

o entsprechend dem Sitzungsplan oder
o zu besonderen Sitzungen.

e Rechtzeitige Mitteilung benétigter Haushaltsmittel und des planerisch
errechneten Jahresgewinns/-verlustes an die Stadt im Rahmen der jahrlichen
Wirtschaftsplan- und Haushaltsplanaufstellung.

e Kontinuierliche Uberprufung und Anpassung der Gebiihrensatze fiir die
Betriebsstelle Friedhdfe und der Entgelte flr den Betriebsbereich Betriebshof.

e Es wird davon ausgegangen, dass die Stadt Viernheim die nicht umlagefahigen
Kosten im Bereich Friedhofe sowie den zu erwartenden Jahresverlust, der im
Wesentlichen aus dem Bereich Friedhofe resultiert, weiterhin ausgleichen wird.

e Monatliche Uberpriifung der abgerechneten Produktivstunden des
Betriebsbereiches Betriebshof und ggf. Ergreifung von Gegenmalinahmen zur
Stabilisierung der Erléssituation.

Nachtragsbericht

Wesentliche Ereignisse von besonderer Bedeutung fur den Eigenbetrieb nach dem
Bilanzstichtag 31.12.2015 sind nicht zu verzeichnen.

Auszug aus dem Prifungsbericht der Sidwest Consulting AG zum Lagebericht
2015

+ Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschaftsfihrung:
[...]

Nach meiner Beurteilung auf Grund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den erganzenden
Bestimmungen der Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsétze
ordnungsgemafier Buchflihrung ein den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechendes
Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Stadtbetriebs Viernheim —
Dienstleistungen, Viernheim. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zuklnftigen Entwicklung dar.

/]
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Forum der Senioren

FORUM™

DER'S

STADT
VIERNHEIM
A

IREN

Spitalplatz 3-5
68519 Viernheim
Tel: 06204/968-30
Fax: 06204/988-33
www.forum-der-senioren.de

Unternehmenszweck:

Das Forum der Senioren ist ein Seniorenheim, in dem alte und hilfsbedurftige Menschen

betreut und gepflegt werden.

Neben der vollstationdaren Dauer- und Kurzeitpflege besteht auch ein Angebot fur

,Betreutes Wohnen*.

Organe des Unternehmens:

Betriebs-

kommission: Matthias Baafl3

(BK) Hedwig Fraas
Helmut Kirchner
Klaudia Forg
Elvira Frank

Michael G6hner
Jirgen Gutperle
Dieter Rihm

Jutta Schmiddem
Richard Werle
Jirgen Miedniak
Volker Gassenferth
Udo Reinhardt

Dr. Dagmar Hinrichs
Ayfer Guven
Thomas Mandel
Wolfgang Kempf

Betriebsleitung:  Jirgen Hoock

Blrgermeister
Stadtratin

Stadtrat
Stadtverordnete
Stadtverordnete
Stadtverordneter
Ehrenstadtverordneter
Stadtverordneter
Stadtverordnete
Stadtverordneter
Mitglied caritativer Organisation

Mitglied caritativer Organisation

Mitglied caritativer Organisation

Mitglied caritativer Organisation
Personalratsmitglied
Personalratsmitglied

im Gesundheitswesen erfahrene Person
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Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Viernheim

Rechtsform: Eigenbetrieb

Grindung: 01.01.1993

Stammkapital: 3.100.000,00 €

Beteiligungen: Alleiniger Eigentimer ist die Stadt Viernheim
Jahresabschluss: 2015

geprift durch die RSM Verhilsdonk
Feststellung durch die Stadtverordneten-Versammlung am
08.12.2016.
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Bilanz des Unternehmens
AKTIVA PASSIVA
Stand Stand Stand Stand
31.12.2015 31.12.2014 31.12.2015 31.12.2014
€ € € €
A. Anlagevermégen 18.393.076,12 18.323.544,84 | A. Eigenkapital 3.126.667,56 3.015.903,80
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande 206,04 406,04 | I. Stammkapital 3.100.000,00 3.100.000,00
Il. Sachanlagen 18.389.708,71 18.318.699,86 | II. Ricklagen 87.811,86 87.811,86
[ll. Finanzanlagen 3.161,37 4.438,94 | 1ll. Verlustvortrag 171.908,06 312.200,25
B. Umlaufvermdgen 553.629,19 618.879,03 IV. Jahresiiberschuss/-fehlbetrag 110.763,76 140.292,19
. Vorrate 1.853,15 2.328,69 | B. Sonderposten aus Zuschiissen zur 3.913.577,61 4.033.600,33
II. Forderungen und sonstige Ver- 198.989,65 151.628,70 | Finanzierung des Anlagevermdgens
mdogensgegenstande (aus offentl. Fordermitteln fur Investitionen)
1. Kassenbestand, Guthaben bei 352.786,39 464.921,64 C. RUcksteIIungen 383.579,75 314.845,65
Kreditinstituten - :
C. Rechnungsabgrenzungsposten e 62.212 83 D. Verbindlichkeiten 11.564.679,14 11.639.836,92
' T T E. Rechnungsabgrenzungsposten 450,00 450,00

SUMME AKTIVA

18.988.954,06

19.004.636,70

SUMME PASSIVA

18.988.954,06

19.004.636,70
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Gewinn- und Verlustrechnun

Position GuV 2015
€

+ Umsatzerlose 5.909.214,18
- Materialaufwand 1.313.464,05
- Personalaufwand 3.161.715,43
- Aufwendungen fiir zentrale Dienstleistungen 28.000,00
- Steuern, Abgaben, Versicherungen 42.858,51
- Mieten, Pachten, Leasing 66.023,07
+ Ertrage aus Auflésung von Sonderposten 120.022,72
- Abschreibungen 545.548,10
- Aufwendungen fiur Instandhaltung und Instandsetzung 365.659,67
- sonstige betriebliche Aufwendungen 42.365,15
Zwischenergebnis 463.602,92
+ sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 39,30
- Zinsen und &hnliche Aufwendungen 349.648,46
Finanzergebnis -349.609,16
Ergebnis der gewdhnlichen Geschéftstatigkeit 113.993,76
+ Aulerordentliche Ertrage 0,00
- AuRRerordentliche Aufwendungen 3.230,00
Aul3erordentliches Ergebnis -3.230,00
Jahresuberschuss 110.763,76

-19-
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Auszug aus dem gepriften und bestéatigten Lagebericht fir das Geschéftsjahr
2015:

Grundlage des Eigenbetriebs

Das Viernheimer Forum der Senioren ist ein Eigenbetrieb der Stadt Viernheim, der seit
1993 als stadtisches Dienstleistungsunternehmen, das entsprechend den Vorschriften
des Eigenbetriebsgesetzes und der Verordnung uber die Rechnungs- und
Buchfuhrungspflichten der Pflegeeinrichtung (Pflege-Buchfiihrungsverordnung — PBV)
gefuhrt wird.

Zielsetzung des Betriebes ist es, die Versorgung der Stadt Viernheim an stationaren
und teilstationaren Leistungen in der Altenpflege sicherzustellen. Dieses Ziel wurde im
Geschaftsjahr 2015 wieder voll erreicht.

Wirtschaftsbericht
Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingung

Die Sicherstellung dieser Grundversorgung der Stadt Viernheim setzt dabei voraus,
dass der Bedarf kontinuierlich analysiert und angepasst wird.

Die eingetretenen und perspektivisch zu erwartenden demographischen
Veranderungen in der Altersstruktur der Viernheimer Bevoélkerung haben in der
Vergangenheit zu Erh6hungen des Angebotes an Pflegeplatzen gefuhrt:

Nach dem weitgehenden Abschluss der Umbau- /bzw. Neubauarbeiten konnte nach
mehrjahrigen Bauaktivitaten im zweiten Halbjahr des Geschaftsjahres 1999 das neue
Hauptgebéude ,Am Spitalplatz“ bezogen werden.

Im Geschéftsjahr 2003 wurden vorhandene Gemeinschaftsflachen zu 5 neuen
stationaren Pflegeplatzen umgewandelt. Ab 01.03.2013 standen insgesamt 118
Dauerpflegeplatze und 11 Kurzzeitpflegeplatze zur Verfugung. Die Tagespflege mit 16
Pflegeplatzen wurde zum 31.12.2012 geschlossen.

Bereits im Wirtschaftsjahr 2013 wurde im Zuge von grof3eren Um- und Neubau-
maflnahmen begonnen, weitere 25 stationare Pflegeplatze in Einzelzimmern zu
errichten. Die Baufertigstellung erfolgte zum Jahresende 2014, der Anbau wurde ab
dem 1. Januar 2015 in Betrieb genommen.

Das Angebot an Pflegeplatzen hat sich zu diesem Zeitpunkt somit auf insgesamt 154
Pflegeplatze, darunter weiterhin 11 Kurzzeitpflegeplatze, erhoht.

Geschéftsverlauf

Die wirtschaftliche Lage des FDS ist durch einen Verlustvortrag von 171.908,06 €
gekennzeichnet. Die Gewinn- und Verlustrechnung fiir das Jahr 2015 schliel3t mit
einem Jahresiiberschuss von 110.763,76 € ab. Somit liegt das Geschéftsergebnis
2015 um rd. 64 T€ Uber dem Planansatz von 47 T€, der Geschéftsverlauf war
zufriedenstellend.

Die Pflegeplatze waren im Wirtschaftsjahr in 2015 zu 95,20 ausgelastet.
Ertragslage

Die Umsatzerlése sind mit 5.514 T€ gegentiber dem Vorjahr (4.754 T€) gestiegen
(+760 TE).

Der Personalaufwand ist im Berichtsjahr von 2.791 T€ auf 3.162 T€ gestiegen und
macht mit 53,5 % der Gesamtleistung den gréf3ten Kostenblock aus. Die Erhéhung
resultiert im Wesentlichen aus den Neueinstellungen und Tarifsteigerungen.
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Der Materialaufwand ist im Berichtsjahr von 1.148 T€ auf 1.313 T€
gestiegen. Ursachen hierfur war insbesondere der hohere Bedarf an Zeitarbeitskraften
im Pflegedienst.

Die nicht geférderten Abschreibungen (426 T€ nach 342 T€) sind auf Grund der Um-
und Neubaumalinahmen gestiegen.

Somit ergibt sich fiir 2015 ein, mit 464 um 37 T€ unter dem Vorjahreswert liegendes
Betriebsergebnis.

Das Finanzergebnis ist mit -350 T€ nach -358 T€ gepragt von den Zinsaufwendungen
fur die kurz- und langfristigen Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten. Der
Ruckgang resultiert aus der planmafiigen Tilgung der Darlehen sowie
Berucksichtigung von aktivierten Bauzeitzinsen.

Somit ergibt sich fur 2015 ein Jahrestiberschuss von 111 T€, was einem Riickgang
von 29 T€ im Vergleich zum Vorjahr (Jahresiiberschuss 140 T€) entspricht.

Liquiditatslage

31.12.2015 31.12.2014 31.12.2013
Liquiditatsgrad lin 26 14,5 21,7 69,5

Liquiditatsgrad Il in 26 22.6 28,9 85,7

Das kurzfristige realisierbare Schuldendeckungspotential deckt demnach nicht in
vollem Umfang das kurzfristige Fremdkapital.

Vermogenslage

Die Bilanzsumme des Viernheimer Forums bel&uft sich per 31. Dezember 2015 auf
18.989 T€ (Vorjahr 19.005 T€). Das Anlagevermégen macht davon 96,86 %, das
kurzfristige gebundene Vermogen 3,14 % der Bilanzsumme aus.

Das wirtschaftliche Eigenkapital unter Beriicksichtigung des Sonderpostens fir
Investitionszuschisse belduft sich auf 37,08 % der Bilanzsumme, wahrend das
langfristige Fremdkapital 50,08 % bzw. das kurzfristige Fremdkapital 12,84 % der
Bilanzsumme ausmachen.

Das Anlagevermégen ist im Berichtsjahr von 18.324 T€ auf 18.393 T€ hoch-
gegangen. Wesentliche Zugange betreffen die Brandmeldeanlage in Héhe von rd. 77
T€ und Dachanschliisse Spitalplatz in Héhe von rd. 53 T€. Des Weiteren erfolgten
noch fur den Um- und Neubau Zugénge in Héhe von rd. 413 TE.

Die fliissigen Mittel haben sich gegeniiber dem Vorjahr um rd. 112 T€ vermindert.

Die Verdnderung des wirtschaftlichen Eigenkapitals (7.041 T€ nach 7.050 T€) setzt
sich zusammen aus der planméaRigen Auflésung des Sonderpostens (-120 T€), der
entsprechend den Abschreibungen der bezuschussten Anlageguter aufgelost wird,
und dem Jahresiiberschuss in Héhe von 111 T€ (Vorjahr Jahresiiberschuss 140 T€).
Fiur das Forum der Senioren ergibt sich eine Eigenkapitalquote von 37,08 % per 31.
Dezember 2015.

Die langfristigen Verbindlichkeiten gegeniber Kreditinstituten wurden planmafig
getilgt, so dass sich die langfristigen Darlehen um 375 T€ auf 9.024 T€ vermindert
haben.
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Gemal § 26 des Hess. Eigenbetriebsgesetzes wird Uber die
nachstehenden Sachverhalte gesondert berichtet:
Entwicklung des Eigenkapitals:
Das Eigenkapital setzt sich - neben dem Jahresergebnis 2015 — beim
Zweiundzwanzigsten kaufméannischen Abschluss wie folgt zusammen:
€ €

Festgesetztes Kapital It. Satzung 3.100.000,00
Kapitalriicklage 87.811,86
Jahresergebnisse
(nach Verlustibernahme durch den Trager 1996)
- 1997 -257.888,92
- 1998 -212.201.58
- 1999 -466.125,58
- 2000 -823.970,83
- 2001 -537.449,78
- 2002 -541.547,24
- 2003 1.952.869,44
- 2004 175.025,02
- 2005 - 8.179,18
- 2006 41.551,60
- 2007 272.926,04
- 2008 -140.023,00
- 2009 122.080,05
- 2010 -132.365,16
- 2011 191.846,38
- 2012 131.690,01
- 2013 - 80.437,52
- 2014 140.292,19

-171.908,06

3.015.903,80

Die Ruckstellungen entwickelten sich wie folgt:

Fir alle erkennbaren Risiken wurden Ruckstellungen gebildet. Dies waren Ruick-
stellungen fir Urlaubs- und Uberstundenverpflichtungen, fir die Prifung des
Jahresabschlusses sowie Pensionsrickstellungen.

Die Rickstellungen entwickelten sich wie folgt:

Stand 01.01.2015 314.845,65 €
Inanspruchnahme 91.117,42 €
Auflésung 12,23 €
Aufzinsung 11.709,00 €
Zufuhrung 148.154,75 €
Stand am 31.12.2015 383.579,75 €
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Im Geschaftsjahr wurden u.a. folgende Investitionen getatigt:

STADT
VIERNHEIM

Im Geschaéftsjahr 2015 sind noch Investitionen fur Anlagen im Bau (Neubau

Spitalplatz) eine Summe von 413 T€ getétigt worden.

Die Ertrage aus den allgemeinen Pflegeleistungen betreffen im Geschéaftsjahr 2015
Ab dem 01.06.2014 galten die nachstehenden Pflegesatze:

Pflegestufe Pflegekosten Unterkunft/ Invest.kosten Gesamt €
Verpflegung pro Tag
0 34,71 20,00 21,28 75,99
1 48,61 20,00 21,28 89,89
2 67,15 20,00 21,28 108,43
3 85,67 20,00 21,28 126,95
3+ 97,77 20,00 21,28 139,05
Ab dem 01.10.2015 galten die nachstehenden Pflegesatze:
Pflegestufe Pflegekosten Unterkunft/ Invest.kosten Gesamt €
Verpflegung pro Tag
0 34,80 20,49 21,28 76,57
1 49,04 20,49 21,28 90,81
2 68,04 20,49 21,28 109,81
3 87,01 20,49 21,28 128,78
3+ 99,60 20,49 21,28 141,37
Mit den Entgelten wurden die folgenden Ertrage erwirtschaftet:
Wirtschaftspla Abweichun Abweichun
Ertrage n 15 Ergebnis 15 g g
€ € € Prozent
5.513.871,8
Pflegeerlose 5.291.849,00 6 222.022,86 4,03
sonst. betr. Ertrage
+ BK-Zuschlsse 426.048,00 395.342,32 -30.705,68 -7,77
sonstige Zinsen u.
ahnl. Ertrage 120.773,00 120.062,02 -710,98 -0,59
6.029.276,2
Summe 5.838.670,00 0 190.606,20 3,16

Wie aus der Aufstellung hervorgeht, betragen die Pflegeerldose 91,45 % der
vorstehend genannten Summe der Ertrage (4,03 % Uber den Pflegeerlosen It.

Wirtschaftsplan 2015).

Im Geschaftsjahr wurden insgesamt 53.528Pflegetage erreicht. Dies sind genau 7.164

Tage mehr als im Vorjahr. Im Jahre 2015 sind 57 Bewohner verstorben.

Die Anzahl der Pflegetage in der Pflegestufe 3 mit minus 1.182 Tagen ist durch die
Zunahme in die Pflegestufe 0+ ausgeglichen.
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Die Verteilung der Pflegetage zeigt die nachstehende Abbildung: =
Bezeichnung 2015 2014 Abweichung
Pflegestufe 0+ 2.632 956 1.676
Pflegestufe 1 22.746 18.346 4.400
Pflegestufe 2 21.191 19.355 1.836
Pflegestufe 3 6.403 7.585 -1.182
Pflegestufe 3+ 556 122 434
Summe 53.528 46.364 7.164

Der Personalaufwand setzte sich wie folgt zusammen:

STADT
VIERNHEIM

Den uberwiegenden Teil der im FDS entstehenden Kosten stellen die Personalkosten

dar:

Die Mitarbeiter werden nach Gehalts-, Vergutungs- und Lohntarifen des
Bundesbesoldungsgesetzes, des BAT und des HLT vergttet, ab Oktober 2005 gilt der

TvOD.

Der Personalaufwand setzt sich wie folgt zusammen:

Bemerkungen 2015 2014 Veradnderung Veranderung
€ € € Prozent

Léhne und 2.425.817,76 2.145.754,05 280.063,71 13,05
Gehalter
Sozialabgaben, 735.897,67 645.416,01 90.481,66 14,02
Altersversorgung
und sonstige
Aufwendungen
Summe 3.161.715,43 2.791.170,06 370.545,37 13,28

Die Erhéhung des Personalaufwandes um 13,28 %, ist durch Neueinstellungen und
Steigerung der Lohne und Gehalter durch Tariferh6hung zurtickzufihren.

Nachstehende Ist-Zahlen nach Fachbereichen standen im Wirtschaftsjahr 2015 zur

Verfligung:

Bereich 2014 2015
Betriebsleitung 1 1
Verwaltung 3,47 3,40
Technik 15 2
Leitung Pflegedienst 1 1
Pflegedienst 39,61 43,66
Betreuungsassistent 2 2,98
Leitung soziale Betreuung 1 1
Soziale Betreuung 2,02 2,32
Hauswirtschaft 1 1
Kiche 2,28 3,48
Gesamtergebnis 54,88 61,84
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Uberblick folgender Rechtsstreitigkeiten:
Im Jahr 2015 sind keine Rechtstreitigkeiten anhangig.
Nachtragsbericht:

Nach dem Bilanzstichtag haben sich keine Ereignisse von besonderer Bedeutung fur
das angelaufene Geschaftsjahr ergeben.

Chancen und Risiken der zukunftigen Entwicklung:

Auch in Zukunft wird es, insbesondere durch restriktive MalRnahmen der Kostentrager
nur sehr schwer sein, eine kontinuierliche, kostendeckende Bewirtschaftung des
Viernheimer Forums der Senioren zu erzielen.

Auf der einen Seite sind die Kostentrager bemuiht, einem Anstieg der Heimentgelte
entgegen zu wirken. Hierdurch wird ein wesentlicher Faktor der Einnahmeseite der
Einrichtung weitgehend vorbestimmt. Auf der anderen Seite stehen gegenlaufige
Entwicklungen bei den Kostenstrukturen in den Pflegeeinrichtungen entgegen. Neben
den Erh6hungen im Bereich der Sachkosten, sind hierbei insbesondere die
regelmaliiigen tariflichen Lohnsteigerungen anzufiihren.

Diese sogenannte ,,Scheren-Problematik” birgt perspektivisch weiterhin ein Risiko fiir
die Entstehung von wirtschaftlichen Fehlbetragen. Im Jahr 2015 selbst konnte man
solchen Entwicklungen erfolgreich entgegenwirken:

Durch die Neuverhandlungen der Investitionskosten mit dem Regierungsprasidium im
Jahre 2014, ist es gelungen, den Entgeltbestandteil ,,Investitionskosten” weit-gehend
kostendeckend zu gestalten, was zu einer deutlichen Verbesserung der
Einnahmenstruktur der Einrichtung gefiihrt hat. Die vereinbarten Entgelte bleiben bis
zum 31.12.2015 stabil. Vor dem Hintergrund einiger Urteile des Bundessozialgerichts
wurde jedoch die entsprechende Landesverordnung zur Berechnung der Investitions-
kosten gedndert. Einige Kostengruppen kdnnen in Zukunft nicht mehr in der
bisherigen Kalkulation in Ansatz gebracht werden. Die Betriebsleitung geht daher
perspektivisch von stark sinkenden Entgelten im Bereich der Investitionskosten aus.
Die erwartete Kirzung, eine Senkung des Tagesatzes von derzeit 21,28 € auf 15,44
€, wurde im Wirtschaftsplan 2016 bereits berticksichtigt.

Bereits im September 2015 wurde dem Regierungsprasidium Giel3en ein Antrag zur
Genehmigung der Investitionskosten fir das Jahr 2016 fristgerecht vorgelegt. Der
Antrag wurde bislang noch nicht abschliel3end bearbeitet.

Auch im Bereich der Entgeltbestandteile ,Allgemeine Pflegeleistungen® und ,Unter-
kunft und Verpflegung“ konnte in den letzten Jahren, durch eine weitere Reduktion der
betrieblichen Aufwendungen, eine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation erzielt
werden. Hier stol3t der Betrieb jedoch mittlerweile an seine Grenzen.

Weiterhin wurden die Entgelte in diesen Preissegmenten durch die Nutzung der von
den Kostentragern jahrlich angebotenen Pauschalen moderat erhdht.

Weitere Betriebsrisiken gehen fur das Viernheimer Forum der Senioren von dem
weiteren Wachstum des Pflegemarktes aus. Immer mehr Anbieter von stationéren
Pflegeleistungen dréngen auf den Markt. Insbesondere durch einen weiteren, lokalen
Anbieter kdnnte die bislang sehr gute Auslastung des Viernheimer Forum der
Senioren gefahrdet werden. Im Rhein-Neckar-Raum bestehen langst Angebots-
Uberhénge.

Das Wachstum des Pflegemarktes in der Region macht sich indes auch auf dem
Arbeitsmarkt bemerkbar. Eine weiter zunehmende Anzahl an stationdren Anbietern
und auch eine wachsende Anzahl an ambulanten Diensten konkurrieren mehr und
mehr um die wenigen, am Markt noch verfligbaren Fachkréafte.
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Auch fur das Viernheimer Forum der Senioren, wird es immer schwieriger,
Fach-krafte zu rekrutieren und zu binden. Der Einsatz von Zeitarbeitsfirmen im
Pflegebereich ist aus Sicht der Betriebsleitung grundséatzlich kritisch zu sehen und
stellt keine betriebliche Strategie dar. Zur Abdeckung von Liicken, die durch nicht
besetzt Stellen, vor allem im Helferbereich, und durch Krankheitsausfalle bestehen,
wird deshalb auch 2016 weiter auf Zeitarbeit zugegriffen werden muissen.

In der Vergangenheit war es stets problematisch, den gesetzlich vorgegebenen Antell
des Fachpersonals am Gesamtpersonal in Hohe von 50% vorzuhalten. Diese Situation
hat sich durch die verstarkte betriebliche Ausbildung in der Vergangenheit derzeit
etwas entspannt. Die Fachquote in der Einrichtung liegt zurzeit knapp Uber 60%. Wie
bereits dargelegt, fehlt es derzeit an geeigneten Pflegehilfskraften, die durch Zeitarbeit
ersetzt werden missen.

Trotzdem sollen auch weiterhin kontinuierliche betriebliche Anstrengungen
unternommen, um eigene Fachkrafte auszubilden. Die Anzahl der Ausbildungspléatze
wurde hierzu bereits im Wirtschaftsjahr 2010 von 10 auf 12 erhoht und soll so
zunachst beibehalten werden.

Parallel werden bestehende Férdermdglichkeiten der Arbeitsverwaltung genutzt, um
bereits beschaftigte Pflegehilfskrafte zu examinierten Fachkraften weiterzubilden.

Auch im laufenden Jahr war die Ubernahme des im Betrieb ausgebildeten
Pflegenachwuchses, die einzige Mdglichkeit der Einrichtung, den im Zuge der
baulichen Entwicklung entstandenen, deutlichen Bedarf an Fachkréften sicherstellen
zu kénnen.

Trotz dieser schwierigen Rahmenbedingungen hat das Viernheimer Forum der
Senioren seine wirtschaftliche Situation in den letzten Jahren kontinuierlich verbessern
und stabilisieren konnen.

Der Wirtschaftsplan fir das Wirtschaftsjahr 2016 geht wiederum von einem positiven
Jahresergebnis aus.

Nachstehende Aktivitaten sollen im Wirtschaftsjahr 2016 weiterverfolgt werden und zu
einer weiteren Verbesserung der wirtschaftlichen Gesamtsituation der Einrichtung
beitragen:

Anderungen bei den Heimkosten durch das Pflegestarkungsgesetz Il

Die grundlegenden Anderungen durch das Pflegestarkungsgesetz Il haben auch
Auswirkungen auf die Finanzierung von Einrichtungen und stellen die bisherige
Kalkulation und Finanzierungsmodelle in Pflegeheimen in Frage — mit mutmalilich
massiven Auswirkungen auf die Bewohnerstruktur im Viernheimer Forum der
Senioren.

Bisher war es so, dass Einrichtungen héhere Kosten abrechnen dirfen, je hoher die
Pflegestufe war. Dies vor dem Hintergrund, dass mit dem Anstieg des Pflegebedarfs
eines Bewohners auch der Personaleinsatz der Einrichtung steigt, um die hilfe-
bedurftige Person zu versorgen. Erfolgt eine Hoherstufung durch den Medizinischen
Dienst, steigen damit sowohl der Betrag von der Kasse als auch der Eigenanteil des
Betroffenen oder seines Angehdrigen. Dies ging mit dem gré3eren Aufwand einher,
um einen in starkerem Mal3e auf Unterstitzung und Pflege Angewiesenen fach-
gerecht zu versorgen. Allerdings wurde damit auch ein Anreiz fur die Pflegeein-
richtungen gesetzt, moglichst viele Bewohner hoherer Pflegestufen zu versorgen.
Haufig gab es Konflikte, wenn in einem Grenzfall eine Einrichtung auf Hoherstufung
drangte. Den Betroffenen und Angehdrigen war aber umgekehrt daran gelegen war, in
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der niedrigeren Pflegestufe zu bleiben, weil mit einer h6heren Stufe auch
ein hoherer Eigenanteil verbunden war.

Mit dem Pflegestarkungsgesetz Il andert sich Pflegesatzkalkulation wesentlich. Zum
einen mussen die Pflegesatze vom alten System mit den drei Pflegestufen in das neue
mit den funf Pflegegraden tberfuhrt werden. Bis zum 30. September 2016 haben die
Einrichtungen Zeit, neue Pflegesatzvereinbarungen abzuschliel3en.

Geschieht dies nicht, werden die Pflegesatze nach bestimmten Formeln um-
gerechnet, die in 8 92e SGB Xl geregelt sind. Es ist dann so, dass in den niedrigen
Pflegegraden verglichen mit der entsprechenden Pflegestufe weniger und in den
héheren mehr Geld gezahlt wird. Zum anderen ist der Eigenanteil der Betroffenen
bzw. ihrer Angehdrigen in Zukunft in jedem der Pflegegrade gleich hoch, das heif3t
man bezahlt fir Pflegegrad 1 genauso viel dazu wie fur Pflegegrad 5. Der sogenannte
einrichtungseinheitliche Eigenanteil unterscheidet sich nur noch von Einrichtung zu
Einrichtung. Eine Hoherstufung hat damit keine unmittelbaren Auswirkungen mehr auf
den betroffenen Bewohner und seinen Eigenanteil.

Auch wenn so das Konfliktpotential zwischen zuzahlendem Betroffenen und auf
maoglichst hohe Pflegesatze angewiesenem Betreiber entscharft ist, wurde der Anreiz,
viele Bewohner mit hohen Graden an Pflegebedurftigkeit zu versorgen, noch einmal
erhoht. Die Betrage fur niedrige und hohe Grade liegen weiter auseinander als nach
dem alten System.

In einer Beispielrechnung fur die Zeitschrift CAREkonkret von Diplom-Kaufmann
Tillmann Rosenbaum-Nagy liegen die Tagessatze fir eine Tagespflegeeinrichtung
nach altem System zwischen 51,29 € (Pflegestufe 0) und 59,39 € (Pflegestufe 3) und
nach neuem zwischen 38,43 € (Pflegegrad 2) und 73,41 € (Pflegegrad 5). (Der
Pflegegrad 1 (29,98 €) ist neu und hat keine Entsprechung in den Pflegestufen und
wird daher nicht mitberiicksichtigt). Um als Pflegeeinrichtung wirtschaftlich zu arbeiten,
wird es zukUinftig wohl noch mehr auf den ,richtigen Bewohnermix“ ankommen.

Der einheitliche Eigenanteil zielt von der Betroffenenseite aus in dieselbe Richtung: Im
Verhaltnis zur erbrachten Leistung ist der einheitliche Eigenanteil in den niedrigen
Pflegegraden hoher als vorher, wohingegen man in einem hdheren Pflegegrad von der
Neuregelung profitiert. Es ist daher davon auszugehen, dass Pflegebedurftige
zukUnftig erst spater in eine Einrichtung einziehen.

Seit Jahren werden Bewohner von Pflegeheimen &lter und zunehmend pflege-
bedlirftiger. Dem Prinzip ,ambulant vor stationér* folgend ist dies politisch auch so
gewinscht und entspricht dem Wunsch der meisten Menschen, ihr Lebensende zu
Hause zu verbringen. Allerdings sterben die meisten nach wie vor in Pflegeheim oder
Krankenhaus. Es geht aber nicht nur um die Frage von Wunsch und Wirklichkeit,
sondern um die individuell bedarfsgerechte Versorgung. Es gibt bei manchen
personlichen Lebensverhaltnissen und gesundheitlichen Umstanden keine Alternative
zur Rundumversorgung eines Pflegeheims. In einem Pflegeheim professionell gepflegt
zu werden, kann auch dazu dienen, mehr Eigenstandigkeit zu bewahren. Das
klassische Pflegeheim Gbernimmt in diesen Fallen eine wichtige Aufgabe und ist der
Lebensmittelpunkt des Bewohners. Jedoch sind Pflegeheimpléatze teuer.

Auch 6konomische Griinde legen es zumindest nahe, die Ambulantisierung voran zu
treiben, gerade, wenn man den Anteil mit einbezieht, den in dem Fall pflegende
Angehdrige und eben nicht teure Fachkrafte leisten.

Es bleibt zu hoffen, dass auch mit der neuen Pflegesatzberechnung, die Anreize fir
Einrichtung und fir Betroffene bietet, erst moglichst spat in eine Pflegeeinrichtung zu
gehen, nicht vorwiegend 6konomische Grinde, sondern zu allererst die Bedurfnisse
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der Betroffenen ausschlaggebend sein wird. Es ist aber anzunehmen, dass
sich der Trend verstarkt fortsetzen wird, dass zunehmend &ltere und stérker
pflegebedirftige Menschen in einem Pflegeheim leben werden. Auf das Leben in einer
Pflegeeinrichtung hatte dies grof3e Auswirkungen, steht und fallt Zusammenleben und
gemeinsame Aktivitaten im neuen Lebensmittelpunkt doch mit der Pflegebedurftigkeit
der Bewohner.

Das Viernheimer Forum der Senioren bereitet den Ubergang in das neue
Vergutungssystem in der PSG Il derzeit, unter Einbeziehung der Fachanwaltskanzlei
Iffland und Partner, vor.

Zielsetzung ist, die grundlegenden Veranderungen in der Struktur des Vergutungs-
systems fur das Forum der Senioren wirtschatftlich positiv zu gestalten.

Um die Markt- und Konkurrenzfahigkeit des Betriebsgebaudes zu erhalten und weiter
zu verbessern, wurden in den beiden letzten Jahren begonnen, Gemeinschaftsflachen
zu erneuern und neu zu gestalten. Im laufenden Geschéftsjahr soll ein weiterer
Wohnbereich neue Bodenbeldge und einen Neuanstrich erhalten. Der wirtschaftliche
Erfolg dieser MaRBnahmen ist nicht unmittelbar monetéar messbar. Die Erhaltung der
Markfahigkeit des Betriebsgeb&udes ist fur eine stabile Auslastung und damit fir eine
stabile Einnahmestruktur kausal.

Auch in den Folgejahren besteht fur das FDS die Notwendigkeit,

- einerseits die bedarfsgerechte, gleichméaiige sowie fachlich qualifizierte, dem
allgemein anerkannten Stand der medizinisch-pflegerischen Erkenntnisse
entsprechende Pflege zu leisten,

- andererseits dem aus dem Rahmenbedingen der Pflegeversicherung
resultierenden Kostendruck Rechnung zu tragen, ohne dass die essentiellen
Bedurfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner beeintrachtigt werden.

Zur Erreichung dieses Zieles werden alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Viernheimer Forums der Senioren auch in Zukunft ihren Beitrag leisten.

Auszug aus dem Prifungsbericht der Curacon Wirtschaftspriufungsgesellschaft
zum Lagebericht 2015

¢ Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschéaftsfiihrung:

[-.]

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den erganzenden
Bestimmungen der Betriebssatzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsétze
ordnungsmalfiiger Buchfuhrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage des Viernheimer Forum der Senioren und stellt die Chancen und Risiken
der zukunftigen Entwicklung zutreffend dar.

[..]
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2.2.2. Kapitalgesellschaften

Stadtwerke
Viernheim

Die Energie in lhrer Néahe.
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2.2.2.1.

Stadtwerke Viernheim GmbH

Stadtwerke
Viernheim

Die Energie in lhrer Néahe.

Industriestral3e 2
68519 Viernheim
Tel: 06204/989-0, Fax: 06204/989-250
E-Mail: info@stadtwerke-viernheim.de
www.stadtwerke—viernheim.de

STADT
VIERNHEIM

Unternehmenszweck:
Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Wasser und

Fernwarme sowie die Errichtung und der Betrieb von offentlichem Personennahverkehr
und offentlichen Badeeinrichtungen. Ferner erbringt die Gesellschaft
Betriebsfuihrungsleistungen fir stadtische Einrichtungen.

Organe des Unternehmens:

Gesellschafter-
versammlung:

Aufsichtrat:

Matthias Baal

Martin Beickler
Volker Ergler
Andreas Hafele
Reinhard Hdlscher
Raimund Kaser
Wolfgang Klee
Daniel Lohbeck
Klaus Quarz

Klaus Roth
Bernhard Seitz
René Steffen Thoma
Horst Winkenbach
Hildegard Wunder

Geschaftsfuhrung: Dr. Ralph Franke

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz:
Rechtsform:
Grindung:
Stammkapital:

Aufwandsentscha-
digungen Aufsichtsrat:

Gesellschafter:

Viernheim
GmbH
12.08.1999
3,3 Mio €

7.200,00 €

Magistrat der Stadt Viernheim

Blrgermeister

Stadtverordneter
Ehrenstadtrat

Ehrenstadtverordneter

Betriebsratsmitglied
Ehrenstadtverordneter

Ehrenstadtrat
Stadtverordneter
Stadtverordneter
Betriebsratsmitglied

Alleingesellschafter ist die Stadt Viernheim
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Beteiligungen: Alleingesellschafter ist die Stadt Viernheim
Jahresabschluss: 2015
gepruft durch die HRB Treuhand GmbH,
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Feststellung durch die Gesellschafterversammlung am 22.09.2016
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Bilanz des Konzerns
AKTIVA PASSIVA
Stand Stand Stand Stand
31.12.2015 31.12.2014 31.12.2015 31.12.2014
€ € € €
A. Anlagevermégen 62.417.958,44 54.422.809,88 | A. Eigenkapital 22.354.935,41 21.193.860,22
I. Immaterielle Vermdgensgegenstande 625.091,73 417.816,34 | I. Gezeichnetes Kapital 3.300.000,00 3.300.000,00
Il. Sachanlagen 61.481.785,97 53.759.487,23 | 1. Kapitalriicklagen 7.613.820,00 7.613.820,00
lll. Finanzanlagen 311.080,74 245.506,31 | lll. Gewinnriicklagen 9.686.039,58 10.653.537,65
B. Umlaufvermégen 15.481.388,80 17.080.279,7g | V- Janrestiberschuss RIS ~373.497.43
I. Vorrate 946.379,56 706.407,58 | B. Empfangene Ertragszuschisse 1.066.209,81 1.409.828,68
Il. Forderungen und sonstige Vermo- 11.162.849,83 9.727.854,16 N
gensgegenstande C. Ruckstellungen 4.802.785,16 4.100.908,68
[ll. Kassenbestand, Guthaben bei 3.372.159,41 6.646.018,04 | D. Verbindlichkeiten 50.284.122,14 45.148.442,60
Kreditinstituten
C. Rechnungsabgrenzungsposten 175.851,48 55.547,98
D. Aktive Latente Steuern 432.853,80 294.402,54

SUMME AKTIVA

78.508.052,52

71.853.040,18

SUMME PASSIVA

78.508.052,52

71.853.040,18
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Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung

Position GuV 2015

€

+ Umsatzerlose

+ Erhdhung oder Verminderung des Bestands an
fertigen und unfertigen Erzeugnissen

+ andere aktivierte Eigenleistungen

+ sonstige betriebliche Ertrage

- Materialaufwand
a) Aufwendungen fiir Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

und fir bezogene Waren

b) Aufwendungen fir bezogene Leistungen

- Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter
b) soziale Abgaben und Aufwendungen fir

Altersvorsorge und fiir Unterstitzung

- Abschreibungen auf immaterielle
Vermogensgegenstéande des Anlagevermdgens und
Sachanlagen

- Abschreibungen Vermdégensgegenstande des
Umlaufvermdgens, soweit diese die in der
Kapitalgesellschaft tblichen Abschreibungen
Uberschreiten

- sonstige betriebliche Aufwendungen

+ Ertrage aus Wertpapieren
und Ausleihungen des Finanzanlagevermdégens

+ sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage

- Zinsen und ahnliche Aufwendungen

Ergebnis der gewohnlichen Geschéaftstatigkeit

- Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

- Sonstige Steuern

Konzernjahresiberschuss

64.088.726,86

374.246,48
1.599.110,36
1.667.622,12

40.922.862,45
5.954.444,69

6.105.085,67

1.704.155,74

3.882.650,95

195.543,46
4.506.289,32

2.858,30
98.097,00
1.452.493,39
3.107.135,46
956.977,21
395.082,43
1.755.075,82
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Auszug aus dem geprifter und bestatigter Lagebericht fir das Geschaftsjahr 2015
des Stadtwerke Viernheim Konzerns:

Grundlage des Unternehmens

Das Geschaftsfeld der Stadtwerke Viernheim GmbH ist die Versorgung mit Elektrizitat,
Gas, Wasser und Fernwarme sowie die Errichtung und der Betrieb von offentlichem
Personennahverkehr und 6ffentlichen Badeeinrichtungen. Dariiber hinaus werden
Betriebsfuhrungsleistungen fur stadtische Einrichtungen erbracht.

Gleichzeitig ist die Gesellschaft Eigentimer und Betreiber des Strom-, Gas-, Wasser-
und Fernwarmenetzes in Viernheim, des Strom- und Gasnetzes in Heddesheim sowie
des Stromnetzes in Hirschberg a. d. B. (an der Bergstrafie).

DarlUber hinaus betreibt die Gesellschaft in Kooperation mit der Stadtwerke Bad Vilbel
GmbH Windparks in Rheinland-Pfalz und Hessen.

Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen

Die Lage auf den Energiemarkten bleibt entscheidend fur die weitere wirtschaftliche
Entwicklung der Gesellschaft. Die im Jahr 2011 eingeleitete Energiewende in
Deutschland mit Abschaltung der ersten Kernkraftwerke und der Anstieg der
bundesweiten EEG Stromeinspeisungen fihren verstarkt zu Verschiebungen der
Geschaftsmodelle von Stadtwerken.

Konventionelle Stromerzeugung aus fossilen Energien wird immer unattraktiver, die
Wettbewerbssituation auf den Endkundenmaérkten driickt auf die erzielbaren
Deckungsbeitrage, die Entwicklung von Projekten der regenerativen Stromerzeugung
stol3t an die Grenzen verflgbarer Standorte und Birgerakzeptanz. Erdgaseinsatz zur
Raumwarmeerzeugung wird zunehmend durch Stromanwendungen ersetzt bei
gleichzeitig sinkendem Warmebedarf aufgrund des Klimawandels.

Der politische Konsens zur Ablésung der fossilen Energien schwindet aufgrund
zunehmender Anwohnerproteste gegen geplante Windkraftanlagen und Stromleitungen,
der immer noch unzureichenden Stromtransportwege von Nord- nach Suddeutschland
und der geflhlten Kostensteigerungen aufgrund des Gesetzes fir den Ausbau
erneuerbarer Energien (EEG) zusehends.

[..]

Nachhaltige Planbarkeit ist vor allem im Netzbetrieb und der Wasserversorgung
gegeben.

Geschéftsverlauf
Netzbetrieb

Der Stromnetzbetrieb 2015 war insbesondere durch den Anschluss der Stromnetze der
Netzgebiete Heddesheim und Hirschberg an der Bergstral3e gepragt. Dies steigerte den
Stromdurchsatz in Viernheim um 57 % gegentuber dem Vorjahr. Ein Drittel der
aufgenommenen Strommengen konnten an die beiden neuen Netze weitergegeben
werden.

Im Bereich Erdgas steigerte sich die Abgabe um 14,3 %, dies entspricht dem Anstieg der
Gradtagszahlen. Der Wasserabsatz erhdhte sich um knapp 4 %. Zugleich konnte auch
die Absatzmenge flur den Energietrager Fernwarme um 18 % gesteigert werden.

Die Sparten Wasser und Fernwarme, fur die eine kostenorientierte
Netzentgeltabrechnung direkt im Geschaftsjahr erfolgt, tragen nicht zum Jahresergebnis
bei.
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[..]

Der Wasserverbrauch steigerte sich im Jahr 2015 gegentber dem Vorjahr um 3,9 %. Die
Versorgung erfolgte ohne grél3ere Probleme. Dank der umfassenden
Sanierungsanstrengungen in der Vergangenheit weist das Viernheimer Netz weiterhin
vergleichsweise niedrige Wasserverluste auf.

Analog der Zunahme des Gasverbrauchs in Viernheim war 2015 auch der
Fernwarmeverbrauch gestiegen. Die abgegebene Warmemenge stieg um 17,7 %. Im
Berichtsjahr erfolgten keine gréf3eren ErschlieBungen oder Neubauten mit
Fernwarmeversorgung. Zielsetzung der nachsten Jahre ist weiterhin nicht der Ausbau
der Erzeugung, sondern die Nutzung frei werdender Erzeugungskapazitaten fir andere
Verbrauchsstellen.

Vertrieb und Handel

Der Wettbewerb bei Strom und Gas ist, wie bereits in den Vorjahren, sehr intensiv. Die
an Endkunden abgesetzten Mengen sind beim Strom um tber 3 % gestiegen, die
Steigerung erfolgte Uber alle Kundengruppen, vor allem aber auch im Vertrieb au3erhalb
des Konzessionsgebietes der Stadt Viernheim.

Beim Erdgas stieg die Abgabe gegentber dem Vorjahr erwartungsgemalfd aufgrund der
Temperaturentwicklung um 10,1 %. Auch hier entwickelte sich die Absatzmenge
aul3erhalb Viernheims positiver als im Kerngebiet. Die Effekte aus Kundenverlusten an
Wettbewerber sind vergleichsweise gering. Da ein zunehmender Anteil der Gasmengen
im kurzfristigen Terminmarkt eingekauft wurde, konnten die witterungsbedingt
eingetretenen gesunkenen Marktpreise genutzt werden.

[...]

Der Wasserabsatz stieg im Jahr 2015 erstmals wieder mit 3,9 % nennenswert.
Der Fernwarmeabsatz stieg witterungsbedingt um 17,7 %.

Energieerzeugung aus Windkraftanlagen

Das Geschaftsjahr 2015 war maRRgeblich von dem Bau und der Inbetriebnahme dreier
Windkraftanlagen des Typs N117 der Firma Nordex fur den Windpark in Kirrweiler
gepragt. Erste Ertrage aus der Einspeisung von erzeugtem Strom aus diesen
Windkraftanlagen konnten bereits ab Herbst 2015 erzielt werden.

[..]

Nahverkehr

Der operative Busverkehr in Viernheim lief im Geschaftsjahr 2015 weitgehend
reibungslos. Das Linienkonzept hat sich bewahrt und bietet in Verbindung mit den
Verstarkerfahrten im Schilerverkehr eine fur die Gré3e der Stadt gute Versorgung.
Diese Sparte ist jedoch nachhaltig defizitar. In den Folgejahren muss zudem mit einem
Anstieg des Defizits gerechnet werden, da seit Ende 2015 beziiglich der Erbringung der
Fuhrleistungen ein héheres Kostenniveau gegeben ist.

Baderwesen

Das Baderwesen als Bestandteil der Viernheimer Daseinsfiirsorge ist wie in der
Vergangenheit weiterhin stark defizitar und muss aus den Ertrédgen der anderen Sparten,
mitfinanziert werden. Die Besucherzahlen haben sich mittlerweile stabilisiert, wobei
jedoch gerade im Freibad eine starke Witterungsabhangigkeit gegeben ist. Die Erlose im
Baderwesen stiegen gegentber dem Vorjahr um ca. 10%. Insbesondere fur den Schul-
und Vereinssport sind die verfigbaren Nutzungszeiten sehr gut ausgebucht.

Dienstleistungen
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Der Stadtwerke Viernheim Konzern erbringt umfangreiche Dienstleistungen fur
Endkunden, die Stadt Viernheim und Nachbarkommunen. Das Spektrum umfasst die
Erstellung von Hausanschlussen, die Wartung an kundeneigenen Stationen sowie ein
kompletter Warme-Service zur Bereitstellung von Nutzwarme, Unterhaltstatigkeiten an
Wassernetzen, die Betriebsfiihrung fur StralRenbeleuchtung und Abwasserentsorgung,
die Ubernahme von ErschlieBungen, Vermessungsarbeiten und vieles mehr.

[...]
Prognosebericht

Der Stadtwerke Viernheim Konzern bedient im Kerngeschaft einen regional begrenzten
Markt, in dem eine Erh6hung des Marktanteils nur wenig realistisch ist. Nachhaltige
Chancen zur weiteren Entwicklung des Konzerns bieten der Ausbau der
Netzbetreiberaktivitaten in der Region und die Investition in regenerative
Energieerzeugungsanlagen sowie im Ausbau von Dienstleistungen. Mit der Ubernahme
der Stromnetze in den Gemeinden Heddesheim und Hirschberg a. d. B. und der
Projektierung und Umsetzung von Windparks hat der Konzern erhebliche Mittel fur diese
Weiterentwicklung bereitgestellt und eingesetzt. Nach den plangemalRen Anlaufverlusten
werden diese Aktivitaten in Zukunft wesentliche Arbeitsgebiete des Konzerns sein, die
zum Cash-Flow und Unternehmensergebnis beitragen und so den nachhaltigen Bestand
sowie die nachhaltige Investitionsfahigkeit des Konzerns sichern.

[..]

Auszug aus dem Prifungsbericht der WIKOM zum Lagebericht 2015
¢ Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschéaftsfiihrung:

[...]

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnen Erkenntnisse
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den erganzenden
Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung der Grundséatze ordnungsgemalier
Buchfuihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Konzernlagebericht steht insgesamt im
Einklang mit dem Konzernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zuktinftigen Entwicklung
zutreffend dar.

[..]
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2.2.3. Wasserverbande

I

D
bergsiraBe
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2.2.3.1. Abwasserverband Bergstralie

Altau 10
69469 Weinheim
Tel: 06201/4978-0, Fax: 06201/4978-127
E-Mail: info@avb-weinheim.de
www.avb-weinheim.de

Verbandszweck:

Der Zweckverband Abwasserverband Bergstral3e hat die Aufgabe, grundséatzlich die im
Verbandsgebiet anfallenden hauslichen, gewerblichen und industriellen Abfélle sowie die
Niederschlagswasser von den Mitgliedern zu Gbernehmen und vor ihrer Einleitung in den
Vorfluter zu reinigen. Die anfallenden Schlamm- und Abfallstoffe sind abzufiihren und
unschadlich unterzubringen.

Er erstellt, betreibt und unterhalt die hierfir notwendigen Anlagen und Einrichtungen.

Mitglieder: Abwasserverband Grundelbachtal Laudenbach
Birkenau Ober-Laudenbach
Hemsbach Weinheim
Hirschberg Viernheim
Organe des Unternehmens:
Verbands-: bestehend aus den (Ober)Burgermeistern der Stadte Weinheim, Viern-
versammlung: heim und Hemsbach sowie der Gemeinden Laudenbach, Hirschberg

und Birkenau und dem Verbandsvorsteher des Abwasserverbandes
Grundelbachtal sowie je 4 weiteren Vertretern fur die Stadte Viernheim
und Weinheim, 2 weiteren Vertretern fur die Stadt Hemsbach sowie 1
weiteren Vertreter fir die Gemeinden Laudenbach, Birkenau,
Hirschberg und den Abwasserverband Grundelbachtal.

Die Stadt Viernheim wird in der XVIIl. Leg. Periode vertreten von:

Matthias Baal3 Blrgermeister

Dieter Gross Stadtrat

Dr. J6rn Ritterbusch Stadtverordneter

Rolf Nordmann Stadtverordneter

Gerd Brinkmann Stadtrat
Verbands- Heiner Bernhard Oberburgermeister Weinheim (Vorsitzender)
vorsitzender: Matthias Baal3 Burgermeister Viernheim (Stellv. Vorsitzender)

Jirgen Kirchner Burgermeister Hemsbach (Stellv. Vorsitzender)

Geschaftsfuhrung: Dipl.-Ing. Hubert Ensinger Geschaftsfluhrer
Heidrun Parzigas kaufm. Leiterin
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Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Weinheim

Rechtsform: Zweckverband i. S. des Gesetzes Uber Kommunale
Zusammenarbeit

Grindung: 1976

Belastung fur den
stadt. Haushalt: 2016 Zuweisung an den Verband: 2.110.250,00 €
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2.2.3.2. Gewasserverband Bergstralle

GEWASSERVERBAND i

BergstrabBe
Geschéftsstelle
An der Weschnitz 1
64653 Lorsch
Tel: 06251/52485, Fax: 06251/587244
www.gewaesserverband-bergstrasse.de

Verbandszweck:

Der Gewasserverband Bergstral3e hat die Aufgabe, die Gewasser im Verbandsgebiet zu
unterhalten bzw. im Rahmen der Unterhaltung auszubauen. Er hat
RenaturierungsmalRnahmen an den Verbandsgewéssern zu planen und durchzufihren.
Weitere Aufgabe ist die Planung und Durchfiihrung von Hochwasserschutzmal3hahmen im
Verbandsgebiet inkl. der Erstellung und Betreibung von Hochwasserriickhaltebecken.

Mitglieder: Kreis Bergstralie Heppenheim
Alsbach-Hahnlein Lampertheim
Bensheim Lautertal
Biblis Lindenfels
Birkenau Lorsch
Birstadt Morlenbach
Einhausen Rimbach
Farth Viernheim
Gernsheim Zwingenberg

GroR3-Rohrheim
Organe des Unternehmens:

Verbands- bestehend aus je einem Vertreter der o.a. Mitgliedskommunen.
versammlung: Vertreter Viernheims in der XVIII. Leg Periode ist 1. Stadtrat Jens Bolze
Verbands- Christian Engelhardt Landrat (Verbandsvorsteher)

vorstand: Helmut Sachwitz Erster Stadtrat (Bensheim) (stellv. V-Vorsteher)

Christian Schonung  Burgermeister (Lorsch)
Jurgen Kaltwasser Burgermeister (Lautertal)

Geschaftsfuhrung: Ulrich Androsch
Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Heppenheim

Rechtsform: Wasser — und Bodenverband i.S. des Wasserverbandsgesetzes

Grindung: 01.01.2001 als Zusammenschluss aus dem Weschnitz-Verband
(Griindung 1958) und dem Lauter-Winkelbach-Verband (Grindung
1966)

Belastung fur den
stadt. Haushalt: 2016 Beitrag: 85.093,50 €
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2.2.4. (Zweck-)Verbande
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2.2.4.1. Sparkassenzweckverband

D
s Sparkasse
Starkenburg

o
)y A
et

An der Sparkasse
64646 Heppenheim
Tel: 06252/12-0, Fax: 06252/12-1999

STADT
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Verbandszweck:

Aufgabe des Sparkassenzweckverbandes ist die Ubernahme der Gewahrtragerschaft fiir

die Sparkasse Starkenburg.

Mitglieder: Abtsteinach
Birkenau
Farth
Gorxheimertal
Grasellenach
Heppenheim
Hirschhorn
Lindenfels
Morlenbach
Neckarsteinach
Rimbach
Viernheim
Wald-Michelbach

Organe des Unternehmens:

Verbands- bestehend aus je einem Vertreter flr jedes Verbandsmitglied.
versammlung: Vertreter Viernheims ist Stadtverordneten-Vorsteher Norbert Schibeler.
Verbands- Rainer Burelbach Blrgermeister (Heppenheim) Vorsitzender
vorstand: Rolf Reinhard Burgermeister (Abtsteinach)  stellv. Vorsitzender
Helmut Morr Burgermeister (Birkenau)
Jens Helmstadter Blrgermeister (Mdrlenbach)
Markus Réth Birgermeister (Grasellenbach)
Uwe Spitzer Birgermeister (Gorxheimertal)
Michael Helbig Birgermeister (Lindenfels)
Rechtliche und wirtschaftliche Daten:
Sitz: Heppenheim
Rechtsform: Zweckverband im Sinne des Gesetzes Uber Kommunale
Gemeinschaftsarbeit
Grindung: 01.01.1955
Belastung fur den
stadt. Haushalt: keine laufenden Zahlungen
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2.2.4.2. Hessicher Verwaltungsschulverband

VSV |

Birkenweg 14
64283 Darmstadt
Tel: 06151/4982-0, Fax: 06151/4981-60
E-Mail: info@hvsv.de

Verbandszweck:

Nach dem Gesetz Uber die Bildung eines Verwaltungsschulverbandes
(Verwaltungsschulverbandsgesetz — VwSchG) ist der Hessische
Verwaltungsschulverband (HVSV) fur die schulmé&Rige Férderung der beruflichen
Vorbildung, Ausbildung und Fortbildung der Beschéftigten der Verbandsmitglieder im
Sinne einer demokratischen Staatsauffassung zustandig.

Mitglieder: Pflichtmitglieder nach dem Verwaltungsschulgesetz sind:
das Land Hessen
der Landeswohlfahrtsverband Hessen
die kreisfreien Stadte
die Landkreise
die kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden.

Organe des Unternehmens:

Verbands- Hessischer Verwaltungsschulverband
versammlung: Detlef Ruffert Kreistagsvorsitzender (Marburg-Biedenkopf)
Dr. Horst Knechtel Birgermeister a.D. (Schulleiter HVSV)
Land Hessen
Werner Koch Staatssekretar (HMdI) (stellv. Verbandsvorsteher)
Alfred Schmaus Ministerialrat (HMdI)
Sandra Perlick-Hessler Regierungsdirektorin (HMdI)
LWV
Helmut Siebert Ltd. Verwaltungsdirektor (Kassel)
Volker Kossin Verwaltungsdirektor (Kassel)
Hessischer Stédtetag
Jochen Partsch Oberburgermeister (Darmstadt)
(Verbandsvorsteher)
Frieder Gebhard Burgermeister Langen
Roland Kern Burgermeister R6dermark
Hessischer Landkreistag
Stefan Reul3 Landrat Werra-MeiBner-Kreis
Dr. Jan Hilligardt Geschaftsfiihrender Direktor HLT
Dr. Michael Reuter Kreisbeigeordneter Odenwaldkreis
Hessischer Stadte- und Gemeindebund
Werner Schuchmann Burgermeister Ober-Ramstadt
Andreas Larem Burgermeister Messel
Dr. Werner Thomas Blrgermeister Dieburg
weitere Mitglieder
Gerhard Grandke Geschaftsfiihrender Prasident des Sparkassen-
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Verbands-
ausschuss

Schulleiter:

Geschéfts-
fuhrer:

Bezirksleitung
Frankfurt a. M.:

u. Giroverbandes Hessen-Thiringen
Verbandsvorsteher des HVSV:
Detlef Ruffert Kreistagsvorsitzender (Marburg-Biedenkopf)
Schulleiter der HVSV
Horst Knechtel Burgermeister a.D.
Land Hessen
Werner Koch Staatssekretar HMdI (stellv. V.-Vorsteher)
LWV
Helmut Siebert Ltd. Verwaltungsdirektor (Kassel)
Hessischer Stédtetag
Stephan Gieseler Geschaftsf. Direktor (Hessischer Stadtetag)
Hessischer Landkreistag
Stefan Reul3 Landrat (Werra-Meil3ner-Kreis)
Hessischer Stédte- und Gemeindebund
Werner Schuchmann Burgermeister (Ober-Ramstadt)
weitere Mitglieder
Gerhard Grandke Geschaftsfuihrender Prasident des Sparkassen-
u. Giroverbandes Hessen-Thiringen
Horst Knechtel Burgermeister a.D.
Horst Knechtel Burgermeister a.D.
Land Hessen
Werner Eck Dipl. Ing. RP DA (Vorsitzender)
Hessischer Stédtetag
Stephan Gieseler Geschaftsf. Direktor (Hessischer Stadtetag)

(stellv. Vors.)
Hessischer Landkreistag

Carsten Muller Kreisbeigeordneter (Kreis Offenbach)
Hessischer Stédte- und Gemeindebund
Bernhard Bessel Burgermeister (Hainburg)

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz:
Rechtsform:
Grindung:

Belastung fur den
stadt. Haushalt:

Darmstadt
Zweckverband
1946

2016 Verbandsumlage: 3.382,07 €
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2.2.4.3. Kommunale Gemeinschaftsstelle fur

Verwaltungsmanagement

'\

Gereonstr. 18-32
50670 Kéln
Tel: 02 21/ 3 76 89-0, Fax: 02 21/ 3 76 89-59
E-Mail: kgst@kgst.de
www.kgst.de

Verbandszweck:

Gemeinsam mit ihren und fir ihre Mitglieder befasst sich die KGSt mit Fiihrung, Steuerung
und Organisation der Kommunalverwaltung. Sie entwickelt auf der Grundlage der
kommunalen Praxis gutachterliche Empfehlungen.

Mitglieder: Uber 1.950 Kommunen und Institutionen sind bereits Mitglied der KGSt.
Jede Kommune kann ordentliches Mitglied werden. Behdrden und
Institutionen kdnnen korrespondieren (nicht stimmberechtigte) Mitglieder
sein.

Organe des Unternehmens:

Mitglieder- bestehend aus je einem Vertreter fir jede Mitgliedskommune.
versammlung: Vertreter Viernheims ist Blrgermeister Matthias Baal3.

Verwaltungs- bestehend aus mindestens 36 in der kommunalen Praxis

rat: erfahrenen Personlichkeiten, die sich fir die Arbeit der KGSt besonders

aufgeschlossen gezeigt haben. Sie werden von der
Mitgliederversammlung fur den Zeitraum bis zur nachsten ordentlichen
Mitgliederversammlung gewahlt.

Der Vorstand ist kraft Amtes stimmberechtigtes Mitglied des
Verwaltungsrates.

In der Wahlperiode 2014-2017 ist der Verwaltungsrat derzeit mit 44
Mitgliedern und 12 Gastmitgliedern besetzt.

Vorstand: Rainer Christian Beutel (Vorstand)
Norbert Ottersbach (stellv. Vorstand )

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Kdln

Rechtsform: Verband

Grindung: 1949

Belastung fur den

stadt. Haushalt: Mitgliedsbeitrag 2016: 1.740,96 €
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2.2.4.4. ekom?2l - KGRZ Hessen

Carlo-Mierendorff-Str. 11
35398 Giel3en
Tel: 0641/9830-0, Fax: 0641/ 9830-2020
E-Mail: ekom21@ekom21.de
www.ekom21.de

Verbandszweck:

,,ekom21“ steht flr das grof3te BSI-zertifizierte kommunale IT-Dienstleistungsunternehmen
in Hessen, fur das drittgroéf3te in Deutschland und fir stetige Weiterentwicklung seit 1970.
Hervorgegangen aus den Kommunalen Gebietsrechenzentren, bietet die ekom21 fir ihre
Kunden ein umfangreiches Produkt-, Losungs- und Dienstleistungsportfolio an.

Dazu gehort:

e Beschaffung und Bereitstellung von informationstechnischen Anlagen und
LOosungen

« Entwicklung, Wartung und Vertrieb von ganzheitlichen, innovativen Lésungen

« BSl-zertifizierter Service-Provider

o Professionelles Dienstleistungsangebot.

Die ekom21 betreut iber 700 Kunden mit tiber 30.000 Anwendern. Sie hat sich auf
Komplettldsungen fir kommunale Kunden spezialisiert. Zu den kommunalen Kunden
gehoren Landkreise, Stadte, Gemeinden, kommunale Eigenbetriebe, Zweckverbande,
Anstalten, Krankenhauser, Heime und andere offentliche Einrichtungen. Zu den
staatlichen Kunden zéhlen Landesverbande, Ministerien und Regierungsprasidien.

Im Jahr 2001 wurde die ekom21 GmbH durch das Kommunale Gebietsrechenzentrum
Kassel und die Kommunale Informationsverarbeitung in Hessen gegriindet.

Beide Kdrperschaften haben sich zum 1. Januar 2008 zusammengeschlossen.

Dies wurde von den Verbandsversammlungen des KGRZ Kassel am 11.12.2007 und der
KIV in Hessen am 13.12.2007 beschlossen. Unter dem Namen ,ekom21 — KGRZ Hessen*
wurde somit das grof3te hessische kommunale Dienstleistungsunternehmen geschatffen.
Die neue Korperschaft ist Rechtsnachfolger von KGRZ Kassel und KIV in Hessen; somit
haben sich auch die Gremien beider Hauser zusammengeschlossen.

Waéhrend die ekom21 GmbH fir Vertrieb, Marketing und Consulting verantwortlich ist,
werden bei der Korperschaft alle anderen Kunden- und Produktdienstleistungen
abgewickelt.

-46 -



STADT
VIERNHEIM

Beteiligungsbericht 2016 S o

Mitglieder: 494

Organe des Unternehmens:

Verbands- bestehend aus je einem Vertreter fur jedes Mitglied
versammlung: Vertreter Viernheims ist Burgermeister Matthias Baal3
Vorsitzender: Harald Plinnecke Burgermeister a.D.
Stellv. Vorsitzende:
Jan Schneider Stadtrat Frankfurt
Werner Schuchmann Birgermeister Ober-Ramstadt

Verbands-: bestehend aus 15 Mitgliedern
Vorstand
Vorsitzender: Gerhard Schultheil3 Burgermeister Nidderau
Stellv. Vorsitzender: Hartmut Linnekugel Birgermeister
Volkmarsen

Aufsichtsrat: bestehend aus 13 Mitgliedern aus der Verbandsversammlung und dem
Verbandsvorstand
Vorsitzender: Oswin Veith MdB
Stellv. Vorsitzender: Hartmut Linnekugel Birgermeister
Volkmarsen

Geschaftsfuhrer: Bertram Huke und Ulrich Kinkel
Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Giel3en
Rechtsform: Kdrperschaft des offentlichen Rechts
Grindung: Die KGRZ Kassel und die KIV in Hessen haben sich zum 1. Januar

2008 zusammengeschlossen.

Belastung fur den

stadt. Haushalt:  keine generellen Beitrage — nur Kosten fir in Anspruch genommene
Leistungen
2016: 322.564,32 €
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2.2.5. Sonstige

Kommunaler
Arbeitgeberverband
A . Hessen
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2.25.1. Hessischer Stadte- und Gemeindebund e.V.

Henri-Dunant-Str. 13
63165 Muhlheim am Main
Tel: 06108/6001-0, Fax: 06108/6001-57
E-Mail: hsgbh@hsgb.de
www.hsgb.de

Vereinszweck:

Der Hessische Stadte- und Gemeindebund e.V. (HSGB) ist der mitgliederstarkste
kommunale Spitzenverband der kreisangehdrigen Kommunen in Hessen. Er bindelt
gemeinsame Anliegen und Belange seiner Mitgliedsstadte und -gemeinden und vertritt sie
gegenuber dem Hessischen Landtag, der Hessischen Landesregierung sowie gegentber
anderen Korperschaften und Organisationen. Dartber hinaus leistet der HSGB
Rechtsberatung und Prozessvertretung fur seine Mitglieder.

Der HSGB leistet Rechtsberatung und Prozessvertretung fur seine Mitglieder. Die
rechtliche und fachliche Beratung umfasst die Mdglichkeit zur Einholung telefonischer
Auskinfte, schriftlicher Stellungnahmen und Gutachten bis hin zur Erérterung
umfassender Sachverhalte vor Ort.

Mitglieder: Der Hessische Stadte- und Gemeindebund (HSGB) ist der Verband der
kreisangehorigen Stadte und Gemeinden des Landes Hessen. Von 421
Stadten und Gemeinden gehdren dem HSGB 404 als Mitglieder an. Davon
nahezu alle Kommunen unter 40.000 Einwohner.

Organe des Unternehmens:

Mitglieder- bestehend aus je einem Vertreter fur jede Mitgliedskommunen.
versammlung: Vertreter Viernheims ist Burgermeister Matthias Baal3
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Dr. Ulrich Kiinz
Matthias Baal}
Klaus Temmen
Manfred Apell

Hans Benner

Bjorn Brede

Friedel Lenze

Uwe Olt

Manfred Schaub
Thorsten Stolz
Herbert Erich Unger
Dieter Zimmer

Peter Funk
Wolfgang Gottlieb
Stephan Kelbert
Hans Heinz Keursten
Konrad Goétz
Hartmut Linnekugel
Edwin Schneider
Danny Sutor

Ursula Gimmler
Carsten Helfmann
Jorg Lautenschlager
Ginter Martini
Volker Mosler
Thomas Scholz
Karl-Josef Schwiddessen
Rainer-Hans Vollmoller
Roland Kern
Heinrich Vesper

Haupt-
ausschuss:

Harald Semler

Dr. Thomas Stohr
Karl-Heinz Schéafer
Heinz-Peter Becker
Iris Schroder
Michael Steisel
Uwe Steuber
Bernhard Ziegler
Michael Aufenanger
Dr. Astrid Mannes

Prasidium:

Geschaftsfuhrung: Karl-Christian Schelzke

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Muhlheim am Main
Rechtsform: eingetragener Verein
Grindung: 1946

Belastung fur den
stadt. Haushalt:

STADT
VIERNHEIM

Burgermeister (Kirtorf) Vorsitzender
Burgermeister (Viernheim) 1. Stellv. Vorsitzender
Burgermeister (Kronberg) 2. Stellv. Vorsitzender
Biurgermeister (Lahntal)

Burgermeister (Herborn)

Burgermeister (Frankenau)
Burgermeister (Berkatal)

Biurgermeister (Lutzelbach)
Burgermeister (Baunatal)

Burgermeister (Gelnhausen)
Burgermeister (Florstadt)

Burgermeister (Dreieich)

Burgermeister (Minchhausen)
Biurgermeister (Birstein)

Burgermeister (Michelstadt)
Burgermeister (Rothenberg)
Burgermeister (Eschenberg)
Burgermeister (Volkmarsen)
Burgermeister (Ulrichstein)
Blrgermeister (Grebenstein)
Burgermeisterin (Schauenburg)
Burgermeister (Eppertshausen)
Burgermeister (Modautal)

Burgermeister (Bickenbach)
Burgermeister (Ridesheim am Rhein)
Burgermeister (Mengerskirchen)
Burgermeister (Petersberg)
Blrgermeister (Lauterbach)
Burgermeister (Rédermark)
Burgermeister (Willingshausen)

Burgermeister (Wetzlar) Prasident
Burgermeister (Bad Vilbel) 1. Vize-Prasident
Burgermeister (Pohlheim) 2. Vize-Prasident
Burgermeister (Morfelden-Walldorf)
Burgermeisterin (Neuberg)

Blrgermeister (S6hrewald)

Burgermeister (Lichtenfels)

Blrgermeister (Herbstein)

Burgermeister (Ahnatal)

Blrgermeisterin (Muhltal)

Verbandsumlage 2016: 21.577,40 €
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2.25.2. Kommunaler Arbeitgeberverband Hessen e.V.

Hessen

Geschaftsstelle:
Allerheiligentor 2-4
60311 Frankfurt am Main
Tel: 069/92 00 47-0, Fax: 069/28 99 32
E-Mail: info@kav-hessen.de
www.kav-hessen.de

Vereinszweck:

Der Verein ist Tarifvertragspartei im Sinne des Tarifvertragsgesetzes.
Er vertritt die gemeinsamen Angelegenheiten der Mitglieder auf tarif-, sozial- und
arbeitsrechtlichem Gebiet gegeniber Gewerkschaften, staatlichen Stellen und anderen

Organisationen.

Mitglieder:

Dem Kommunalen Arbeitgeberverband Hessen gehoéren tiber 750
Mitglieder an.

Hierbei handelt es sich um kommunale Verwaltungen, den
Landeswohlfahrtsverband Hessen, Versorgungsbetriebe (Elektrizitéat,
Gas, Fernwarme, Wasser), Entsorgungsbetriebe, Nahverkehrsbetriebe
und Flughéfen, Sparkassen, Krankenhauser und Pflegeeinrichtungen
sowie sonstige juristische Personen des o6ffentlichen und privaten
Rechts.

Daneben gibt es auch Gastmitglieder ohne Tarifbindung.

Organe des Unternehmens:

Mitglieder-
versammlung:
Haupt-
ausschuss:

bestehend aus je einem Vertreter fur jede Mitgliedskommune.
Vertreter Viernheims ist Blrgermeister Matthias Baal3.

bestehend aus

a) zwolf Vertretern der kreisfreien Stadte

b) sechs Vertretern der kreisangehdrigen Stadte

c) zwei Vertretern der Gemeinden:

d) sieben Vertretern der Landkreise,

e) drei Vertretern des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen,

f) vier Vertretern der Versorgungsbetriebe,

g) vier Vertretern der Verkehrsbetriebe,

h) vier Vertretern der Sparkassen,

i) vier Vertretern der Krankenhauser und Pflegeeinrichtungen mit Aus-
nahme der Krankenh&user und Pflegeinrichtungen des Landeswonhl-
fahrtsverbandes Hessen,

k) vier Vertretern der Fachgruppe Allgemeine Verwaltung,

[) drei Vertretern der sonstigen von den Buchstaben a-k nicht erfassten
Mitglieder
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Prasidium: Burkhard Albers
Detlev Bendel
Lothar Herbst

Richard Kreutzer
Horst Baier

Uwe Briickmann
Dr. Jan Hilligardt
Claus Kaminsky
Gotz Konrad
Michael Muller

Robert Restani
Thomas Wissgott

Karl-Christian Schelzke

Dr. Thomas Stohr

Geschéfts- Burkhard Albers
fuhrender Detlev Bendel
Vorstand: Manfred Hoffmann

Dr. Markus Sprenger

Rechtliche und wirtschaftliche Daten:

Sitz: Frankfurt am Main
Rechtsform: eingetragener Verein
Grindung: 14.09.1949

Belastung fur den
stadt. Haushalt:

Landrat Rheingau-Taunus-Kreis (Prasident)

Stadtrat Wiesbaden (Vize-Prasident)
Vorstandsmitglied Mainova AG, Frankfurt
am Main (weiterer Vertreter des Prasidenten)
Geschaftsfuhrer Lahn-Dill-Kliniken GmbH,
Wetzlar (weiterer Vertreter des Prasidenten)

Blrgermeister Pfungstadt

Landesdirektor LWV Hessen, Kassel

Direktor Hessischer Landkreistag,

Wiesbaden

Oberburgermeister Hanau
Birgermeister Eschenburg

STADT
VIERNHEIM

Arbeitsdirektor Fraport AG, Frankfurt am

Main

Sparkassendirektor Sparkasse Hanau
Geschaftsfuhrer Stadtwerke Verkehrs-

gesellschaft Frankfurt am Main mbH
Geschaftsfihrender Direktor Hessischer
Stadte und Gemeindebund, Muhlheim am

Main

Blrgermeister Bad Vilbel

Landrat Rheingau-Taunus-Kreis (Prasident)

Stadtrat Wiesbaden (Vize-Prasident)

Verbandsgeschéftsfuhrer

stellv. Geschéaftsfiihrer

Beitrag 2016: 1.464,36 €
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2.2.6.

E

Aktuelle Besetzungen

(nach der Kommunalwahl 2016)

BETRIEBSKOMMISSION DES

VIERNHEIMER FORUM DER SENIOREN

Ordentliche Mitglieder:

Vertreter/innen:

STADT
VIERNHEIM

CDU:

Frank, Elvira
Gutperle, Jurgen
Werle, Richard

WeilRe, Tobias
Winkler, Christoph
Kaser, Hannah

SPD:

Forg, Klaudia Wohlfart, Maximilian
Rihm, Dieter Schafer, Daniel
UBV:

Bleiholder, Urte Toth, Anton
GRUNE:

Zoller-Helbig, Helga

Winkenbach, Manfred

Magistratsmitglieder:

Bgm Matthias Baal3 (Vorsitzender)
Hedwig Fraas

Helmut Kirchner

Randoald Reinhardt
Jenny Dieter

Personalratsmitglieder:
Demant, Eve
Mandel, Thomas

Gronow, Beate
Guven, Ayfer

Eine im Gesundheitswesen erfahrene

Person:
Kempf, Wolfgang

N.N.

Mitglieder caritativer Organisationen:

Miedniak, Jurgen (MHD)
Gassenferth, Volker (Caritas)
Hornle, Bjorn (Johanniter)

Dr. Hinrichs, Dagmar (Hospizverein)

Miedniak Karin (MHD)
Schmiddem, Jutta (AWO)
Klotz, Peter (Johanniter)
Koch, Wilhelm (Hospizverein)
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-BETRIEBSKOMMISSION DES

STADTBETRIEBS VIERNHEIM

Ordentliche Mitglieder:

Vertreter/innen:

STADT
VIERNHEIM

CDU:
Bichler, Ruth
Scheidel, Jorg

Renner, Engelbert
Ringhof, Martin

Haas, Sigrid Frank, Elvira
SPD:
Mayer-Kotlenga, Nina Forg, Klaudia

Wohlfart, Maximilian

Baus, Michael

UBV:
Wunderle, Bernhard

Nordmann, Rolf

GRUNE:
Klee, Wolfgang

Winkenbach, Manfred

Magistratsmitqglieder:

1. Stadtrat Jens Bolze (Vorsitzender)
Dieter Gross

Heinz Rohrbacher

Glnter Wolk
Jenny Dieter

Personalratsmitglieder:

Eschelbach, Klaus A

Blael3, Stephan .

zwei wirtschaftlich oder technisch

besonders erfahrene Personen:

Buchler, Simon Jukic, Dirk

Pajung, Armin

Haas, Herbert
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AUFSICHTSRAT DER
STADTWERKE VIERNHEIM GMBH

Ordentliche Mitglieder:

CDU:

Stv. Volker Ergler
Stv. Bastian Kempf
Stv. Martin Ringhof
Bernhard Seitz

SPD:

Stv. Andreas Hafele
Reinhard Hdolscher
Horst Winkenbach

GRUNE:
SR Thomas Klauder

UBV:
SR Hayrettin Vanli
Stv. Rolf Bleiholder

FDP:
Kriuck, Wilhelm

Betriebsratsmitglieder:
Lohbeck, Daniel
Wunder, Hildegard

Vorsitzender
Blrgermeister Matthias Baal3
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3. Rechtliche Grundlagen

In Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland
(GG) ist das Recht der Gemeinden auf Regelung aller drtlichen Angelegenheiten in
eigener Verantwortung garantiert.
(2) ,Den Gemeinden muss das Recht gewéhrleistet sein, alle Angelegenheiten der
ortlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu
regeln.......... Die Gewébhrleistung der Selbstverwaltung umfasst auch die

“

Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung............ .

Artikel 137 der Verfassung des Landes Hessen (HV) greift dieses Recht auf
kommunale Selbstverwaltung in den Abséatzen 1 und 3 auf und regelt, dass die
Gemeinden in ihrem Gebiet unter eigener Verantwortung die ausschlie3lichen Trager
der gesamten ortlichen offentlichen Verwaltung sind.

(1) Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet unter eigener Verantwortung die
ausschlieBRlichen Trager der gesamten ortlichen 6ffentlichen Verwaltung. Sie
koénnen jede 6ffentliche Aufgabe Gibernehmen, soweit sich nicht durch
ausdrickliche gesetzliche Vorschriften anderen Stellen im dringenden 6ffentlichen
Interesse ausschlief3lich zugewiesen sind.

(3) Das Recht der Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten wird den Gemeinden und
Gemeindeverbanden vom Staat gewéhrleistet. Die Aufsicht des Staates beschrankt
sich darauf, dass ihre Verwaltung im Einklang mit den Gesetzen gefiihrt wird.

8§ 1 Absatz 1, Satz 2 und § 2 Satz 1der Hessischen Gemeindeordnung (HGO)
nehmen diese verfassungsmaliige Grundlage der kommunalen Selbstverwaltung auf
und stellen heraus, dass die Gemeinde das Wohl ihrer Einwohner in freier
Selbstverwaltung durch Stadtverordneten-Versammlung und Magistrat fordert und
dass sie grundsatzlich die ausschlief3liche und eigenverantwortliche Tragerschaft der
offentlichen Verwaltung im Gemeindegebiet inne hat.

§1

(1) .....Sie férdert das Wohl ihrer Einwohner in freier Selbstverwaltung durch ihre von

den Birgern gewahlten Organe.

§2

Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet, soweit die Gesetze nicht ausdricklich etwas

anders bestimmen, ausschlieZliche und eigenverantwortliche Trager der offentlichen

Verwaltung.

Mit den 88 121, 122 HGO wird den Kommunen die Moglichkeit erdffnet, sich zur
Erflllung ihrer Aufgaben unter bestimmten Voraussetzungen wirtschaftlich zu
betatigen und sich an Gesellschaften zu beteiligen.

§ 121 HGO
(1) Die Gemeinde darf sich wirtschaftlich betatigen, wenn

1. der o6ffentliche Zweck die Betatigung rechtfertigt,

2. Die Betatigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhaltnis zur
Leistungsfahigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und

3.der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfullt
wird oder erfullt werden kann.

Soweit Tatigkeiten vor dem 1. April 2004 ausgelbt wurden, sind sie ohne die in
Satz 1 Nr. 3 genannten Einschrankungen zulassig.

(2) Als wirtschaftliche Betatigung gelten nicht Tatigkeiten
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1. zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist,

2. auf den Gebieten des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des
Sports, der Erholung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung sowie

3. zur Deckung des Eigenbedarfs.

Auch diese Unternehmen und Einrichtungen sind, soweit es mit ihrem o6ffentlichen
Zweck vereinbar ist, nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und
kdnnen entsprechend den Vorschriften Uber die Eigenbetrieb gefihrt werden.

(4) Ist eine Betatigung zulassig, sind verbundene Tatigkeiten, die Ublicherweise im
Wetthewerb zusammen mit der Haupttatigkeit erbracht werden, ebenfalls zulassig;
mit der Ausfihrung dieser Tatigkeiten sollen private Dritte beauftragt werden,
soweit das nicht unwirtschaftlich ist.

(5) Die Betatigung aulRerhalb des Gemeindegebietes ist zulassig, wenn
1. bei wirtschaftlichen Betatigungen die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen und

2. die berechtigten Interessen der betroffenen kommunalen Gebietskdrperschaften
gewahrt sind. Bei gesetzlich liberalisierten Tatigkeiten gelten nur die Interessen
als berechtigt, die nach den maf3geblichen Vorschriften eine Einschrankung des
Wettbewerbs zulassen.

(6) Vor der Entscheidung uber die Errichtung, Ubernahme oder wesentliche
Erweiterung von wirtschaftlichen Unternehmen sowie tUber eine unmittelbare oder
mittelbare Beteiligung ist die Gemeindevertretung auf der Grundlage einer
Markterkundung umfassend Uber die Chancen und Risiken der beabsichtigten
unternehmerischen Betétigung sowie Uber deren zu erwartende Auswirkungen auf
das Handwerk und die mittelstandische Wirtschaft zu unterrichten. Vor der
Befassung der Gemeindevertretung ist den 6rtlichen Handwerkskammern,
Industrie- und Handelskammern sowie Verb&nden Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben, soweit ihr Geschaftsbereich betroffen ist. Die Stellungnahmen sind der
Gemeindevertretung zur Kenntnis zu geben.

(7) Die Gemeinden haben mindestens einmal in jeder Wabhlzeit zu prifen, inwieweit
ihre wirtschaftliche Betatigung noch die Voraussetzungen des Abs. 1 erfullt und
inwieweit die Tatigkeiten privaten Dritten Gbertragen werden kdnnen.

(8) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde sind so zu flihren, dass sie einen
Uberschuss fir den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dies mit der Erfiillung
des offentlichen Zwecks in Einklang zu bringen ist. Die Ertrage jedes
Unternehmens sollen mindestens so hoch sein, dass

1. alle Aufwendungen und kalkulatorischen Kosten gedeckt werden.

2. die Zufihrungen zum Eigenkapital (Rucklagen) erméglicht werden, die zur Er-
haltung des Vermdégens des Unternehmens sowie zu seiner technischen und wirt-
schaftlichen Fortentwicklung notwendig sind und

3. eine marktibliche Verzinsung des Eigenkapital erzielt wird.

Lieferungen und Leistungen von anderen Unternehmen und Verwaltungszweigen
der Gemeinde an das Unternehmen sowie Lieferungen und Leistungen des
Unternehmens an andere Unternehmen und Verwaltungszweige der Gemeinde
sind
kostendeckend zu vergiiten

(9) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht errichten, tilbernehmen oder betreiben.
Fur das o6ffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei den besonderen Vorschriften.
[Sparkassengesetz]
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§ 122 HGO

(1) Die Gemeinde darf eine Gesellschaft, die auf den Betrieb eines wirtschaftlichen
Unternehmens gerichtet ist, nur griinden oder sich daran beteiligen, wenn

1. die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 vorliegen,

2. die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihre
Leistungsfahigkeit angemessenen Betrag begrenzt ist

3.die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder
in einem entsprechenden Uberwachungsorgan erhalt.

4. gewdhrleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit nicht
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vor-
schriften entgegenstehen, entsprechend den fir grol3e Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt
und gepruft werden.

Die Aufsichtsbehdrde kann von den Vorschriften der Nr. 2 bis 4 in besonderen
Fallen Ausnahmen zulassen

(2) Abs. 1 gilt mit Ausnahme der Vorschrift Nr. 1 auch fir die Griindung einer
Gesellschaft, die nicht auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens
gerichtet ist, und fur die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft. Darliber hinaus
ist die Grindung oder die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft nur zulassig,
wenn ein wichtiges Interesse der Gemeinde an der Griindung oder Beteiligung
vorliegt.

(3) Eine Aktiengesellschaft soll die Gemeinde nur errichten, Gbernehmen, wesentlich
erweitern oder sich daran beteiligen, wenn der 6ffentliche Zweck des
Unternehmens nicht ebenso gut in einer anderen Rechtsform erflllt werden kann.

(4) Gehoren einer Gemeinde mehr als 50 vom Hundert der Anteile an einer
Gesellschaft, so hat sie darauf hinzuwirken, dass

1. in sinngemafRer Anwendung der fiir Eigenbetriebe geltenden Vorschriften,

a) fur jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird
b) der Wirtschaftsfiihrung eine funfjahrige Finanzplanung zugrunde gelegt und der
Gemeinde zur Kenntnis gebracht wird
2. nach den Wirtschaftsgrundsatzen (8§ 121 Abs. 8) verfahren wird, wenn die Ge-
sellschaft ein wirtschaftliches Unternehmen betreibt.

(5) Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Gesellschaft, an der Gemeinden oder
Gemeindeverbande mit insgesamt mehr als 50 vom Hundert beteiligt sind, sich an
einer anderen Gesellschaft beteiligen will.

(6) Die Gemeinde kann einen Geschéftsanteil an einer eingetragenen
Kreditgenossenschaft erwerben, wenn eine Nachschusspflicht ausgeschlossen ist
oder die Haftsumme auf einen bestimmten Betrag beschrénkt ist.

8 126 HGO erdffnet den Gemeinden dartber hinaus auch eine Beteiligung an
anderen privatrechtlichen Vereinigungen und kommunalen Interessenverbanden.

Stadtverwaltung Viernheim

Hauptamt/Abt. Einkauf, Organisation, EDV
Herrn Haas

Kettelerstr. 3

68519 Viernheim

- 58 -



	Dokumente
	Bekanntmachung 24.08.2017 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (exportiert: 17.08.2017)
	Öffentliche Niederschrift 24.08.2017 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (exportiert: 07.09.2017)

	Tagesordnungspunkte
	1. Generalentwässerungsplan mit Stand April 2017
Hydraulische Gefährdungsanalyse (Überflutungsschutz) VL-55-2017/XVIII 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-55-2017/XVIII 1. Ergänzung - Generalentwässerungsplan mit Stand April 2017Hydraulische Gefährdungsanalyse (Überflutungsschutz) (exportiert: 16.08.2017)

	2. Prüfung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße VL-85-2017/XVIII
	Beschlussvorlage VL-85-2017/XVIII - Prüfung der Jahresrechnung 2015 durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße (exportiert: 17.08.2017)
	Prüfbericht Jahresrechnung 2015 (exportiert: 17.08.2017)
	Stellungnahme Prüfbericht (exportiert: 17.08.2017)


	3. Soziale Wohnraumförderung – Erwerb von Belegungsrechten 2017;
Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim für eine Förderung im Bauprogramm 2017; hier: städtische Komplementärförderung VL-79-2017/XVIII 1. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-79-2017/XVIII 1. Ergänzung - Soziale Wohnraumförderung – Erwerb von Belegungsrechten 2017;Anmeldung von Bauvorhaben der Baugenossenschaft Viernheim für eine Förderung im Bauprogramm 2017; hier: städtische Komplementärförderung (exportiert: 17.08.2017)
	Anlage (exportiert: 17.08.2017)
	Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung
	Neubau der Ortsumfahrung Calden im Zuge der Bundesstraße 7, Neubau der Landesstraße 3214 und Neubau der Kreisstraße 47, Planfeststellungsbeschluss vom 1.12.2012, Planänderung; Öffentliche Bekanntmachung nach § 3a UVPG

	Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Soziale Wohnraumförderung; Erwerb von Belegungsrechten

	Hessisches Ministerium für Soziales und Integration
	Laufende Leistungen zum Unterhalt (§ 39 SGB VIII) für Kinder und Jugendliche in Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) (Pflegegelderlass)




	4. Vergabe der Mittel zur Unterstützung der "Eine Welt Gruppen" VL-63-2017/XVIII
	Beschlussvorlage VL-63-2017/XVIII - Vergabe der Mittel zur Unterstützung der "Eine Welt Gruppen" (exportiert: 07.06.2017)
	Anlage zur Beschlussvorlage VL-63-2017/XVIII (exportiert: 07.06.2017)
	Anlage zur Beschlussvorlage VL-63-2017/XVIII (exportiert: 07.06.2017)


	5. Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim gemäß § 123a HGO VL-54-2017/XVIII
	Beschlussvorlage VL-54-2017/XVIII - Beteiligungsbericht der Stadt Viernheim gemäß § 123a HGO (exportiert: 07.06.2017)
	Beteiligungsbericht (exportiert: 04.08.2017)




